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Straßenverkehrsgesetz Straßenverkehrsgesetz  

( - StVG) 
vom: 03.05.1909 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 16.8.2024 

I Nr. 266 

( - StVG) 
vom: 03.05.1909 - zuletzt geän-

dert durch Art. 1 G v. 16.8.2024 I 
Nr. 266 

 

§ 1a § 1a  

Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollauto-
matisierter Fahrfunktion 

Kraftfahrzeuge mit automatisierter Fahr-
funktion 

 

(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs 
mittels hoch- oder vollautomatisierter Fahr-

funktion ist zulässig, wenn die Funktion be-
stimmungsgemäß verwendet wird. 

(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs 
mittels automatisierter Fahrfunktion ist zu-

lässig, wenn die Funktion bestimmungsge-
mäß verwendet wird. 

 

(2) Kraftfahrzeuge mit hoch- oder voll-
automatisierter Fahrfunktion im Sinne die-

ses Gesetzes sind solche, die über eine 
technische Ausrüstung verfügen,  

(2) Kraftfahrzeuge mit automatisierter 

Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes sind 
solche, die über eine technische Ausrüstung 
verfügen,  
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1. die zur Bewältigung der Fahraufgabe – 
einschließlich Längs- und Querführung 
– das jeweilige Kraftfahrzeug nach Ak-
tivierung steuern (Fahrzeugsteuerung) 
kann, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. die in der Lage ist, während der hoch- 
oder vollautomatisierten Fahrzeugsteu-
erung den an die Fahrzeugführung ge-
richteten Verkehrsvorschriften zu ent-
sprechen, 

2. die in der Lage ist, während der automa-
tisierten Fahrzeugsteuerung den an die 
Fahrzeugführung gerichteten Verkehrs-
vorschriften zu entsprechen, 

 

3. die jederzeit durch den Fahrzeugführer 
manuell übersteuerbar oder deaktivier-
bar ist, 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. die die Erforderlichkeit der eigenhändi-
gen Fahrzeugsteuerung durch den 
Fahrzeugführer erkennen kann, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. die dem Fahrzeugführer das Erforder-
nis der eigenhändigen Fahrzeugsteue-
rung mit ausreichender Zeitreserve vor 
der Abgabe der Fahrzeugsteuerung an 
den Fahrzeugführer optisch, akustisch, 
taktil oder sonst wahrnehmbar anzei-
gen kann und 

5. u n v e r ä n d e r t   
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6. die auf eine der Systembeschreibung 
zuwiderlaufende Verwendung hinweist. 

6. u n v e r ä n d e r t   

Der Hersteller eines solchen Kraftfahr-
zeugs hat in der Systembeschreibung ver-
bindlich zu erklären, dass das Fahrzeug 
den Voraussetzungen des Satzes 1 ent-
spricht. 

Der Hersteller eines solchen Kraftfahrzeugs 
hat in der Systembeschreibung verbindlich zu 
erklären, dass das Fahrzeug den Vorausset-
zungen des Satzes 1 entspricht. 

 

(3) Die vorstehenden Absätze sind 
nur auf solche Fahrzeuge anzuwenden, die 
nach § 1 Absatz 1 zugelassen sind, den in 
Absatz 2 Satz 1 enthaltenen Vorgaben ent-
sprechen und deren hoch- oder vollauto-
matisierte Fahrfunktionen  

(3) Die vorstehenden Absätze sind nur 
auf solche Fahrzeuge anzuwenden, die nach 
§ 1 Absatz 1 zugelassen sind, den in Absatz 
2 Satz 1 enthaltenen Vorgaben entsprechen 
und deren automatisierte Fahrfunktionen  

 

1. in internationalen, im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes anzuwendenden Vor-
schriften beschrieben sind und diesen 
entsprechen oder 

1. u n v e r ä n d e r t   
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2. eine Typgenehmigung gemäß Artikel 
20 der Richtlinie 2007/46/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
vom 5. September 2007 zur Schaffung 
eines Rahmens für die Genehmigung 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr-
zeuganhängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen techni-
schen Einheiten für diese Fahrzeuge 
(Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 
9.10.2007, S. 1) erteilt bekommen ha-
ben. 

2. u n v e r ä n d e r t   

(4) Fahrzeugführer ist auch derjenige, 
der eine hoch- oder vollautomatisierte 
Fahrfunktion im Sinne des Absatzes 2 akti-
viert und zur Fahrzeugsteuerung verwen-
det, auch wenn er im Rahmen der bestim-
mungsgemäßen Verwendung dieser Funk-
tion das Fahrzeug nicht eigenhändig steu-
ert. 

(4) Fahrzeugführer ist auch derjenige, 
der eine automatisierte Fahrfunktion im 
Sinne des Absatzes 2 aktiviert und zur Fahr-
zeugsteuerung verwendet, auch wenn er im 
Rahmen der bestimmungsgemäßen Verwen-
dung dieser Funktion das Fahrzeug nicht ei-
genhändig steuert. 
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§ 1b § 1b  

Rechte und Pflichten des Fahrzeugfüh-
rers bei Nutzung hoch- oder vollautoma-

tisierter Fahrfunktionen 

Rechte und Pflichten des Fahrzeugführers 
bei Nutzung automatisierter Fahrfunktio-

nen 

 

(1) Der Fahrzeugführer darf sich wäh-
rend der Fahrzeugführung mittels hoch- o-
der vollautomatisierter Fahrfunktionen ge-
mäß § 1a vom Verkehrsgeschehen und der 
Fahrzeugsteuerung abwenden; dabei muss 
er derart wahrnehmungsbereit bleiben, 
dass er seiner Pflicht nach Absatz 2 jeder-
zeit nachkommen kann. 

(1) Der Fahrzeugführer darf sich wäh-
rend der Fahrzeugführung mittels automati-
sierter Fahrfunktionen gemäß § 1a vom Ver-
kehrsgeschehen und der Fahrzeugsteuerung 
abwenden; dabei muss er derart wahrneh-
mungsbereit bleiben, dass er seiner Pflicht 
nach Absatz 2 jederzeit nachkommen kann. 

 

(2) Der Fahrzeugführer ist verpflichtet, 
die Fahrzeugsteuerung unverzüglich wie-
der zu übernehmen,  

(2) Der Fahrzeugführer ist verpflichtet, 
die Fahrzeugsteuerung unverzüglich wieder 
zu übernehmen,  

 

1. wenn das hoch- oder vollautomatisierte 

System ihn dazu auffordert oder 

1. wenn das automatisierte System ihn 

dazu auffordert oder 
 

2. wenn er erkennt oder auf Grund offen-
sichtlicher Umstände erkennen muss, 
dass die Voraussetzungen für eine be-
stimmungsgemäße Verwendung der 
hoch- oder vollautomatisierten Fahr-

funktionen nicht mehr vorliegen. 

2. wenn er erkennt oder auf Grund offen-
sichtlicher Umstände erkennen muss, 
dass die Voraussetzungen für eine be-
stimmungsgemäße Verwendung der au-
tomatisierten Fahrfunktionen nicht mehr 

vorliegen. 
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§ 1e § 1e  

Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autono-
mer Fahrfunktion; Widerspruch und An-

fechtungsklage 

Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autono-
mer Fahrfunktion; Widerspruch und An-

fechtungsklage 

 

(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs 
mittels autonomer Fahrfunktion ist zulässig, 
wenn  

(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs 
mittels autonomer Fahrfunktion ist zulässig, 
wenn  

 

1. das Kraftfahrzeug den technischen Vo-
raussetzungen gemäß Absatz 2 ent-
spricht, 

1. u n v e r ä n d e r t   
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2. für das Kraftfahrzeug eine Betriebser-
laubnis nach Absatz 4 erteilt worden 
ist, 

2. für das Kraftfahrzeug eine Betriebser-
laubnis nach Absatz 4 oder eine Typge-
nehmigung nach der Durchführungs-
verordnung (EU) 2022/1426 der Euro-
päischen Kommission vom 5. August 
2022 mit detaillierten Regelungen zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 
2019/2144 des Europäischen Parla-
ments und des Rates im Hinblick auf 
die einheitlichen Verfahren und tech-
nischen Spezifikationen für die Typge-
nehmigung des automatisierten Fahr-
systems (ADS) vollautomatisierter 
Fahrzeuge (ABl. L 221 vom 26.8.2022, 
S.1) oder eine vergleichbare Genehmi-
gung, die auf Grundlage einer im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes an-
wendbarer Vorschrift erlassen wurde, 

erteilt worden ist, 

Hinweis: Die Verwendung des Begriffes 
“automatisiert” ist eine Diskrepanz 
zum EU VO Begriff “vollautomati-
siert”.  

3. das Kraftfahrzeug in einem von der 
nach Bundes- oder Landesrecht zu-
ständigen Behörde oder auf Bundes-
fernstraßen, soweit dem Bund die Ver-
waltung zusteht, von der Gesellschaft 
privaten Rechts im Sinne des Infra-
strukturgesellschaftserrichtungsgeset-
zes genehmigten, festgelegten Be-
triebsbereich eingesetzt wird und 

3. u n v e r ä n d e r t   
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4. das Kraftfahrzeug zur Teilnahme am 
öffentlichen Straßenverkehr gemäß § 1 
Absatz 1 zugelassen ist. 

4. u n v e r ä n d e r t   

Ein Betrieb eines Kraftfahrzeugs gemäß 
§ 1h und die Zulassung im Übrigen gemäß 
§ 1 Absatz 1 bleiben hiervon unberührt. 

Ein Betrieb eines Kraftfahrzeugs gemäß § 1h 
und die Zulassung im Übrigen gemäß § 1 Ab-
satz 1 bleiben hiervon unberührt. 

 

(2) Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion müssen über eine technische 
Ausrüstung verfügen, die in der Lage ist,  

(2) u n v e r ä n d e r t   

1. die Fahraufgabe innerhalb des jeweili-
gen festgelegten Betriebsbereichs 
selbstständig zu bewältigen, ohne dass 
eine fahrzeugführende Person in die 
Steuerung eingreift oder die Fahrt des 
Kraftfahrzeugs permanent von der 
Technischen Aufsicht überwacht wird, 

  

2. selbstständig den an die Fahrzeugfüh-
rung gerichteten Verkehrsvorschriften 
zu entsprechen und die über ein Sys-
tem der Unfallvermeidung verfügt, das  

  

a) auf Schadensvermeidung und 
Schadensreduzierung ausgelegt 
ist, 
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b) bei einer unvermeidbaren alterna-
tiven Schädigung unterschiedli-
cher Rechtsgüter die Bedeutung 
der Rechtsgüter berücksichtigt, 
wobei der Schutz menschlichen 
Lebens die höchste Priorität be-
sitzt, und 

  

c) für den Fall einer unvermeidbaren 
alternativen Gefährdung von Men-
schenleben keine weitere Gewich-
tung anhand persönlicher Merk-
male vorsieht, 

  

3. das Kraftfahrzeug selbstständig in ei-
nen risikominimalen Zustand zu verset-
zen, wenn die Fortsetzung der Fahrt 
nur durch eine Verletzung des Stra-
ßenverkehrsrechts möglich wäre, 

  

4. im Fall der Nummer 3 der Technischen 
Aufsicht selbstständig  

  

a) mögliche Fahrmanöver zur Fort-
setzung der Fahrt vorzuschlagen 
sowie 
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b) Daten zur Beurteilung der Situa-
tion zu liefern, damit die Techni-
sche Aufsicht über eine Freigabe 
des vorgeschlagenen Fahrmanö-
vers entscheiden kann, 

  

5. ein von der Technischen Aufsicht vor-
gegebenes Fahrmanöver zu überprü-
fen und dieses nicht auszuführen, son-
dern das Kraftfahrzeug selbstständig in 
einen risikominimalen Zustand zu ver-
setzen, wenn das Fahrmanöver am 
Verkehr teilnehmende oder unbetei-
ligte Personen gefährden würde, 

  

6. eine Beeinträchtigung ihrer Funktionali-
tät der Technischen Aufsicht unverzüg-
lich anzuzeigen, 

  

7. ihre Systemgrenzen zu erkennen und 
beim Erreichen einer Systemgrenze, 
beim Auftreten einer technischen Stö-
rung, die die Ausübung der autonomen 
Fahrfunktion beeinträchtigt, oder beim 
Erreichen der Grenzen des festgeleg-
ten Betriebsbereichs das Kraftfahrzeug 
selbstständig in einen risikominimalen 
Zustand zu versetzen, 
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8. jederzeit durch die Technische Aufsicht 
oder durch Fahrzeuginsassen deakti-
viert zu werden und im Falle einer De-
aktivierung das Kraftfahrzeug selbst-
ständig in den risikominimalen Zustand 
zu versetzen, 

  

9. der Technischen Aufsicht das Erforder-
nis der Freischaltung eines alternativen 
Fahrmanövers, der Deaktivierung mit 
ausreichender Zeitreserve sowie Sig-
nale zum eigenen Funktionsstatus op-
tisch, akustisch oder sonst wahrnehm-
bar anzuzeigen und 

  

10. ausreichend stabile und vor unautori-
sierten Eingriffen geschützte Funkver-
bindungen, insbesondere zur Techni-
schen Aufsicht, sicherzustellen und 
das Kraftfahrzeug selbstständig in ei-
nen risikominimalen Zustand zu verset-
zen, wenn diese Funkverbindung ab-
bricht oder darauf unerlaubt zugegrif-
fen wird. 
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(3) Zur Erfüllung der Anforderungen 
nach Absatz 2 Nummer 1 bis 4 ist es im 
Falle sonstiger Beeinträchtigungen, die 
dazu führen, dass die technische Ausrüs-
tung die Fahraufgabe nicht selbstständig 
bewältigen kann, auch ausreichend, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. die technische Ausrüstung in der Lage 
ist sicherzustellen, dass alternative 
Fahrmanöver durch die Technische 
Aufsicht vorgegeben werden können, 

  

2. die alternativen Fahrmanöver gemäß 
Nummer 1 durch die technische Aus-
rüstung selbstständig ausgeführt wer-
den und 

  

3. die technische Ausrüstung in der Lage 
ist, die Technische Aufsicht mit ausrei-
chender Zeitreserve optisch, akustisch 
oder sonst wahrnehmbar zur Vorgabe 
eines Fahrmanövers aufzufordern. 
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(4) Liegen die technischen Vorausset-
zungen gemäß Absatz 2 und die Erklärung 
des Herstellers nach § 1f Absatz 3 Num-
mer 4 vor, erteilt das Kraftfahrt-Bundesamt 
auf Antrag des Herstellers eine Betriebser-
laubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion. Laufende Genehmigungsver-
fahren, die sachlich unter § 1d bis § 1g fal-
len und in denen der Antrag auf Erteilung 
einer Betriebserlaubnis inklusive einer Aus-
nahmegenehmigung bereits gestellt wor-
den ist, bleiben unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t   

(5) Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen den Widerruf oder die Rück-
nahme einer Betriebserlaubnis für ein 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

(5) u n v e r ä n d e r t   

(6) Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen den Widerruf oder die Rück-
nahme einer Genehmigung eines festge-
legten Betriebsbereichs haben keine auf-
schiebende Wirkung. 

(6) u n v e r ä n d e r t   
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§ 1i § 1i  

Erprobung von automatisierten und au-
tonomen Fahrfunktionen 

Erprobung von automatisierten und auto-
nomen Fahrfunktionen 

 

(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung 
von Entwicklungsstufen für die Entwicklung 

automatisierter oder autonomer Fahrfunkti-
onen dienen, dürfen auf öffentlichen Stra-
ßen nur betrieben werden, wenn  

(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung 
und Entwicklung automatisierter oder autono-

mer Fahrfunktionen dienen, dürfen auf öffent-
lichen Straßen nur betrieben werden, wenn  

Hinweis TÜV Verband: Unklar ist wie das 
„und“ in diesem Kontext zu interpretieren 
ist? Werden somit 2 Anwendungsfälle 
definiert, oder ein Anwendungsfall spezi-
fiziert? Ersteres ist zu befürworten, sollte 
daher aber sinnlogisch in „Entwicklung 
und Erprobung“ umgedreht werden. 

1. für das Kraftfahrzeug eine Erprobungs-
genehmigung durch das Kraftfahrt-
Bundesamt nach Absatz 2 erteilt wor-
den ist, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. das Kraftfahrzeug nach § 1 Absatz 1 
zugelassen ist, 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. das Kraftfahrzeug ausschließlich zur 
Erprobung betrieben wird und 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. das Kraftfahrzeug im Betrieb wie folgt 
permanent überwacht wird:  

4. u n v e r ä n d e r t   
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a) bei automatisierten Fahrfunktionen 
erfolgt die Überwachung durch ei-
nen in Bezug auf technische Ent-
wicklungen für den Kraftfahrzeug-
verkehr zuverlässigen Fahrzeug-
führer, 

  

b) bei autonomen Fahrfunktionen er-
folgt die Überwachung durch eine 
vor Ort anwesende, in Bezug auf 
technische Entwicklungen für den 
Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige 
Technische Aufsicht. 
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(2) Eine Erprobungsgenehmigung ge-
mäß Absatz 1 Nummer 1 wird vom Kraft-
fahrt-Bundesamt auf Antrag des Halters er-
teilt. Das Kraftfahrt-Bundesamt kann die 
Erprobungsgenehmigung jederzeit mit Ne-
benbestimmungen versehen, die den si-
cheren Betrieb des Fahrzeugs sicherstel-
len. Zu Nebenbestimmungen, die den Be-
trieb auf einen bestimmten Betriebsbereich 
beschränken, ist die nach Landesrecht zu-
ständige Behörde des örtlich betroffenen 
Landes anzuhören. Die Gesellschaft priva-
ten Rechts im Sinne des Infrastrukturge-
sellschaftserrichtungsgesetzes ist anzuhö-
ren, soweit der Betriebsbereich Bundesau-
tobahnen oder Bundesstraßen in Bundes-
verwaltung umfasst oder dies vorgesehen 
ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt beteiligt 
das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik zu Fragen der Sicherheit in 
der Informationstechnik bei der Erstellung, 
Umsetzung und bei der Weiterentwicklung 
und Bewertung technischer Anforderungen. 

(3) u n v e r ä n d e r t   
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(4) Bis sechs Monate nach Inkrafttre-
ten der Regelungen in der auf Grundlage 
von § 1j Absatz 1 Nummer 7 erlassenen 
Verordnung gelten die bisherigen straßen-
verkehrsrechtlichen Vorschriften zur Erpro-
bung, auch für Entwicklungsstufen automa-
tisierter oder autonomer Fahrfunktionen, 
unverändert fort, sofern nicht bereits von 
den Regelungen in der auf Grundlage von 
§ 1j Absatz 1 Nummer 7 erlassenen Ver-
ordnung Gebrauch gemacht wird. 

(4) u n v e r ä n d e r t   

§ 6 § 6  

Verordnungsermächtigungen Verordnungsermächtigungen  

(1) Das Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr wird ermächtigt, soweit es 
zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentli-
chen Straßen erforderlich ist, Rechtsver-
ordnungen mit Zustimmung des Bundesra-
tes über Folgendes zu erlassen:  

(1) u n v e r ä n d e r t   

1. die Zulassung von Personen zum Stra-
ßenverkehr, insbesondere über  
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a) den Inhalt und die Gültigkeitsdauer 
von Fahrerlaubnissen, insbeson-
dere unterschieden nach Fahrer-
laubnisklassen, über die Probezeit 
sowie über Auflagen und Be-
schränkungen zu Fahrerlaubnis-
sen, 

  

b) die erforderliche Befähigung und 
Eignung von Personen für ihre 
Teilnahme am Straßenverkehr, 
das Mindestalter und die sonstigen 
Anforderungen und Voraussetzun-
gen zur Teilnahme am Straßen-
verkehr, 

  

c) die Ausbildung und die Fortbildung 
von Personen zur Herstellung und 
zum Erhalt der Voraussetzungen 
nach Buchstabe b und die sonsti-
gen Maßnahmen, um die sichere 
Teilnahme von Personen am Stra-
ßenverkehr zu gewährleisten, ins-
besondere hinsichtlich Personen, 
die nur bedingt geeignet oder un-
geeignet oder nicht befähigt zur 
Teilnahme am Straßenverkehr 
sind, 
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d) die Prüfung und Beurteilung des 
Erfüllens der Voraussetzungen 
nach den Buchstaben b und c, 

  

e) Ausnahmen von einzelnen Anfor-
derungen und Inhalten der Zulas-
sung von Personen, insbesondere 
von der Fahrerlaubnispflicht und 
von einzelnen Erteilungsvoraus-
setzungen, 

  

2. das Verhalten im Verkehr, auch im ru-
henden Verkehr, 

  

3. das Verhalten der Beteiligten nach ei-
nem Verkehrsunfall, das geboten ist, 
um  

  

a) den Verkehr zu sichern und Ver-
letzten zu helfen, 
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b) Feststellungen zu ermöglichen, die 
zur Geltendmachung oder Abwehr 
von zivilrechtlichen Schadenser-
satzansprüchen erforderlich sind, 
insbesondere Feststellungen zur 
Person der Beteiligten, zur Art ih-
rer Beteiligung, zum Unfallhergang 
und zum Versicherer der unfallbe-
teiligten Fahrzeuge, 

  

4. die Bezeichnung von im Fahreignungs-
register zu speichernden Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten  

  

a) für die Maßnahmen nach den Re-
gelungen der Fahrerlaubnis auf 
Probe nebst der Bewertung dieser 
Straftaten und Ordnungswidrigkei-
ten als schwerwiegend oder weni-
ger schwerwiegend, 

  

b) für die Maßnahmen des Fahreig-
nungsbewertungssystems, wobei  

  

aa) bei der Bezeichnung von 
Straftaten deren Bedeutung 
für die Sicherheit im Straßen-
verkehr zugrunde zu legen ist, 
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bb) Ordnungswidrigkeiten mit 
Punkten bewertet werden und 
bei der Bezeichnung und Be-
wertung von Ordnungswidrig-
keiten deren jeweilige Bedeu-
tung für die Sicherheit des 
Straßenverkehrs und die 
Höhe des angedrohten Regel-
satzes der Geldbuße oder ei-
nes Regelfahrverbotes zu-
grunde zu legen sind, 

  

5. die Anforderungen an    

a) Bau, Einrichtung, Ausrüstung, Be-
schaffenheit, Prüfung und Betrieb 
von Fahrzeugen, 

  

b) die in oder auf Fahrzeugen einzu-
bauenden oder zu verwendenden 
Fahrzeugteile, insbesondere Anla-
gen, Bauteile, Instrumente, Geräte 
und sonstige Ausrüstungsgegen-
stände, einschließlich deren Prü-
fung, 

  

6. die Zulassung von Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr, insbesondere über  
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a) die Voraussetzungen für die Zu-
lassung, die Vorgaben für das In-
betriebsetzen zulassungspflichti-
ger und zulassungsfreier Fahr-
zeuge, die regelmäßige Untersu-
chung der Fahrzeuge sowie über 
die Verantwortung, die Pflichten 
und die Rechte der Halter, 

  

b) Ausnahmen von der Pflicht zur Zu-
lassung sowie Ausnahmen von 
einzelnen Anforderungen nach 
Buchstabe a, 

  

7. die Einrichtung einer zentralen Stelle 
zur Erarbeitung und Evaluierung von 
verbindlichen Prüfvorgaben bei regel-
mäßigen Fahrzeuguntersuchungen, 

  

8. die zur Verhütung von Belästigungen 
anderer, zur Verhütung von schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes oder zur Unterstützung einer ge-
ordneten städtebaulichen Entwicklung 
erforderlichen Maßnahmen, 

  

9. die Maßnahmen    



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkung 

a) über den Straßenverkehr, die zur 
Erhaltung der öffentlichen Sicher-
heit oder zu Verteidigungszwe-
cken erforderlich sind, 

  

b) zur Durchführung von Großraum- 
und Schwertransporten, 

  

c) im Übrigen, die zur Erhaltung der 
Sicherheit und Ordnung auf öffent-
lichen Straßen oder zur Verhütung 
einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung 
der Straßen erforderlich sind, ins-
besondere bei Großveranstaltun-
gen, 

  

10. das Anbieten zum Verkauf, das Veräu-
ßern, das Verwenden, das Erwerben 
oder das sonstige Inverkehrbringen 
von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen, 

  

11. die Kennzeichnung und die Anforde-
rungen an die Kennzeichnung von 
Fahrzeugen und Fahrzeugteilen, 
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12. den Nachweis über die Entsorgung o-
der den sonstigen Verbleib von Fahr-
zeugen und Fahrzeugteilen, auch nach 
ihrer Außerbetriebsetzung, 

  

13. die Ermittlung, das Auffinden und die 
Sicherstellung von gestohlenen, verlo-
rengegangenen oder sonst abhanden 
gekommenen Fahrzeugen, Fahrzeug-
kennzeichen sowie Führerscheinen 
und Fahrzeugpapieren einschließlich 
ihrer Vordrucke, soweit nicht die Straf-
verfolgungsbehörden hierfür zuständig 
sind, 

  

14. die Überwachung der gewerbsmäßi-
gen Vermietung von Kraftfahrzeugen 
und Anhängern an Selbstfahrer, 

  

15. die Beschränkung des Straßenver-
kehrs einschließlich des ruhenden Ver-
kehrs  
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a) zugunsten schwerbehinderter 
Menschen mit außergewöhnlicher 
Gehbehinderung, mit beidseitiger 
Amelie oder Phokomelie oder ver-
gleichbaren Funktionseinschrän-
kungen sowie zugunsten blinder 
Menschen, 

  

b) zugunsten der Bewohner städti-
scher Quartiere mit erheblichem 
Parkraummangel, der nachweis-
lich besteht oder auf Grund kon-
kretisierter städtebaulich-verkehrs-
planerischer Erwägungen zu er-
warten ist, 

  

c) zur Erforschung des Unfallgesche-
hens, des Verkehrsverhaltens, der 
Verkehrsabläufe oder zur Erpro-
bung geplanter verkehrssichernder 
oder verkehrsregelnder Maßnah-
men, 

  

16. die Einrichtung von Sonderfahrspuren 
für Linienomnibusse und Taxen sowie 
zur Erprobung neuer Mobilitätsformen 
oder der Verringerung der Anzahl von 
Fahrten, 
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17. die Einrichtung und Nutzung von fahr-
zeugführerlosen Parksystemen im 
niedrigen Geschwindigkeitsbereich auf 
Parkflächen, 

  

18. allgemeine Ausnahmen von den Ver-
kehrsvorschriften nach Abschnitt I oder 
von auf Grund dieser Verkehrsvor-
schriften erlassener Rechtsverordnun-
gen zur Durchführung von Versuchen, 
die eine Weiterentwicklung dieser 
Rechtsnormen zum Gegenstand ha-
ben. 
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Rechtsverordnungen nach Satz 1 Num-
mer 18 über allgemeine Ausnahmen von 
Verkehrsvorschriften nach diesem Gesetz 
sind für die Dauer von längstens fünf Jah-
ren zu befristen; eine einmalige Verlänge-
rung der Geltungsdauer um längstens fünf 
Jahre ist zulässig. Rechtsverordnungen 
können nicht nach Satz 1 erlassen werden 
über solche Regelungsgegenstände, über 
die Rechtsverordnungen nach Absatz 2 er-
lassen werden dürfen. Die Abwehr von Ge-
fahren für die Sicherheit oder Leichtigkeit 
des Verkehrs auf öffentlichen Straßen nach 
Satz 1 umfasst auch den straßenverkehrs-
rechtlichen Schutz von Maßnahmen zur 
Rettung aus Gefahren für Leib und Leben 
von Menschen oder den Schutz zivilrechtli-
cher Schadensersatzansprüche Unfallbe-
teiligter. 

  

(2) Das Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr wird ermächtigt, soweit es 
zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentli-
chen Straßen erforderlich ist, Rechtsver-
ordnungen ohne Zustimmung des Bundes-
rates über Folgendes zu erlassen:  

(2) u n v e r ä n d e r t   
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1. die Typgenehmigung von Fahrzeugen, 
Systemen, Bauteilen und selbstständi-
gen technischen Einheiten für diese 
Fahrzeuge, sofern sie unionsrechtli-
chen Vorgaben unterliegt, über die 
Fahrzeugeinzelgenehmigung, sofern 
ihr nach Unionrecht eine Geltung in al-
len Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zukommt, sowie über das Anbie-
ten zum Verkauf, das Inverkehrbrin-
gen, die Inbetriebnahme, das Veräu-
ßern oder die Einfuhr von derart ge-
nehmigten oder genehmigungspflichti-
gen Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen Ein-
heiten für diese Fahrzeuge, insbeson-
dere über  

  

a) die Systematisierung von Fahrzeu-
gen, 

  

b) die technischen und baulichen An-
forderungen an Fahrzeuge, Sys-
teme, Bauteile und selbstständige 
technische Einheiten, einschließ-
lich der durchzuführenden Prüfver-
fahren zur Feststellung der Konfor-
mität, 
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c) die Sicherstellung der Überein-
stimmung von Fahrzeugen, Syste-
men, Bauteilen und selbstständi-
gen technischen Einheiten für 
diese Fahrzeuge mit einem geneh-
migten Typ bei ihrer Herstellung, 

  

d) den Zugang zu technischen Infor-
mationen sowie zu Reparatur- und 
Wartungsinformationen, 

  

e) die Bewertung, Benennung und 
Überwachung von technischen 
Diensten, 

  

f) die Kennzeichnung und Verpa-
ckung von Systemen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen 
Einheiten für Fahrzeuge oder 

  

g) die Zulassung von Teilen und Aus-
rüstungen, von denen eine ernste 
Gefahr für das einwandfreie Funk-
tionieren wesentlicher Systeme 
von Fahrzeugen ausgehen kann, 
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2. die Marktüberwachung von Fahrzeu-
gen, Systemen, Bauteilen und selbst-
ständigen technischen Einheiten für 
diese Fahrzeuge, 

  

3. die Pflichten der Hersteller und ihrer 
Bevollmächtigten, der Einführer sowie 
der Händler im Rahmen  

  

a) des Typgenehmigungsverfahrens 
im Sinne der Nummer 1, 

  

b) des Fahrzeugeinzelgenehmi-
gungsverfahrens im Sinne der 
Nummer 1 oder 

  

c) des Anbietens zum Verkauf, des 
Inverkehrbringens, der Inbetrieb-
nahme, des Veräußerns, der Ein-
fuhr sowie der Marktüberwachung 
von Fahrzeugen, Systemen, Bau-
teilen und selbstständigen techni-
schen Einheiten für diese Fahr-
zeuge oder 

  

4. die Technologien, Strategien und an-
dere Mittel, für die festgestellt ist, dass  
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a) sie die Leistungen der Fahrzeuge, 
Systeme, Bauteile oder selbststän-
digen technischen Einheiten für 
Fahrzeuge bei Prüfverfahren unter 
ordnungsgemäßen Betriebsbedin-
gungen verfälschen oder 

  

b) ihre Verwendung im Rahmen des 
Typgenehmigungsverfahrens oder 
des Fahrzeugeinzelgenehmi-
gungsverfahrens im Sinne der 
Nummer 1 aus anderen Gründen 
nicht zulässig ist. 

  

(3) In Rechtsverordnungen nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 können hinsichtlich 
der dort genannten Gegenstände jeweils 
auch geregelt werden:  

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 oder Absatz 2 können hinsichtlich der dort 
genannten Gegenstände jeweils auch gere-
gelt werden:  

 

1. die Erteilung, Beschränkung oder Ent-
ziehung von Rechten, die sonstigen 
Maßnahmen zur Anordnung oder Um-
setzung, die Anerkennung ausländi-
scher Berechtigungen oder Maßnah-
men, die Verwaltungsverfahren ein-
schließlich der erforderlichen Nach-
weise sowie die Zuständigkeiten und 
die Ausnahmebefugnisse der vollzie-
henden Behörden im Einzelfall, 

1. u n v e r ä n d e r t   
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2. Art, Inhalt, Herstellung, Gestaltung, 
Lieferung, Ausfertigung, Beschaffen-
heit und Gültigkeit von Kennzeichen, 
Plaketten, Urkunden, insbesondere 
von Führerscheinen, und sonstigen 
Bescheinigungen, 

2. Art, Inhalt, Herstellung, Gestaltung, Liefe-
rung, Ausfertigung, Beschaffenheit, Gül-
tigkeit und Befristung von Kennzei-
chen, Plaketten, Urkunden, insbesondere 
von Führerscheinen und Berichten, und 
sonstigen Bescheinigungen, einschließ-
lich Dokumenten im elektronischen 
Format sowie deren Speicherung, Ver-
wendung, Überprüfung und Lö-
schung, auch durch Dritte, 

 

3. die Anerkennung, Zulassung, Regist-
rierung, Akkreditierung, Begutachtung, 
Beaufsichtigung oder Überwachung 
von natürlichen oder juristischen Per-
sonen des Privatrechts oder von sons-
tigen Einrichtungen im Hinblick auf ihre 
Tätigkeiten  

3. u n v e r ä n d e r t   

a) der Prüfung, Untersuchung, Beur-
teilung und Begutachtung von Per-
sonen, Fahrzeugen oder Fahr-
zeugteilen sowie der Herstellung 
und Lieferung nach Nummer 2, 
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b) des Anbietens von Maßnahmen 
zur Herstellung oder zum Erhalt 
der Voraussetzungen nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
oder 

  

c) der Prüfung und Zertifizierung von 
Qualitätssicherungssystemen, 

  

einschließlich der jeweiligen Voraus-
setzungen, insbesondere der Anforde-
rungen an die natürlichen oder juristi-
schen Personen des Privatrechts oder 
an die Einrichtungen, an ihre Träger 
und an ihre verantwortlichen oder aus-
führenden Personen, einschließlich der 
Vorgabe eines Erfahrungsaustausches 
sowie einschließlich der Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten über 
die die Tätigkeiten ausführenden oder 
hieran teilnehmenden Personen durch 
die zuständigen Behörden, durch die 
natürlichen oder juristischen Personen 
des Privatrechts oder durch die Ein-
richtungen in dem Umfang, der für ihre 
jeweilige Tätigkeit und deren Qualitäts-
sicherung erforderlich ist, 
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4. Emissionsgrenzwerte unter Berück-
sichtigung der technischen Entwick-
lung zum Zeitpunkt des Erlasses der 
jeweiligen Rechtsverordnung, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. die Mitwirkung natürlicher oder juristi-
scher Personen des Privatrechts bei 
der Aufgabenwahrnehmung in Form ih-
rer Beauftragung, bei der Durchfüh-
rung von bestimmten Aufgaben zu hel-
fen (Verwaltungshilfe), oder in Form 
der Übertragung bestimmter Aufgaben 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 5, 6, 
7 oder 9 Buchstabe b oder Absatz 2 
auf diese Personen (Beleihung), insbe-
sondere  

5. u n v e r ä n d e r t   

a) die Bestimmung der Aufgaben und 
die Art und Weise der Aufgabener-
ledigung, 

  

b) die Anforderungen an diese Per-
sonen und ihre Überwachung ein-
schließlich des Verfahrens und 
des Zusammenwirkens der zu-
ständigen Behörden bei der Über-
wachung oder 
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c) die Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten durch diese Perso-
nen, insbesondere die Übermitt-
lung solcher Daten an die zustän-
dige Behörde, 

  

6. die Übertragung der Wahrnehmung 
von einzelnen Aufgaben auf die Bun-
desanstalt für Straßenwesen oder das 
Kraftfahrt-Bundesamt oder 

6. u n v e r ä n d e r t   

7. die notwendige Versicherung der na-
türlichen oder juristischen Personen 
des Privatrechts oder der sonstigen 
Einrichtungen in den Fällen der Num-
mer 3 oder Nummer 5 zur Deckung al-
ler im Zusammenhang mit den dort ge-
nannten Tätigkeiten entstehenden An-
sprüche sowie die Freistellung der für 
die Anerkennung, Zulassung, Regist-
rierung, Akkreditierung, Begutachtung, 
Beaufsichtigung, Überwachung, Beauf-
tragung oder Aufgabenübertragung zu-
ständigen Bundes- oder Landesbe-
hörde von Ansprüchen Dritter wegen 
Schäden, die diese Personen oder Ein-
richtungen verursachen. 

7. u n v e r ä n d e r t   
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(4) Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1, 2, 5 und 8 oder Absatz 
2, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 3, 
können auch erlassen werden  

(4) u n v e r ä n d e r t   

1. zur Abwehr von Gefahren, die vom 
Verkehr auf öffentlichen Straßen aus-
gehen, 

  

2. zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen, die von Fahrzeugen 
ausgehen, oder 

  

3. zum Schutz der Verbraucher.   

Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 2, 5 und 8, auch in Verbindung 
mit Absatz 3, können auch erlassen wer-
den  

  

1. zum Schutz der Bevölkerung in Fuß-

gängerbereichen oder verkehrsberu-
higten Bereichen, der Wohnbevölke-
rung oder der Erholungssuchenden vor 
Emissionen, die vom Verkehr auf öf-
fentlichen Straßen ausgehen, insbe-
sondere zum Schutz vor Lärm oder vor 
Abgasen, 
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2. für Sonderregelungen an Sonn- und 
Feiertagen oder 

  

3. für Sonderregelungen über das Parken 
in der Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr. 
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(4a) Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 8, 15 Buch-
stabe b oder c, Nummer 16 oder 18 kön-
nen auch erlassen werden zur Verbesse-
rung des Schutzes der Umwelt, darunter 
des Klimaschutzes, zum Schutz der Ge-
sundheit oder zur Unterstützung der städte-
baulichen Entwicklung, soweit sie nicht be-
reits nach Absatz 4 erlassen werden kön-
nen. Diese Rechtsverordnungen sollen ins-
besondere vorsehen, dass Gemeinden bei 
den nach Landesrecht für die Ausführung 
der Rechtsverordnungen bestimmten Be-
hörden den Erlass von Anordnungen zur 
Gewährleistung der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs, zur Verbesserung des 
Schutzes der Umwelt, zum Schutz der Ge-
sundheit oder zur Unterstützung der städte-
baulichen Entwicklung beantragen können. 
Die nach Satz 1 erlassenen Rechtsverord-
nungen und auf ihnen beruhenden Anord-
nungen müssen neben der Verbesserung 
des Schutzes der Umwelt, des Schutzes 
der Gesundheit oder der Unterstützung der 
städtebaulichen Entwicklung die Leichtig-
keit des Verkehrs berücksichtigen und dür-
fen die Sicherheit des Verkehrs nicht be-
einträchtigen. 

(4a) u n v e r ä n d e r t   
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(5) Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 oder 2 können auch zur Durchführung 
von Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft oder der Europäischen Union 
und zur Durchführung von zwischenstaatli-
chen Vereinbarungen im Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes erlassen werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t   
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(6) Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1, 5 oder 8 oder nach 
Absatz 2, sofern sie jeweils in Verbindung 
mit Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 
Nummer 1 erlassen werden, oder Rechts-
verordnungen nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 12 werden vom Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr und vom Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, nukle-
are Sicherheit und Verbraucherschutz ge-
meinsam erlassen. Rechtsverordnungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 11, 13 oder 
14 oder nach Absatz 3 Nummer 2 in Ver-
bindung mit Absatz 1 Nummer 1 oder 6 
können auch zum Zweck der Bekämpfung 
von Straftaten erlassen werden. Im Fall des 
Satzes 2 werden diese Rechtsverordnun-
gen vom Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr und vom Bundesministerium 
des Innern und für Heimat gemeinsam er-
lassen. Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1, 2, 5 oder 8 oder nach 
Absatz 2, sofern sie jeweils in Verbindung 
mit Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 erlassen 
werden, werden vom Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr und vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nuk-
leare Sicherheit und Verbraucherschutz ge-
meinsam erlassen. Rechtsverordnungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 8, 15 
Buchstabe b oder c, Nummer 16 oder 18, 
sofern sie jeweils in Verbindung mit Absatz 

(6) u n v e r ä n d e r t   
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4a erlassen werden, werden vom Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr, vom 
Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz und vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz gemeinsam er-
lassen. 

(7) Keiner Zustimmung des Bundesra-
tes bedürfen Rechtsverordnungen  

(7) Keiner Zustimmung des Bundesra-
tes bedürfen Rechtsverordnungen  

 

1. zur Durchführung der Vorschriften 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 in 
Verbindung mit Absatz 3 oder 

1. zur Durchführung der Vorschriften nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 oder 6, je-
weils auch in Verbindung mit Absatz 3 

oder 

 

2. über allgemeine Ausnahmen nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 18, auch in Ver-
bindung mit den Absätzen 3 bis 6. 

2. u n v e r ä n d e r t   

Vor ihrem Erlass sind die zuständigen 
obersten Landesbehörden zu hören. 

Vor ihrem Erlass sind die zuständigen obers-
ten Landesbehörden zu hören. 

 

(8) Das Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates, jedoch unbeschadet des Ab-
satzes 6,  

(8) u n v e r ä n d e r t   
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1. sofern Verordnungen nach diesem Ge-
setz geändert oder abgelöst werden, 
Verweisungen in Gesetzen und 
Rechtsverordnungen auf diese geän-
derten oder abgelösten Vorschriften 
durch Verweisungen auf die jeweils in-
haltsgleichen neuen Vorschriften zu er-
setzen, 

  

2. in den auf Grund des Absatzes 1 oder 
2, jeweils auch in Verbindung mit den 
Absätzen 3 bis 7 erlassenen Rechts-
verordnungen enthaltene Verweisun-
gen auf Vorschriften in Rechtsakten 
der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union zu ändern, so-
weit es zur Anpassung an Änderungen 
jener Vorschriften erforderlich ist, oder 
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3. Vorschriften der auf Grund des Absat-
zes 1 oder 2, jeweils auch in Verbin-
dung mit den Absätzen 3 bis 7 erlasse-
nen Rechtsverordnungen zu streichen 
oder in ihrem Wortlaut einem verblei-
benden Anwendungsbereich anzupas-
sen, sofern diese Vorschriften durch 
den Erlass entsprechender Vorschrif-
ten in unmittelbar im Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes geltenden 
Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft oder der Europäischen 
Union unanwendbar geworden oder in 
ihrem Anwendungsbereich beschränkt 
worden sind. 
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(9) In den Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit 
den Absätzen 3 bis 6, kann mit Zustim-
mung des Bundesrates die jeweilige Er-
mächtigung ganz oder teilweise auf die 
Landesregierungen übertragen werden, um 
besonderen regionalen Bedürfnissen ange-
messen Rechnung zu tragen. Soweit eine 
nach Satz 1 erlassene Rechtsverordnung 
die Landesregierungen zum Erlass von 
Rechtsverordnungen ermächtigt, sind diese 
befugt, die Ermächtigung durch Rechtsver-
ordnung ganz oder teilweise auf andere 
Landesbehörden zu übertragen. 

(9) u n v e r ä n d e r t   
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§ 6g § 6g  

Internetbasierte Zulassungsverfahren 
bei Kraftfahrzeugen 

Internetbasierte Zulassungsverfahren bei 
Kraftfahrzeugen 

 

(1) In Ergänzung der allgemeinen 
Vorschriften über die Zulassung von Fahr-
zeugen zum Straßenverkehr, die Zuteilung 
von Kennzeichen für zulassungsfreie Fahr-
zeuge und die Außerbetriebsetzung von 
Fahrzeugen können diese Verwaltungsver-
fahren nach Maßgabe der nachstehenden 
Vorschriften internetbasiert durchgeführt 
werden (internetbasierte Zulassung). Für 
dieses Verwaltungsverfahren ist das Ver-
waltungsverfahrensgesetz anzuwenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t   

(2) Ein Verwaltungsakt kann nach nä-
herer Bestimmung einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 vollstän-
dig durch automatische Einrichtungen er-
lassen werden, wenn  

(2) u n v e r ä n d e r t   
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1. die maschinelle Prüfung der Entschei-
dungsvoraussetzungen auf der Grund-
lage eines automatisierten Prüfpro-
grammes erfolgt, das bei der zuständi-
gen Behörde eingerichtet ist und aus-
schließlich von ihr betrieben wird, und 

  

2. sichergestellt ist, dass das Ergebnis 
der Prüfung nur die antragsgemäße 
Bescheidung oder die Ablehnung des 
Antrages sein kann. 

  

Ein nach Satz 1 erlassener Verwaltungsakt 
steht einen Monat, beginnend mit dem Tag, 
an dem der Verwaltungsakt wirksam wird, 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung. So-
lange der Vorbehalt wirksam ist, kann der 
Verwaltungsakt jederzeit aufgehoben oder 
geändert werden. 

  

(3) Nach näherer Bestimmung einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 Satz 1 
Nummer 3 bis 5 können  

(3) u n v e r ä n d e r t   
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1. natürlichen oder juristischen Personen 
des Privatrechts bestimmte Aufgaben 
eines internetbasierten Zulassungsver-
fahrens, ausgenommen die Entschei-
dung über den Antrag, oder bei der In-
betriebnahme derart zugelassener 
Fahrzeuge übertragen werden (Belei-
hung) oder 

  

2. natürliche oder juristische Personen 
des Privatrechts beauftragt werden, an 
der Durchführung von Aufgaben im 
Sinne der Nummer 1 mitzuwirken (Ver-
waltungshilfe). 

  

Personen im Sinne des Satzes 1 müssen 
fachlich geeignet, zuverlässig, auch hin-
sichtlich ihrer Finanzen, und unabhängig 
von den Interessen der sonstigen Beteilig-
ten sein. 

  

(4) Das Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates  

(4) Das Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates  
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1. die Einzelheiten des Erlasses und der 
Aufhebung eines Verwaltungsaktes im 
Sinne des Absatzes 2 zu regeln, insbe-
sondere  

1. u n v e r ä n d e r t   

a) die Anforderungen an das Prüfpro-
gramm, 

  

b) besondere Bestimmungen zur Be-
kanntgabe, zur Wirksamkeit sowie 
zur Rücknahme und zum Widerruf 
des Verwaltungsaktes, 

  

2. das für die Identifizierung von Antrag-
stellern zu wahrende Vertrauensniveau 
zu regeln, 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. die Aufgaben im Sinne des Absatzes 3 
zu bestimmen,  

3. u n v e r ä n d e r t   

a) mit denen Personen beliehen oder   

b) an deren Durchführung Verwal-
tungshelfer beteiligt 

  

werden können, sowie die Art und 
Weise der Aufgabenerledigung, 
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4. die näheren Anforderungen an Perso-
nen im Sinne des Absatzes 3 zu be-
stimmen, einschließlich deren Überwa-
chung, des Verfahrens und des Zu-
sammenwirkens der zuständigen Be-
hörden bei der Überwachung, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. die notwendige Haftpflichtversicherung 
der beliehenen oder beauftragten Per-
son zur Deckung aller im Zusammen-
hang mit der Wahrnehmung der über-
tragenen Aufgabe oder der Hilfe zur 
Erfüllung der Aufgabe entstandenen 
Schäden sowie die Freistellung der für 
Übertragung oder Beauftragung und 
Aufsicht zuständigen Bundesbehörde 
oder Landesbehörde von Ansprüchen 
Dritter wegen etwaiger Schäden, die 
die beliehene oder beauftragte Person 
verursacht, zu regeln, 

5. u n v e r ä n d e r t   

6. bestimmte Aufgaben eines internetba-
sierten Zulassungsverfahrens dem 
Kraftfahrt-Bundesamt zu übertragen, 
soweit die Aufgaben eine bundesein-
heitliche Durchführung erfordern, und 
das Zusammenwirken mit den für die 
Zulassung zuständigen Behörden zu 
regeln, 

6. u n v e r ä n d e r t   
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7. besondere Anforderungen an die Inbe-
triebnahme von Fahrzeugen, die inter-
netbasiert zugelassen sind, zu regeln, 
insbesondere hinsichtlich  

7. u n v e r ä n d e r t   

a) des Verwendens befristet gültiger 
Kennzeichenschilder einschließ-
lich deren Herstellung, Ausstel-
lung, Anbringung und Gültigkeits-
dauer, 

  

b) des Versandes von Zulassungsun-
terlagen und der endgültigen 
Kennzeichenschilder, 

  

8. die Ausstellung befristet gültiger elekt-
ronischer Fahrzeugdokumente, insbe-
sondere zum Nachweis der Zulassung, 
und deren Umwandlung in körperliche 
Dokumente zu regeln, insbesondere  

entfällt  

a) die Art und Weise der Erstellung, 
der Verwendung und der Speiche-
rung solcher Dokumente, 

  

b) die Speicherung der Dokumente in 
einem Dateisystem, das beim 
Kraftfahrt-Bundesamt errichtet und 
von diesem betrieben wird, 
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9. die Errichtung und den Betrieb eines 

zentralen Dateisystems beim Kraft-
fahrt-Bundesamt  

8. u n v e r ä n d e r t   

a) mit fahrzeugbezogenen Daten, die 
für die Prüfung der Zulassungsfä-
higkeit der Fahrzeuge erforderlich 
sind, insbesondere mit den Daten 
der unionsrechtlich vorgeschriebe-
nen Übereinstimmungsbescheini-
gungen einschließlich der Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer, 

  

b) mit den Daten der Fahrzeuge, die 
Auskunft über nach oder auf 
Grund von Unionsrecht einzuhal-
tende Fahrzeugeigenschaften ge-
ben, 

  

sowie die Pflicht zur Übermittlung die-
ser Daten durch die Hersteller oder 
Einführer der Fahrzeuge zu regeln, 

  

10. die Durchführung anderer als straßen-

verkehrsrechtlicher Rechtsvorschriften 
bei einer internetbasierten Zulassung 
zu regeln. 

9. u n v e r ä n d e r t   
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Das in Satz 1 Nummer 9 vorgesehene Da-
teisystem darf weder mit dem Zentralen 
Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesam-
tes noch mit den örtlichen Fahrzeugregis-
tern der Zulassungsbehörden verknüpft 
werden. 

Das in Satz 1 Nummer 9 vorgesehene Datei-
system darf weder mit dem Zentralen Fahr-
zeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes 
noch mit den örtlichen Fahrzeugregistern der 
Zulassungsbehörden verknüpft werden. 

 

(5) Für Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrens in den Absätzen 1 bis 3 und in 
Rechtsverordnungen auf Grund des Absat-
zes 4 kann durch Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums für Digitales und Ver-
kehr mit Zustimmung des Bundesrates vor-
geschrieben werden, dass von diesen Vor-
schriften durch Landesrecht nicht abgewi-
chen werden kann. Die Vorschriften, von 
denen durch Landesrecht nicht abgewi-
chen werden kann, sind dabei zu nennen. 

(5) u n v e r ä n d e r t   

§ 12 § 12  

Höchstbeträge Höchstbeträge  

(1) Der Ersatzpflichtige haftet  (1) Der Ersatzpflichtige haftet   
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1. im Fall der Tötung oder Verletzung ei-
nes oder mehrerer Menschen durch 
dasselbe Ereignis nur bis zu einem Be-
trag von insgesamt fünf Millionen Euro, 
bei Verursachung des Schadens auf 
Grund der Verwendung einer hoch- o-
der vollautomatisierten Fahrfunktion 
gemäß § 1a oder beim Betrieb einer 
autonomen Fahrfunktion gemäß § 1e 
nur bis zu einem Betrag von insgesamt 
zehn Millionen Euro; im Fall einer ent-
geltlichen, geschäftsmäßigen Perso-
nenbeförderung erhöht sich für den er-
satzpflichtigen Halter des befördernden 
Kraftfahrzeugs bei der Tötung oder 
Verletzung von mehr als acht beförder-
ten Personen dieser Betrag um 
600 000 Euro für jede weitere getötete 
oder verletzte beförderte Person; 

1. im Fall der Tötung oder Verletzung eines 
oder mehrerer Menschen durch dasselbe 
Ereignis nur bis zu einem Betrag von ins-
gesamt fünf Millionen Euro, bei Verursa-
chung des Schadens auf Grund der Ver-
wendung einer automatisierten Fahr-

funktion gemäß § 1a oder beim Betrieb 
einer autonomen Fahrfunktion gemäß § 
1e nur bis zu einem Betrag von insge-
samt zehn Millionen Euro; im Fall einer 
entgeltlichen, geschäftsmäßigen Perso-
nenbeförderung erhöht sich für den er-
satzpflichtigen Halter des befördernden 
Kraftfahrzeugs bei der Tötung oder Ver-
letzung von mehr als acht beförderten 
Personen dieser Betrag um 600 000 
Euro für jede weitere getötete oder ver-
letzte beförderte Person; 
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2. im Fall der Sachbeschädigung, auch 
wenn durch dasselbe Ereignis mehrere 
Sachen beschädigt werden, nur bis zu 
einem Betrag von insgesamt einer Mil-
lion Euro, bei Verursachung des Scha-
dens auf Grund der Verwendung einer 
hoch- oder vollautomatisierten Fahr-
funktion gemäß § 1a oder beim Betrieb 
einer autonomen Fahrfunktion gemäß 
§ 1e, nur bis zu einem Betrag von ins-
gesamt zwei Millionen Euro. 

2. im Fall der Sachbeschädigung, auch 
wenn durch dasselbe Ereignis mehrere 
Sachen beschädigt werden, nur bis zu ei-
nem Betrag von insgesamt einer Million 
Euro, bei Verursachung des Schadens 
auf Grund der Verwendung einer auto-
matisierten Fahrfunktion gemäß § 1a o-
der beim Betrieb einer autonomen Fahr-
funktion gemäß § 1e, nur bis zu einem 
Betrag von insgesamt zwei Millionen 
Euro. 

 

Die Höchstbeträge nach Satz 1 Nr. 1 gelten 
auch für den Kapitalwert einer als Scha-
densersatz zu leistenden Rente. 

Die Höchstbeträge nach Satz 1 Nr. 1 gelten 
auch für den Kapitalwert einer als Schadens-
ersatz zu leistenden Rente. 

 

(2) Übersteigen die Entschädigungen, 
die mehreren auf Grund desselben Ereig-
nisses zu leisten sind, insgesamt die in Ab-
satz 1 bezeichneten Höchstbeträge, so ver-
ringern sich die einzelnen Entschädigun-
gen in dem Verhältnis, in welchem ihr Ge-
samtbetrag zu dem Höchstbetrag steht. 

(2) u n v e r ä n d e r t   
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§ 23 § 23  

(weggefallen) Anbieten der Ablenkung von Ermittlungen 
wegen Verkehrsverstößen 

 

  (1) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
werbsmäßig anbietet, es zu unternehmen, 
eine Behörde über den Beteiligten an ei-
ner der in Anlage 13 der Fahrerlaubnis-
Verordnung bezeichneten Ordnungswid-
rigkeit zu täuschen. 

 

 (2) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
werbsmäßig anbietet, den Kontakt zu ei-
nem Dritten zu vermitteln, der bereit ist, es 
zu unternehmen, eine Behörde über den 
Beteiligten an einer der in Anlage 13 der 
Fahrerlaubnis-Verordnung bezeichneten 
Ordnungswidrigkeit zu täuschen. 

 

 (3) Die Ordnungswidrigkeit nach den 
Absätzen 1 und 2 kann mit einer Geldbuße 
bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 
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§ 24 § 24  

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer Rechtsverord-
nung nach § 1j Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5 
oder 6, § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a bis c oder d, Nummer 2, 3, 5, 
6 Buchstabe a, Nummer 8 bis 16 oder 17, 
jeweils auch in Verbindung mit § 6 Absatz 
3 Nummer 1 bis 5 oder 7, nach § 6e Absatz 
1 Nummer 1 bis 5 oder 7 oder nach § 6g 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3, 5, 7 oder 9 o-

der einer vollziehbaren Anordnung auf 
Grund einer solchen Rechtsverordnung zu-
widerhandelt, soweit die Rechtsverordnung 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer Rechtsverord-
nung nach § 1j Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5 o-
der 6, § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a bis c oder d, Nummer 2, 3, 5, 6 Buch-
stabe a, Nummer 8 bis 16 oder 17, jeweils 
auch in Verbindung mit § 6 Absatz 3 Nummer 
1 bis 5 oder 7, nach § 6e Absatz 1 Nummer 1 
bis 5 oder 7 oder nach § 6g Absatz 4 Satz 1 
Nummer 3, 5, 7 oder 8 oder einer vollziehba-

ren Anordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(2) u n v e r ä n d e r t   

1. einer Rechtsverordnung nach § 6 Ab-
satz 2  

  

a) Nummer 1 Buchstabe a bis e oder 
g, 
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b) Nummer 1 Buchstabe f, Nummer 2 
oder 3 Buchstabe b, 

  

c) Nummer 3 Buchstabe a oder c o-
der 

  

d) Nummer 4,   

jeweils auch in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 3 Nummer 1, 2, 3 Buchstabe a o-
der c, Nummer 4, 5 oder 7 oder einer 
vollziehbaren Anordnung auf Grund ei-
ner solchen Rechtsverordnung zuwi-
derhandelt, soweit die Rechtsverord-
nung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 
oder 

  

2. einer unmittelbar geltenden Vorschrift 
in Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft oder der Europäischen 
Union zuwiderhandelt, die inhaltlich ei-
ner Regelung entspricht, zu der die in 
Nummer 1  

  

a) Buchstabe a,   

b) Buchstabe b,   
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c) Buchstabe c oder   

d) Buchstabe d   

genannten Vorschriften ermächtigen, 
soweit eine Rechtsverordnung nach 
Satz 2 für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist. 

  

Das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr wird ermächtigt, soweit dies zur 
Durchsetzung der Rechtsakte der Europäi-
schen Gemeinschaft oder der Europäi-
schen Union erforderlich ist, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates die Tatbestände zu bezeichnen, die 
als Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Num-
mer 2 geahndet werden können. 

  

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe d und Nummer 2 Buch-
stabe d mit einer Geldbuße bis zu fünf-
hunderttausend Euro, 
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2. des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe c und Nummer 2 Buchstabe 
c mit einer Geldbuße bis zu dreihun-
derttausend Euro, 

  

3. des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und Nummer 2 Buch-
stabe a mit einer Geldbuße bis zu hun-
derttausend Euro, 

  

4. des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe b und Nummer 2 Buch-
stabe b mit einer Geldbuße bis zu fünf-
zigtausend Euro, 

  

5. des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis 
zu zweitausend Euro 

  

geahndet werden.   

(4) In den Fällen des Absatzes 3 
Nummer 1 und 2 ist § 30 Absatz 2 Satz 3 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
anzuwenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t   
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(5) Fahrzeuge, Fahrzeugteile und 
Ausrüstungen, auf die sich eine Ordnungs-
widrigkeit nach Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 oder 10 o-
der eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 
Satz 1 bezieht, können eingezogen wer-
den. 

(5) u n v e r ä n d e r t   

§ 26 § 26  

Zuständige Verwaltungsbehörde; Ver-
jährung 

Zuständige Verwaltungsbehörde; Verjäh-
rung 

 

(1) Bei Ordnungswidrigkeiten nach 
den § 24 Absatz 1, § 24a Absatz 1 bis 2a 

und § 24c Absatz 1 ist Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten die Be-
hörde oder Dienststelle der Polizei, die von 
der Landesregierung durch Rechtsverord-
nung näher bestimmt wird. Die Landesre-
gierung kann die Ermächtigung auf die zu-
ständige oberste Landesbehörde übertra-
gen. 

(1) Bei Ordnungswidrigkeiten nach § 23 
Absatz 1 und 2, § 24 Absatz 1, § 24a Absatz 

1 bis 2a und § 24c Absatz 1 ist Verwaltungs-
behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die Be-
hörde oder Dienststelle der Polizei, die von 
der Landesregierung durch Rechtsverord-
nung näher bestimmt wird. Die Landesregie-
rung kann die Ermächtigung auf die zustän-
dige oberste Landesbehörde übertragen. 
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(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist das Kraft-
fahrt-Bundesamt  

(2) u n v e r ä n d e r t   

1. abweichend von Absatz 1 bei Ord-
nungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 1, 
soweit es für den Vollzug der bewehr-
ten Vorschriften zuständig ist, oder 

  

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach § 24 
Absatz 2 Satz 1. 
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(3) Die Frist der Verfolgungsverjäh-
rung beträgt bei Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 Absatz 1 drei Monate, solange 
wegen der Handlung weder ein Bußgeldbe-
scheid ergangen ist noch öffentliche Klage 
erhoben worden ist, danach sechs Monate. 
Abweichend von Satz 1 beträgt die Frist 
der Verfolgungsverjährung bei Ordnungs-
widrigkeiten nach § 24 Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 o-
der 10 zwei Jahre, soweit diese Ordnungs-
widrigkeiten Zuwiderhandlungen gegen 
Vorschriften mit Anforderungen an Fahr-
zeuge oder Fahrzeugteile betreffen, die der 
Genehmigung ihrer Bauart bedürfen. Die 
Frist der Verfolgungsverjährung beträgt bei 
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c und d und 
Nummer 2 Buchstabe c und d fünf Jahre. 

(3) u n v e r ä n d e r t   

§ 32 § 32  

Zweckbestimmung der Fahrzeugregister Zweckbestimmung der Fahrzeugregister  

(1) Die Fahrzeugregister werden ge-
führt zur Speicherung von Daten  

(1) Die Fahrzeugregister werden geführt 
zur Speicherung von Daten  
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1. für die Zulassung und Überwachung 
von Fahrzeugen nach diesem Gesetz 
oder den darauf beruhenden Rechts-
vorschriften, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. für Maßnahmen zur Gewährleistung 
des Versicherungsschutzes im Rah-
men der Kraftfahrzeughaftpflichtversi-
cherung, 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. für Maßnahmen zur Durchführung des 
Kraftfahrzeugsteuerrechts, 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. für Maßnahmen nach dem Bundesleis-
tungsgesetz, dem Verkehrssicherstel-
lungsgesetz, dem Verkehrsleistungs-
gesetz oder den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. für Maßnahmen des Katastrophen-
schutzes nach den hierzu erlassenen 
Gesetzen der Länder oder den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften, 

5. u n v e r ä n d e r t   

6. für Maßnahmen zur Durchführung des 
Altfahrzeugrechts, 

6. u n v e r ä n d e r t   

7. (weggefallen) 7. u n v e r ä n d e r t   
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8. für Maßnahmen zur Durchführung der 
Datenverarbeitung bei Kraftfahrzeugen 
mit hoch- oder vollautomatisierter 
Fahrfunktion nach diesem Gesetz oder 
nach den auf diesem Gesetz beruhen-
den Rechtsvorschriften und 

8. für Maßnahmen zur Durchführung der 
Datenverarbeitung bei Kraftfahrzeugen 
mit automatisierter Fahrfunktion nach 
diesem Gesetz oder nach den auf die-
sem Gesetz beruhenden Rechtsvor-
schriften und 

 

9. für Maßnahmen nach oder zur Umset-
zung von unionsrechtlichen Vorschrif-
ten, soweit diese die Verwendung von 
in den Fahrzeugregistern gespeicher-
ten Daten erfordern. 

9. u n v e r ä n d e r t   

(2) Die Fahrzeugregister werden au-
ßerdem geführt zur Speicherung von Daten 
für die Erteilung von Auskünften, um  

(2) u n v e r ä n d e r t   

1. Personen in ihrer Eigenschaft als Hal-
ter von Fahrzeugen, 

  

2. Fahrzeuge eines Halters oder   

3. Fahrzeugdaten   

festzustellen oder zu bestimmen.   
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(3) Das Zentrale Fahrzeugregister 
wird außerdem geführt zur Verwendung 
und Übermittlung der nach § 33 Absatz 1 
gespeicherten Daten, um im Einzelfall Hal-
ter von Fahrzeugen zu informieren über 
fahrzeugbezogene Maßnahmen,  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. die für ihre Fahrzeuge in Betracht kom-
men und 

  

2. die dem Schutz der Verkehrssicher-
heit, der Gesundheit von Personen o-
der der Umwelt dienen. 

  

Fahrzeugbezogene Maßnahmen können 
insbesondere auf die Verbesserung von 
Fahrzeugeigenschaften, insbesondere auf 
die Verbesserung des Abgasverhaltens, 
des Geräuschverhaltens, des Kraftstoffver-
brauchs oder des Fahrverhaltens abzielen. 
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§ 35 § 35  

Übermittlung von Fahrzeugdaten und 
Halterdaten 

Übermittlung von Fahrzeugdaten und Hal-
terdaten 

 

(1) Die nach § 33 Absatz 1 gespei-
cherten Fahrzeugdaten und Halterdaten 
dürfen an Behörden und sonstige öffentli-
che Stellen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes sowie im Rahmen einer internetba-
sierten Zulassung an Personen im Sinne 
des § 6g Absatz 3 zur Erfüllung der Aufga-
ben der Zulassungsbehörde, des Kraft-
fahrt-Bundesamtes oder der Aufgaben des 
Empfängers nur übermittelt werden, wenn 
dies für die Zwecke nach § 32 Absatz 2 je-
weils erforderlich ist  

(1) Die nach § 33 Absatz 1 gespeicher-
ten Fahrzeugdaten und Halterdaten dürfen an 
Behörden und sonstige öffentliche Stellen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes sowie im 
Rahmen einer internetbasierten Zulassung an 
Personen im Sinne des § 6g Absatz 3 zur Er-
füllung der Aufgaben der Zulassungsbehörde, 
des Kraftfahrt-Bundesamtes oder der Aufga-
ben des Empfängers nur übermittelt werden, 
wenn dies für die Zwecke nach § 32 Absatz 2 
jeweils erforderlich ist  

 

1. zur Durchführung der in § 32 Abs. 1 
angeführten Aufgaben, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. zur Verfolgung von Straftaten, zur Voll-
streckung oder zum Vollzug von Stra-
fen, von Maßnahmen im Sinne des § 
11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuchs 
oder von Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmitteln im Sinne des Jugendge-
richtsgesetzes, 

2. u n v e r ä n d e r t   
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3. zur Verfolgung von Ordnungswidrigkei-
ten, 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. zur Erfüllung der den Verfassungs-
schutzbehörden, dem Militärischen Ab-
schirmdienst und dem Bundesnach-
richtendienst durch Gesetz übertrage-
nen Aufgaben, 

5. u n v e r ä n d e r t   

6. für Maßnahmen nach dem Abfallbesei-
tigungsgesetz oder den darauf beru-
henden Rechtsvorschriften, 

6. u n v e r ä n d e r t   

7. für Maßnahmen nach dem Wirtschafts-
sicherstellungsgesetz oder den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften, 

7. u n v e r ä n d e r t   

8. für Maßnahmen nach dem Energiesi-
cherungsgesetz 1975 oder den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften, 

8. u n v e r ä n d e r t   

9. für die Erfüllung der gesetzlichen Mit-
teilungspflichten zur Sicherung des 
Steueraufkommens nach § 93 der Ab-
gabenordnung, 

9. u n v e r ä n d e r t   



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkung 

10. zur Feststellung der Maut für die Be-
nutzung mautpflichtiger Straßen im 
Sinne des § 1 des Bundesfernstraßen-
mautgesetzes und zur Verfolgung von 
Ansprüchen nach diesem Gesetz, 

10. u n v e r ä n d e r t   

11. zur Ermittlung der Mautgebühr für die 
Benutzung von Bundesfernstraßen und 
zur Verfolgung von Ansprüchen nach 
dem Fernstraßenbauprivatfinanzie-
rungsgesetz vom 30. August 1994 
(BGBl. I S. 2243) in der jeweils gelten-
den Fassung, 

11. u n v e r ä n d e r t   

12. zur Ermittlung der Mautgebühr für die 
Benutzung von Straßen nach Landes-
recht und zur Verfolgung von Ansprü-
chen nach den Gesetzen der Länder 
über den gebührenfinanzierten Neu- 
und Ausbau von Straßen, 

12. u n v e r ä n d e r t   

13. zur Überprüfung von Personen, die So-
zialhilfe, Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende oder Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz beziehen, zur Vermeidung 
rechtswidriger Inanspruchnahme sol-
cher Leistungen, 

13. u n v e r ä n d e r t   
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14. für die in § 17 des Auslandsunterhalts-
gesetzes genannten Zwecke, 

14. u n v e r ä n d e r t   

15. für die in § 802l der Zivilprozessord-
nung genannten Zwecke soweit kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass 
dadurch schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt werden, 

15. u n v e r ä n d e r t   

16. zur Erfüllung der den Behörden der 
Zollverwaltung in § 2 Absatz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
übertragenen Prüfungsaufgaben, 

16. u n v e r ä n d e r t   

17. zur Durchführung eines Vollstre-
ckungsverfahrens an die für die Voll-
streckung nach dem Verwaltungs-Voll-
streckungsgesetz oder nach den Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzen der 
Länder zuständige Behörde, wenn der 
Vollstreckungsschuldner als Halter des 
Fahrzeugs eingetragen ist, kein Grund 
zu der Annahme besteht, dass 
dadurch schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt werden, und  

17. u n v e r ä n d e r t   
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a) die Ladung zu dem Termin zur Ab-
gabe der Vermögensauskunft an 
den Vollstreckungsschuldner nicht 
zustellbar ist und  

  

aa) die Anschrift, unter der die Zu-
stellung ausgeführt werden 
sollte, mit der Anschrift über-
einstimmt, die von einer der in 
§ 755 Absatz 1 und 2 der Zi-
vilprozessordnung genannten 
Stellen innerhalb von drei Mo-
naten vor oder nach dem Zu-
stellungsversuch mitgeteilt 
wurde, oder 

  

bb) die Meldebehörde nach dem 
Zustellungsversuch die Aus-
kunft erteilt, dass ihr keine 
derzeitige Anschrift des Voll-
streckungsschuldners bekannt 
ist, oder 
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cc) die Meldebehörde innerhalb 
von drei Monaten vor Erlass 
der Vollstreckungsanordnung 
die Auskunft erteilt hat, dass 
ihr keine derzeitige Anschrift 
des Vollstreckungsschuldners 
bekannt ist; 

  

b) der Vollstreckungsschuldner sei-
ner Pflicht zur Abgabe der Vermö-
gensauskunft in dem dem Ersu-
chen zugrundeliegenden Vollstre-
ckungsverfahren nicht nachkommt 
oder 

  

c) bei einer Vollstreckung in die in 
der Vermögensauskunft aufgeführ-
ten Vermögensgegenstände eine 
vollständige Befriedigung der For-
derung nicht zu erwarten ist, 
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18. zur Überprüfung der Einhaltung von 
Verkehrsbeschränkungen und Ver-
kehrsverboten, die aufgrund des § 40 
des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes nach Maßgabe der straßenver-
kehrsrechtlichen Vorschriften angeord-
net worden oder aufgrund straßenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften zum 
Schutz der Wohnbevölkerung oder der 
Bevölkerung vor Abgasen ergangen 
sind, 

18. u n v e r ä n d e r t   

19. zur Überprüfung und Ergänzung der 
Angaben in Anträgen und Verwen-
dungsnachweisen zu einer Förderung 
hinsichtlich der Einhaltung der Rege-
lungen über die Förderung des Absat-
zes von elektrisch betriebenen Fahr-
zeugen (Umweltbonus) 

19. u n v e r ä n d e r t   

20. für die in § 98 Absatz 1a Satz 1 der In-
solvenzordnung genannten Zwecke, 
soweit kein Grund zu der Annahme be-
steht, dass dadurch schutzwürdige In-
teressen des Betroffenen beeinträch-
tigt werden oder 

20. für die in § 98 Absatz 1a Satz 1 der Insol-
venzordnung genannten Zwecke, soweit 
kein Grund zu der Annahme besteht, 
dass dadurch schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen beeinträchtigt werden, 
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21. für Maßnahmen nach dem Außenwirt-
schaftsgesetz, dem Sanktionsdurch-
setzungsgesetz oder den jeweils auf 
den genannten Gesetzen beruhenden 
Rechtsvorschriften. 

21. für Maßnahmen nach dem Außenwirt-
schaftsgesetz, dem Sanktionsdurchset-
zungsgesetz oder den jeweils auf den 
genannten Gesetzen beruhenden 
Rechtsvorschriften oder 

 

 23. zur Überprüfung der vom Betreiber ei-
nes Ladepunktes oder von einer von 
ihm bestimmten Person an das Um-
weltbundesamt mitgeteilten energeti-
schen Menge des elektrischen 
Stroms, der zur Verwendung in Kraft-
fahrzeugen entnommen wurde, 
zwecks Anrechnung auf die Erfüllung 
der Verpflichtung zur Minderung der 
Treibhausgasemissionen und zur 
Ausstellung von Bescheinigungen 
darüber gemäß Rechtsverordnung 
nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
11 Buchstabe b des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes, 

Nummerierungsfehler. Wird vmtl. Nr. 22 
sein 

 24. zur Untersuchung von Straßenver-
kehrsunfällen gemäß § 63g. 

Nummerierungsfehler. Wird vmtl. Nr. 23 
sein 
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(1a) Die nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 
gespeicherten Daten über Beschaffenheit, 
Ausrüstung und Identifizierungsmerkmale 
von Fahrzeugen dürfen den Zentralen Leit-
stellen für Brandschutz, Katastrophen-
schutz und Rettungsdienst, wenn dies für 
Zwecke nach § 32 Absatz 2 Nummer 3 er-
forderlich ist, zur Rettung von Unfallopfern 
übermittelt werden. 

u n v e r ä n d e r t   

(2) Die nach § 33 Absatz 1 gespei-
cherten Fahrzeugdaten und Halterdaten 
dürfen, soweit dies jeweils erforderlich ist, 
übermittelt werden  

(2) Die nach § 33 Absatz 1 gespeicher-
ten Fahrzeugdaten und Halterdaten dürfen, 
soweit dies jeweils erforderlich ist, übermittelt 
werden  

 

1. für die Zwecke des § 32 Absatz 1 
Nummer 1 an Inhaber von Betriebser-
laubnissen für Fahrzeuge, an Fahr-
zeughersteller oder an für den Mangel 
verantwortliche Teilehersteller, Werk-
stätten oder sonstige Produktverant-
wortliche, um Folgendes zu ermögli-
chen:  

1. für die Zwecke des § 32 Absatz 1 Num-
mer 1 oder 9 an Inhaber von Betriebser-

laubnissen für Fahrzeuge, an Fahrzeug-
hersteller oder an verantwortliche Teil-
ehersteller, Werkstätten oder sonstige 
Produktverantwortliche, um Folgendes 
zu ermöglichen oder zu unterstützen:  

 

a) Rückrufmaßnahmen zur Beseiti-

gung von sicherheitsgefährdenden 
Mängeln an bereits ausgelieferten 
Fahrzeugen, 

a) fahrzeugbezogene Maßnahmen 
einschließlich Rückrufe zur Besei-

tigung von sicherheitsgefährdenden 
Mängeln an bereits ausgelieferten 
Fahrzeugen, 
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b) Rückrufmaßnahmen zur Beseiti-

gung von für die Umwelt erhebli-
chen Mängeln an bereits ausgelie-
ferten Fahrzeugen oder 

b) fahrzeugbezogene Maßnahmen 
einschließlich Rückrufe zur Besei-

tigung von für die Umwelt erhebli-
chen Mängeln an bereits ausgelie-
ferten Fahrzeugen, 

 

c) Rückrufmaßnahmen, die die Typ-

genehmigungsbehörde oder die 
Marktüberwachungsbehörde zur 
Beseitigung von sonstigen Unvor-
schriftsmäßigkeiten an bereits 
ausgelieferten Fahrzeugen für er-
forderlich erachtet, 

c) fahrzeugbezogene Maßnahmen 
einschließlich Rückrufe, die die 
Typgenehmigungsbehörde oder die 
Marktüberwachungsbehörde zur Be-
seitigung von sonstigen Unvor-
schriftsmäßigkeiten an bereits aus-
gelieferten Fahrzeugen für erforder-
lich erachtet, 

 

 d) die Erfüllung unionsrechtlicher 
Meldepflichten. 

 

2. für die Zwecke des § 32 Absatz 1 
Nummer 6 an Fahrzeughersteller und 
Importeure von Fahrzeugen sowie an 
deren Rechtsnachfolger zur Überprü-
fung der Angaben über die Verwertung 
des Fahrzeugs nach dem Altfahrzeug-
recht, 

2. u n v e r ä n d e r t   
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3. für die Zwecke des § 32 Absatz 1 
Nummer 2 an Versicherer zur Gewähr-
leistung des vorgeschriebenen Versi-
cherungsschutzes oder 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. für die Zwecke des § 32 Absatz 1 
Nummer 1 unmittelbar oder über Kopf-
stellen an Technische Prüfstellen und 
amtlich anerkannte Überwachungsor-
ganisationen sowie über Kopfstellen an 
anerkannte Kraftfahrzeugwerkstätten, 
soweit diese Werkstätten Sicherheits-
prüfungen durchführen, für die Durch-
führung der regelmäßigen Untersu-
chungen und Prüfungen, um die Ver-
kehrssicherheit der Fahrzeuge und den 
Schutz der Verkehrsteilnehmer zu ge-
währleisten; § 34 Absatz 6 Satz 3 und 
4 gilt entsprechend. 

4. u n v e r ä n d e r t   
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Bei Übermittlungen nach Satz 1 Nummer 3 

erfolgt eine Speicherung der Daten bei den 
Kopfstellen ausschließlich zum Zweck der 
Übermittlung an Technische Prüfstellen, 
amtlich anerkannte Überwachungsorgani-
sationen und anerkannte Kraftfahrzeug-
werkstätten, soweit diese Werkstätten Si-
cherheitsprüfungen durchführen. Nach er-
folgter Übermittlung haben die Kopfstellen 
die nach Satz 2 gespeicherten Daten un-
verzüglich, bei elektronischer Speicherung 
automatisiert, zu löschen. 

Bei Übermittlungen nach Satz 1 Nummer 4 

erfolgt eine Speicherung der Daten bei den 
Kopfstellen ausschließlich zum Zweck der 
Übermittlung an Technische Prüfstellen, amt-
lich anerkannte Überwachungsorganisationen 
und anerkannte Kraftfahrzeugwerkstätten, so-
weit diese Werkstätten Sicherheitsprüfungen 
durchführen. Nach erfolgter Übermittlung ha-
ben die Kopfstellen die nach Satz 2 gespei-
cherten Daten unverzüglich, bei elektroni-
scher Speicherung automatisiert, zu löschen. 

Hinweis TÜV Verband: Unseres Erach-
tens sollte die Datenübermittlung auch 
an die geeignete Stelle (z.B. FSD) erfol-
gen, um erforderliche Prüfmethoden, -
verfahren auf Basis gewonnener Er-
kenntnisse zu entwickeln. 

(2a) Die nach § 33 Absatz 3 ge-
speicherten Daten über die Fahrtenbuch-
auflagen dürfen  

(2a) u n v e r ä n d e r t   

1. den Zulassungsbehörden in entspre-

chender Anwendung des Absatzes 5 
Nummer 1 zur Überwachung der Fahr-
tenbuchauflage, 

  

2. dem Kraftfahrt-Bundesamt in entspre-
chender Anwendung des Absatzes 5 
Nummer 1 für die Unterstützung der 
Zulassungsbehörden im Rahmen der 
Überwachung der Fahrtenbuchauflage 
oder 
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3. den hierfür zuständigen Behörden oder 
Gerichten zur Verfolgung von Strafta-
ten oder von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 Absatz 1, § 24a oder § 24c 

  

jeweils im Einzelfall übermittelt werden.   

(3) Die Übermittlung von Fahrzeugda-
ten und Halterdaten zu anderen Zwecken 
als der Feststellung oder Bestimmung von 
Haltern oder Fahrzeugen (§ 32 Abs. 2) ist, 
unbeschadet der Absätze 4, 4a bis 4c un-
zulässig, es sei denn, die Daten sind  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. unerlässlich zur   

a) Verfolgung von Straftaten oder zur 
Vollstreckung oder zum Vollzug 
von Strafen, 

  

b) Abwehr einer im Einzelfall beste-
henden Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit, 

  

c) Erfüllung der den Verfassungs-
schutzbehörden, dem Militärischen 
Abschirmdienst und dem Bundes-
nachrichtendienst durch Gesetz 
übertragenen Aufgaben, 
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d) Erfüllung der gesetzlichen Mittei-
lungspflichten zur Sicherung des 
Steueraufkommens nach § 93 der 
Abgabenordnung, soweit diese 
Vorschrift unmittelbar anwendbar 
ist, oder 

  

e) Erfüllung gesetzlicher Mitteilungs-
pflichten nach § 118 Abs. 4 Satz 4 
Nr. 6 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch, 

  

und   

2. auf andere Weise nicht oder nicht 
rechtzeitig oder nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand zu erlangen. 
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Die ersuchende Behörde hat Aufzeichnun-
gen über das Ersuchen mit einem Hinweis 
auf dessen Anlass zu führen. Die Aufzeich-
nungen sind gesondert aufzubewahren, 
durch technische und organisatorische 
Maßnahmen zu sichern und am Ende des 
Kalenderjahres, das dem Jahr der Erstel-
lung der Aufzeichnung folgt, zu vernichten. 
Die Aufzeichnungen dürfen nur zur Kon-
trolle der Zulässigkeit der Übermittlungen 
verwertet werden, es sei denn, es liegen 
Anhaltspunkte dafür vor, dass ihre Verwer-
tung zur Aufklärung oder Verhütung einer 
schwerwiegenden Straftat gegen Leib, Le-
ben oder Freiheit einer Person führen kann 
und die Aufklärung oder Verhütung ohne 
diese Maßnahme aussichtslos oder we-
sentlich erschwert wäre. 
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(4) Auf Ersuchen des Bundeskriminal-
amtes kann das Kraftfahrt-Bundesamt die 
im Zentralen Fahrzeugregister gespeicher-
ten Halterdaten mit dem polizeilichen Fahn-
dungsbestand der mit Haftbefehl gesuch-
ten Personen abgleichen. Die dabei ermit-
telten Daten gesuchter Personen dürfen 
dem Bundeskriminalamt übermittelt wer-
den. Das Ersuchen des Bundeskriminalam-
tes erfolgt durch Übersendung eines Da-
tenträgers. 

(4) u n v e r ä n d e r t   

(4a) Auf Ersuchen der Auskunfts-
stelle nach § 8a des Pflichtversicherungs-
gesetzes übermitteln die Zulassungsbehör-
den und das Kraftfahrt-Bundesamt die 
nach § 33 Abs. 1 gespeicherten Fahrzeug-
daten und Halterdaten zu den in § 8a Abs. 
1 des Pflichtversicherungsgesetzes ge-
nannten Zwecken. 

(4a) u n v e r ä n d e r t   
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(4b) Zu den in § 7 Absatz 2 des 
Internationalen Familienrechtsverfahrens-
gesetzes, § 4 Abs. 3 Satz 2 des Erwachse-
nenschutzübereinkommens-Ausführungs-
gesetzes vom 17. März 2007 (BGBl. I S. 
314) und den in den §§ 16 und 17 des Aus-
landsunterhaltsgesetzes vom 23. Mai 2011 
(BGBl. I S. 898) bezeichneten Zwecken 
übermittelt das Kraftfahrt-Bundesamt der in 
diesen Vorschriften bezeichneten Zentralen 
Behörde auf Ersuchen die nach § 33 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2 gespeicherten Halterdaten. 

(4b) u n v e r ä n d e r t   

(4c) Auf Ersuchen übermittelt 
das Kraftfahrt-Bundesamt  

(4c) u n v e r ä n d e r t   

1. dem Gerichtsvollzieher zu den in § 755 
der Zivilprozessordnung genannten 
Zwecken und 

  

2. der für die Vollstreckung nach dem 
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz o-
der nach den Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzen der Länder zuständi-
gen Behörde, soweit diese die Anga-
ben nicht durch Anfrage bei der Melde-
behörde ermitteln kann, zur Durchfüh-
rung eines Vollstreckungsverfahrens 
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die nach § 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
gespeicherten Halterdaten, soweit kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass 
dadurch schutzwürdige Interessen des Be-
troffenen beeinträchtigt werden. 

  

(5) Die nach § 33 Absatz 1 oder 3 ge-
speicherten Fahrzeugdaten und Halterda-
ten dürfen nach näherer Bestimmung durch 
Rechtsverordnung (§ 47 Nummer 3) regel-
mäßig übermittelt werden  

(5) u n v e r ä n d e r t   

1. von den Zulassungsbehörden an das 
Kraftfahrt-Bundesamt für das Zentrale 
Fahrzeugregister und vom Kraftfahrt-
Bundesamt an die Zulassungsbehör-
den für die örtlichen Fahrzeugregister, 

  

2. von den Zulassungsbehörden an an-
dere Zulassungsbehörden, wenn diese 
mit dem betreffenden Fahrzeug be-
fasst sind oder befasst waren, 

  

3. von den Zulassungsbehörden an die 
Versicherer zur Gewährleistung des 
vorgeschriebenen Versicherungsschut-
zes (§ 32 Abs. 1 Nr. 2), 
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4. von den Zulassungsbehörden an die 
für die Ausübung der Verwaltung der 
Kraftfahrzeugsteuer zuständigen Be-
hörden zur Durchführung des Kraft-
fahrzeugsteuerrechts (§ 32 Abs. 1 Nr. 
3), 

  

5. von den Zulassungsbehörden und vom 
Kraftfahrt-Bundesamt für Maßnahmen 
nach dem Bundesleistungsgesetz, 
dem Verkehrssicherstellungsgesetz, 
dem Verkehrsleistungsgesetz oder des 
Katastrophenschutzes nach den hierzu 
erlassenen Gesetzen der Länder oder 
den darauf beruhenden Rechtsvor-
schriften an die hierfür zuständigen Be-
hörden (§ 32 Abs. 1 Nr. 4 und 5), 

  

6. von den Zulassungsbehörden für Prü-
fungen nach § 118 Abs. 4 Satz 4 Nr. 6 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
an die Träger der Sozialhilfe nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch. 
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(6) Das Kraftfahrt-Bundesamt als 
übermittelnde Behörde hat Aufzeichnungen 
zu führen, die die übermittelten Daten, den 
Zeitpunkt der Übermittlung, den Empfänger 
der Daten und den vom Empfänger ange-
gebenen Zweck enthalten. Die Aufzeich-
nungen dürfen nur zur Kontrolle der Zuläs-
sigkeit der Übermittlungen verwertet wer-
den, sind durch technische und organisato-
rische Maßnahmen gegen Missbrauch zu 
sichern und am Ende des Kalenderhalbjah-
res, das dem Halbjahr der Übermittlung 
folgt, zu löschen oder zu vernichten. Bei 
Übermittlung nach Absatz 5 sind beson-
dere Aufzeichnungen entbehrlich, wenn die 
Angaben nach Satz 1 aus dem Register o-
der anderen Unterlagen entnommen wer-
den können. Die Sätze 1 und 2 gelten auch 
für die Übermittlungen durch das Kraftfahrt-
Bundesamt nach den §§ 37 bis 40. 

(6) u n v e r ä n d e r t   
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§ 36 § 36  

Abruf im automatisierten Verfahren Abruf im automatisierten Verfahren  

(1) Die Übermittlung nach § 35 Absatz 
1 Nummer 1, soweit es sich um Aufgaben 
nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 handelt, aus 
dem Zentralen Fahrzeugregister  

(1) Die Übermittlung nach § 35 Absatz 1 
Nummer 1, soweit es sich um Aufgaben nach 
§ 32 Absatz 1 Nummer 1 und 9 handelt, und 
Nummer 24 aus dem Zentralen Fahrzeugre-

gister  

 

1. an die Zulassungsbehörden oder 1. an die Zulassungsbehörden,  

2. im Rahmen einer internetbasierten Zu-
lassung an Personen im Sinne des 
§ 6g Absatz 3 

2. im Rahmen einer internetbasierten Zu-
lassung an Personen im Sinne des § 6g 
Absatz 3, 

 

 3. an das Kraftfahrt-Bundesamt oder  

 4. an die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen für die Zwecke des § 63g 

 

darf durch Abruf im automatisierten Verfah-
ren erfolgen. 

darf durch Abruf im automatisierten Verfahren 
erfolgen. 

 

(2) Die Übermittlung nach § 35 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5 aus dem Zentralen Fahrzeugre-
gister darf durch Abruf im automatisierten 
Verfahren erfolgen  

(2) u n v e r ä n d e r t   
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1. an die Polizeien des Bundes und der 
Länder sowie an Dienststellen der Zoll-
verwaltung, soweit sie Befugnisse 
nach § 10 des Zollverwaltungsgeset-
zes ausüben oder grenzpolizeiliche 
Aufgaben wahrnehmen, 

  

a) zur Kontrolle, ob die Fahrzeuge 
einschließlich ihrer Ladung und die 
Fahrzeugpapiere vorschriftsmäßig 
sind, 

  

b) zur Verfolgung von Ordnungswid-
rigkeiten nach §§ 24, 24a oder § 
24c, 

  

c) zur Verfolgung von Straftaten oder 
zur Vollstreckung oder zum Voll-
zug von Strafen oder 

  

d) zur Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit, 

  

1a. an die Verwaltungsbehörden im Sinne 
des § 26 Abs. 1 für die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Ab-
satz 1, § 24a oder § 24c, 
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2. an die Zollfahndungsdienststellen zur 
Verhütung oder Verfolgung von 
Steuer- und Wirtschaftsstraftaten so-
wie an die mit der Steuerfahndung be-
trauten Dienststellen der Landesfinanz-
behörden zur Verhütung oder Verfol-
gung von Steuerstraftaten, 

  

2a. an die Behörden der Zollverwaltung 
zur Verfolgung von Straftaten, die mit 
einem der in § 2 Absatz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
genannten Prüfgegenstände unmittel-
bar zusammenhängen, und 

  

3. an die Verfassungsschutzbehörden, 
den Militärischen Abschirmdienst und 
den Bundesnachrichtendienst zur Er-
füllung ihrer durch Gesetz übertrage-
nen Aufgaben und 

  

4. an die Zentralstelle für Finanztransakti-
onsuntersuchungen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach dem Geldwäschege-
setz. 
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Satz 1 gilt entsprechend für den Abruf der 
örtlich zuständigen Polizeidienststellen der 
Länder und Verwaltungsbehörden im Sinne 
des § 26 Abs. 1 aus den jeweiligen örtli-
chen Fahrzeugregistern. 

  

(2a) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 9 aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister darf durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren erfolgen  

(2a) u n v e r ä n d e r t   

1. an die mit der Kontrolle und Erhebung 

der Umsatzsteuer betrauten Dienststel-
len der Finanzbehörden, soweit ein Ab-
ruf im Einzelfall zur Verhinderung einer 
missbräuchlichen Anwendung der Vor-
schriften des Umsatzsteuergesetzes 
beim Handel, Erwerb oder bei der 
Übertragung von Fahrzeugen erforder-
lich ist, 

  

2. an die mit der Durchführung einer Au-
ßenprüfung nach § 193 der Abgaben-
ordnung betrauten Dienststellen der Fi-
nanzbehörden, soweit ein Abruf für die 
Ermittlung der steuerlichen Verhält-
nisse im Rahmen einer Außenprüfung 
erforderlich ist und 
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3. an die mit der Vollstreckung betrauten 
Dienststellen der Finanzbehörden nach 
§ 249 der Abgabenordnung, soweit ein 
Abruf für die Vollstreckung von Ansprü-
chen aus dem Steuerschuldverhältnis 
erforderlich ist. 

  

(2b) Die Übermittlung nach § 35 
Abs. 1 Nr. 11 und 12 aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister darf durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren an den Privaten, der 
mit der Erhebung der Mautgebühr beliehen 
worden ist, erfolgen. 

(2b) u n v e r ä n d e r t   

(2c) Die Übermittlung nach § 35 
Abs. 1 Nr. 10 aus dem Zentralen Fahrzeug-
register darf durch Abruf im automatisierten 
Verfahren an das Bundesamt für Logistik 
und Mobilität und an eine sonstige öffentli-
che Stelle, die mit der Erhebung der Maut 
nach dem Bundesfernstraßenmautgesetz 
beauftragt ist, erfolgen. 

(2c) u n v e r ä n d e r t   

(2d) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 14 aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister darf durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren an die zentrale Be-
hörde (§ 4 des Auslandsunterhaltsgeset-
zes) erfolgen. 

(2d) u n v e r ä n d e r t   
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(2e) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 15 aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister darf durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren an den Gerichtsvoll-
zieher erfolgen. 

(2e) u n v e r ä n d e r t   

(2f) Die Übermittlung aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister nach § 35 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 4 darf durch Abruf 
im automatisierten Verfahren erfolgen. 

(2f) u n v e r ä n d e r t   

(2g) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 2a darf durch Abruf im automatisier-
ten Verfahren erfolgen. 

(2g) u n v e r ä n d e r t   

(2h) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 16 darf durch Abruf im 
automatisierten Verfahren an die Behörden 
der Zollverwaltung zur Erfüllung der ihnen 
in § 2 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes übertragenen Prü-
fungsaufgaben erfolgen. 

(2h) u n v e r ä n d e r t   
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(2i) In einem solchen Verfahren 
darf auch die Übermittlung nach § 35 Ab-
satz 1 Nummer 18 aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister an die nach Landesrecht 
für die Überprüfung der Einhaltung dieser 
Verkehrsbeschränkungen und Verkehrs-
verbote zuständigen Behörden erfolgen. 
Die Einrichtung von Anlagen zum Abruf 
nach Satz 1 ist für den Abruf der nach § 33 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 gespeicherten 
und für die Überprüfung der Einhaltung der 
jeweiligen Verkehrsbeschränkungen und 
Verkehrsverbote erforderlichen Fahrzeug-
daten aus dem Zentralen Fahrzeugregister 
durch die Behörden nach Satz 1 zulässig; 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 be-
darf es nicht; die Maßgaben nach Absatz 5 
Nummer 2 und 3 gelten unmittelbar. 

(2i) u n v e r ä n d e r t   

(2j) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 19 darf durch Abruf im 
automatisierten Verfahren an das Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle er-
folgen. 

(2j) u n v e r ä n d e r t   
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(2k) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 20 aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister darf durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren an das Insolvenzge-
richt erfolgen. 

(2k) u n v e r ä n d e r t   

(2l) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 21 darf durch Abruf im 
automatisierten Verfahren an die nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz zuständigen Be-
hörden und an die Zentralstelle zur Sankti-
onsdurchsetzung erfolgen. 

(2l) u n v e r ä n d e r t   

 (2n) Die Übermittlung nach § 35 
Absatz 1 Nummer 23 darf durch Abruf im 
automatisierten Verfahren an das Umwelt-
bundesamt erfolgen. 
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(3) Die Übermittlung nach § 35 Abs. 3 
Satz 1 aus dem Zentralen Fahrzeugregister 
darf ferner durch Abruf im automatisierten 
Verfahren an die Polizeien des Bundes und 
der Länder zur Verfolgung von Straftaten o-
der zur Vollstreckung oder zum Vollzug von 
Strafen oder zur Abwehr einer im Einzelfall 
bestehenden Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit, an die Zollfahndungsdienststellen 
zur Verhütung oder Verfolgung von Steuer- 
und Wirtschaftsstraftaten, an die mit der 
Steuerfahndung betrauten Dienststellen 
der Landesfinanzbehörden zur Verhütung 
oder Verfolgung von Steuerstraftaten sowie 
an die Verfassungsschutzbehörden, den 
Militärischen Abschirmdienst und den Bun-
desnachrichtendienst zur Erfüllung ihrer 
durch Gesetz übertragenen Aufgaben vor-
genommen werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t   

(3a) Die Übermittlung aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister nach § 35 Abs. 
4a darf durch Abruf im automatisierten Ver-
fahren an die Auskunftsstelle nach § 8a 
des Pflichtversicherungsgesetzes erfolgen. 

(3a) u n v e r ä n d e r t   
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(3b) Die Übermittlung aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister nach § 35 Ab-
satz 1 Nummer 1 an die für die Ausübung 
der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer zu-
ständigen Behörden darf durch Abruf im 
automatisierten Verfahren erfolgen. Der 
Abruf ist nur zulässig, wenn die von den 
Zulassungsbehörden nach § 35 Absatz 5 
Nummer 4 übermittelten Datenbestände 
unrichtig oder unvollständig sind. 

(3b) u n v e r ä n d e r t   

(3c) Die Übermittlung aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister nach § 35 Ab-
satz 1a darf an die Zentralen Leitstellen für 
Brandschutz, Katastrophenschutz und Ret-
tungsdienst zur Vorbereitung der Rettung 
von Personen aus Fahrzeugen durch Abruf 
im automatisierten Verfahren erfolgen. 

(3c) u n v e r ä n d e r t   

(4) Der Abruf darf sich nur auf ein be-
stimmtes Fahrzeug oder einen bestimmten 
Halter richten und in den Fällen der Ab-
sätze 1 und 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a 
und b nur unter Verwendung von Fahr-
zeugdaten durchgeführt werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t   
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(5) Die Einrichtung von Anlagen zum 
Abruf im automatisierten Verfahren ist nur 
zulässig, wenn nach näherer Bestimmung 
durch Rechtsverordnung (§ 47 Nummer 4) 
gewährleistet ist, dass  

(5) u n v e r ä n d e r t   

1. die zum Abruf bereitgehaltenen Daten 
ihrer Art nach für den Empfänger erfor-
derlich sind und ihre Übermittlung 
durch automatisierten Abruf unter Be-
rücksichtigung der schutzwürdigen In-
teressen der betroffenen Person und 
der Aufgabe des Empfängers ange-
messen ist, 

  

2. die erforderlichen technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen nach den 
Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung 
(EU) 2016/679 zur Sicherstellung des 
Datenschutzes und der Datensicher-
heit getroffen werden und 

  

3. die Zulässigkeit der Abrufe nach Maß-
gabe des Absatzes 6 kontrolliert wer-
den kann. 

  

(5a) (weggefallen) (5a) u n v e r ä n d e r t   
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Zulassungsbehörde als übermittelnde 
Stelle hat über die Abrufe Aufzeichnungen 
zu fertigen, die die bei der Durchführung 
der Abrufe verwendeten Daten, den Tag 
und die Uhrzeit der Abrufe, die Kennung 
der abrufenden Dienststelle und die abge-
rufenen Daten enthalten müssen. Die pro-
tokollierten Daten dürfen nur für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle, der Datensiche-
rung oder zur Sicherstellung eines ord-
nungsgemäßen Betriebs der Datenverar-
beitungsanlage verwendet werden. Die 
nach Satz 1 protokollierten Daten dürfen 
auch dazu verwendet werden, der betroffe-
nen Person darüber Auskunft zu erteilen, 
welche ihrer in Anhang I, Abschnitt I und II 
der Richtlinie (EU) 2015/413 enthaltenen 
personenbezogenen Daten an Stellen in 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zum Zweck der dortigen Verfolgung 
der in Artikel 2 der Richtlinie (EU) 2015/413 
aufgeführten, die Straßenverkehrssicher-
heit gefährdenden Delikte übermittelt wur-
den. Das Datum des Ersuchens und die 
zuständige Stelle nach Satz 1, an die die 
Übermittlung erfolgte, sind der betroffenen 
Person ebenfalls mitzuteilen. § 36a gilt für 
das Verfahren nach den Sätzen 3 und 4 
entsprechend. Liegen Anhaltspunkte dafür 
vor, dass ohne ihre Verwendung die Ver-

(6) u n v e r ä n d e r t   
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hinderung oder Verfolgung einer schwer-
wiegenden Straftat gegen Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person aussichtslos oder we-
sentlich erschwert wäre, dürfen die Daten 
auch für diesen Zweck verwendet werden, 
sofern das Ersuchen der Strafverfolgungs-
behörde unter Verwendung von Halterda-
ten einer bestimmten Person oder von 
Fahrzeugdaten eines bestimmten Fahr-
zeugs gestellt wird. Die Protokolldaten sind 
durch geeignete Vorkehrungen gegen 
zweckfremde Verwendung und gegen 
sonstigen Missbrauch zu schützen und 
nach sechs Monaten zu löschen. 

(7) Bei Abrufen aus dem Zentralen 
Fahrzeugregister sind vom Kraftfahrt-Bun-
desamt weitere Aufzeichnungen zu ferti-
gen, die sich auf den Anlass des Abrufs er-
strecken und die Feststellung der für den 
Abruf verantwortlichen Personen ermögli-
chen. Das Nähere wird durch Rechtsver-
ordnung (§ 47 Nummer 5) bestimmt. Dies 
gilt entsprechend für Abrufe aus den örtli-
chen Fahrzeugregistern. 

(7) u n v e r ä n d e r t   



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkung 

(8) Soweit örtliche Fahrzeugregister 
nicht im automatisierten Verfahren geführt 
werden, ist die Übermittlung der nach § 33 
Abs. 1 gespeicherten Fahrzeugdaten und 
Halterdaten durch Einsichtnahme in das 
örtliche Fahrzeugregister außerhalb der üb-
lichen Dienstzeiten an die für den betref-
fenden Zulassungsbezirk zuständige Poli-
zeidienststelle zulässig, wenn  

(8) u n v e r ä n d e r t   

1. dies für die Erfüllung der in Absatz 2 
Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Aufgaben 
erforderlich ist und 

  

2. ohne die sofortige Einsichtnahme die 
Erfüllung dieser Aufgaben gefährdet 
wäre. 

  

Die Polizeidienststelle hat die Tatsache der 
Einsichtnahme, deren Datum und Anlass 
sowie den Namen des Einsichtnehmenden 
aufzuzeichnen; die Aufzeichnungen sind 
für die Dauer eines Jahres aufzubewahren 
und nach Ablauf des betreffenden Kalen-
derjahres zu vernichten. Die Sätze 1 und 2 
finden entsprechende Anwendung auf die 
Einsichtnahme durch die Zollfahndungsäm-
ter zur Erfüllung der in Absatz 2 Satz 1 Nr. 
2 bezeichneten Aufgaben. 
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§ 36b § 36b  

Abgleich mit den Sachfahndungsdaten 
des Bundeskriminalamtes 

Abgleich mit den Sachfahndungsdaten 
des Bundeskriminalamtes 

 

(1) Das Bundeskriminalamt übermit-
telt regelmäßig dem Kraftfahrt-Bundesamt 
die im Polizeilichen Informationssystem ge-
speicherten Daten von Fahrzeugen, Kenn-
zeichen, Fahrzeugpapieren und Führer-
scheinen, die zur Beweissicherung, Einzie-
hung, Beschlagnahme, Sicherstellung, Ei-
gentumssicherung und Eigentümer- oder 
Besitzerermittlung ausgeschrieben sind. 
Die Daten dienen zum Abgleich mit den im 
Zentralen Fahrzeugregister erfassten Fahr-
zeugen und Fahrzeugpapieren sowie mit 
den im Zentralen Fahrerlaubnisregister er-
fassten Führerscheinen. 

(1) Das Bundeskriminalamt übermittelt 
regelmäßig dem Kraftfahrt-Bundesamt die im 
Polizeilichen Informationssystem gespeicher-
ten Daten von Fahrzeugen, Kennzeichen, 
Fahrzeugpapieren und Führerscheinen, die 
zur Beweissicherung, Einziehung, Beschlag-
nahme, Sicherstellung, Eigentumssicherung 
und Eigentümer- oder Besitzerermittlung aus-
geschrieben sind. Die Daten dienen zum Ab-
gleich mit den im Zentralen Fahrzeugregister 
erfassten Fahrzeugen, Kennzeichen und 
Fahrzeugpapieren sowie mit den im Zentra-
len Fahrerlaubnisregister erfassten Führer-
scheinen und werden als Suchvermerke in 
diesen Registern gespeichert, bis das 
Bundeskriminalamt die Beendigung der 
Ausschreibung entsprechend Satz 1 mit-
teilt. 

 

(2) Die Übermittlung der Daten nach 
Absatz 1 darf auch im automatisierten Ver-
fahren erfolgen. 

(2) u n v e r ä n d e r t   
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 (3) Das Kraftfahrt-Bundesamt teilt 
aufgrund des Abgleichs oder sofern dem 
Register später eine Mitteilung oder An-
frage zu einem mit einem Suchvermerk 
versehenen Fahrzeug, Kennzeichen, Fahr-
zeugpapier oder Führerschein zugeht, 
dem Bundeskriminalamt oder der nachge-
ordneten Polizeidienststelle die Bezeich-
nung und Anschrift der mitteilenden oder 
anfragenden Stelle, deren Geschäftszei-
chen, das Datum der Mitteilung oder der 
Anfrage und die mitgeteilten Daten mit. 

 

§ 37 § 37  

Übermittlung von Fahrzeugdaten und 
Halterdaten an Stellen außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes 

Übermittlung von Fahrzeugdaten und Hal-
terdaten an Stellen außerhalb des Gel-

tungsbereiches dieses Gesetzes 

 

(1) Die nach § 33 Absatz 1 gespei-
cherten Fahrzeugdaten und Halterdaten 
dürfen vom Kraftfahrt-Bundesamt an die 
zuständigen Stellen anderer Staaten über-
mittelt werden, soweit dies nach unions-
rechtlichen Vorschriften vorgeschrieben ist 
oder soweit dies  

(1) Die nach § 33 Absatz 1 gespeicher-
ten Fahrzeugdaten und Halterdaten dürfen 
vom Kraftfahrt-Bundesamt an die zuständi-
gen Stellen anderer Staaten oder der Euro-
päischen Union übermittelt werden, soweit 
dies nach unionsrechtlichen Vorschriften vor-
geschrieben ist oder soweit dies  
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1. für Verwaltungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. zur Überwachung des Versicherungs-
schutzes im Rahmen der Kraftfahr-
zeughaftpflichtversicherung, 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. zur Verfolgung von Zuwiderhandlun-
gen gegen Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs oder 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. zur Verfolgung von Straftaten, die im 
Zusammenhang mit dem Straßenver-
kehr oder sonst mit Kraftfahrzeugen, 
Anhängern, Kennzeichen oder Fahr-
zeugpapieren, Fahrerlaubnissen oder 
Führerscheinen stehen, 

4. u n v e r ä n d e r t   

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte für 
Zweifel an der Gegenseitigkeit einer sol-
chen Auskunftserteilung hinsichtlich des je-
weiligen Anfragegrundes nach den Num-
mern 1 bis 4 und hinsichtlich der den Anfra-
gegrund begründenden Sachverhalte durch 
den anderen Staat gegeben sind. 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte für 
Zweifel an der Gegenseitigkeit einer solchen 
Auskunftserteilung hinsichtlich des jeweiligen 
Anfragegrundes nach den Nummern 1 bis 4 
und hinsichtlich der den Anfragegrund be-
gründenden Sachverhalte durch den anderen 
Staat gegeben sind. 
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(1a) Nach Maßgabe völkerrechtlicher 
Verträge zwischen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union oder mit den anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, die der Mit-
wirkung der gesetzgebenden Körperschaf-
ten nach Artikel 59 Absatz 2 des Grundge-
setzes bedürfen, sowie nach Artikel 12 des 
Beschlusses des Rates 2008/615/JI vom 
23. Juni 2008 (ABl. L 210 vom 6.8.2008, 
S. 1) dürfen die nach § 33 Absatz 1 gespei-
cherten Fahrzeugdaten und Halterdaten 
vom Kraftfahrt-Bundesamt an die zuständi-
gen Stellen dieser Staaten auch übermittelt 
werden, soweit dies erforderlich ist  

u n v e r ä n d e r t   

1. zur Verfolgung von Ordnungswidrigkei-

ten, die nicht von Absatz 1 Nummer 3 
erfasst werden, 

  

2. zur Verfolgung von Straftaten, die nicht 
von Absatz 1 Nummer 4 erfasst wer-
den, oder 

  

3. zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit. 
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(2) Der Empfänger ist darauf hinzu-
weisen, dass die übermittelten Daten nur 
zu dem Zweck verwendet werden dürfen, 
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

(3) Die Übermittlung unterbleibt, wenn 
durch sie schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person beeinträchtigt würden, 
insbesondere, wenn im Empfängerland ein 
angemessener Datenschutzstandard nicht 
gewährleistet ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t   

(4) Die Übermittlung unterbleibt, wenn 
die Übermittlung bei entsprechender An-
frage auf Grund von § 37a erfolgen könnte. 
Die Übermittlung kann ferner unterbleiben, 
wenn das Kraftfahrt-Bundesamt den Auf-
wand für die Bearbeitung der Anfragen als 
nicht vertretbar beurteilt. 

(4) u n v e r ä n d e r t   
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§ 37a § 37a  

Abruf im automatisierten Verfahren 
durch Stellen außerhalb des Geltungs-

bereiches dieses Gesetzes 

Abruf im automatisierten Verfahren durch 
Stellen außerhalb des Geltungsbereiches 

dieses Gesetzes 

 

(1) Durch Abruf im automatisierten 
Verfahren dürfen aus dem Zentralen Fahr-
zeugregister für die in § 37 Abs. 1 und 1a 
genannten Maßnahmen an die hierfür zu-
ständigen öffentlichen Stellen in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum die zu deren Aufgabenerfüllung erfor-
derlichen Daten nach näherer Bestimmung 
durch Rechtsverordnung nach § 47 Num-
mer 5b und 5c durch das Kraftfahrt-Bun-
desamt übermittelt werden. Dieses auto-
matisierte Verfahren setzt jedoch voraus, 
dass das Europäische Fahrzeug- und Füh-
rerschein-Informationssystem oder ein an-
deres informationstechnisches Verfahren 
genutzt wird, das vom Kraftfahrt-Bundes-
amt als mit vertretbarem Aufwand betreib-
bar beurteilt wird 

(1) Durch Abruf im automatisierten Ver-
fahren dürfen aus dem Zentralen Fahrzeugre-
gister für die in § 37 Abs. 1 und 1a genannten 
Maßnahmen an die hierfür zuständigen öf-
fentlichen Stellen in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum oder an hierfür 
zuständige Stellen der Europäischen 
Union die zu deren Aufgabenerfüllung erfor-
derlichen Daten nach näherer Bestimmung 
durch Rechtsverordnung nach § 47 Nummer 
5b und 5c durch das Kraftfahrt-Bundesamt 
übermittelt werden. Dieses automatisierte 
Verfahren setzt jedoch voraus, dass das Eu-
ropäische Fahrzeug- und Führerschein-Infor-
mationssystem oder ein anderes informati-
onstechnisches Verfahren genutzt wird, das 
vom Kraftfahrt-Bundesamt als mit vertretba-
rem Aufwand betreibbar beurteilt wird 
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(2) Der Abruf darf nur unter Verwen-
dung von Fahrzeugdaten, bei Abrufen für 
die in § 37 Abs. 1a genannten Zwecke nur 
unter Verwendung der vollständigen Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer oder des voll-
ständigen Kennzeichens, erfolgen und sich 
nur auf ein bestimmtes Fahrzeug oder ei-
nen bestimmten Halter richten. Ein unions-
rechtlich vorgeschriebener Abruf darf er-
gänzend zu Satz 1  

(2) u n v e r ä n d e r t   

1. auch unter Verwendung von Halterda-
ten erfolgen oder 

  

2. sich auf mehrere Fahrzeuge eines be-
stimmten Halters oder auf alle aktuel-
len oder früheren Halter eines be-
stimmten Fahrzeugs richten, 

  

soweit dies unionsrechtlich vorgesehen ist.   

(3) Der Abruf ist nur zulässig, wenn  (3) Der Abruf ist nur zulässig, wenn   

1. diese Form der Datenübermittlung un-
ter Berücksichtigung der schutzwürdi-
gen Interessen der betroffenen Perso-
nen wegen der Vielzahl der Übermitt-
lungen oder wegen ihrer besonderen 
Eilbedürftigkeit angemessen ist, 

1. u n v e r ä n d e r t   
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2. der Empfängerstaat die Verordnung 
(EU) 2016/679 anwendet und 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. die Gegenseitigkeit der Auskunftsertei-
lung im Sinne von § 37 Absatz 1 durch 
geeignete Mittel sichergestellt ist. 

3. u n v e r ä n d e r t   

§ 36 Abs. 5 und 6 sowie Abs. 7 wegen des 
Anlasses der Abrufe ist entsprechend an-

zuwenden. 

Vorbehaltlich unionsrechtlicher Vorgaben 
ist § 36 Absatz 5 und 6 sowie Absatz 7 we-
gen des Anlasses der Abrufe entsprechend 
anzuwenden. 

 

§ 45 § 45  

Anonymisierte Daten Anonymisierte Daten  

Auf die Verarbeitung von Daten, die 
keinen Bezug zu einer bestimmten oder 
bestimmbaren Person ermöglichen, finden 
die Vorschriften dieses Abschnitts keine 
Anwendung. Zu den Daten, die einen Be-
zug zu einer bestimmten oder bestimmba-
ren Person ermöglichen, gehören auch das 
Kennzeichen eines Fahrzeugs, die Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer und die Fahr-
zeugbriefnummer. 

Auf die Verarbeitung von Daten, die kei-
nen Bezug zu einer bestimmten oder be-
stimmbaren Person ermöglichen, finden die 
Vorschriften dieses Abschnitts keine Anwen-
dung. Zu den Daten, die einen Bezug zu ei-
ner bestimmten oder bestimmbaren Person 
ermöglichen, gehören auch das Kennzeic 
hen eines Fahrzeugs, die Fahrzeug-Identifi-
zierungsnummer und die Nummer der Zu-
lassungsbescheinigung Teil II. 
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§ 46 § 46  

(weggefallen) Auskunft über Fahrzeugdaten unter Verar-
beitung personenbezogener Datenwegge-

fallen 

Hinweis TÜV-Verband: Der §46 sollte im 
Hinblick auf die aktuelle Rechtsprechung 
(EuGH) zum Bezug der FIN und perso-
nenbezogener Daten im Sinne der zu-
künftigen Vorhaben der Digitalisierung 
der Fahrzeugdokumente oder beigestell-
ter Dokumente wie der digitale Bericht 
zur Hauptuntersuchung [DUB] oder die 
digitale Zulassungsbescheinigung [DFZ] 
weiter gefasst werden.  

 

 (1) Das Kraftfahrt-Bundesamt darf 
Auskünfte unter Verarbeitung der Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer erteilen über 

 

 1. Fahrzeugdaten,  
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 a) soweit diese Auskünfte nach Arti-
kel 12 der Verordnung (EU) 
2018/858 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. Mai 
2018 über die Genehmigung und 
die Marktüberwachung von Kraft-
fahrzeugen und Kraftfahrzeugan-
hängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten für diese 
Fahrzeuge, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 715/2007 und 
(EG) Nr. 595/2009 und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2007/46/EG 
(ABl. L 151 vom 14.6.2018, S. 1) in 
jeweils geltender Fassung vorge-
sehen sind, oder 

 

 b) im Umfang der jeweiligen Überein-
stimmungsbescheinigung oder 
des EU-Fahrzeug-Einzelgenehmi-
gungsbogens zu Fahrzeugen, die 
nicht von Buchstabe a umfasst 
sind, soweit diese Daten in einer 
Fahrzeugdatenbank beim Kraft-
fahrt-Bundesamt vorhanden sind, 
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 2. fahrzeugbezogene Maßnahmen im 
Sinne des § 32 Absatz 3 und deren 
Durchführungsstand sowie 

 

 3. fahrzeugbezogene Maßnahmen ein-
schließlich Rückrufe im Sinne des 
§ 35 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a, b oder c und deren Durchfüh-
rungsstand. 
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 Das Kraftfahrt-Bundesamt darf die Aus-
künfte nach Satz 1 zu einem Fahrzeug für 
diejenige Person elektronisch bereitstel-
len, die die zugehörige Fahrzeug-Identifi-
zierungsnummer in einer Anwendung auf 
der Internetseite des Kraftfahrt-Bundes-
amtes angibt. [1] [2] 

Folgende Änderungsvorschläge sind sei-
tens des TÜV Verbandes aufzunehmen:  

[1] Die Auskünfte nach Satz 1 zu ei-
nem Fahrzeug werden den Technischen 

Prüfstellen für den Kraftfahrzeugverkehr 
und den amtlich anerkannten Überwa-
chungsorganisationen über ihre jeweili-
gen Kopfstellen elektronisch zur Verfü-
gung gestellt. Die Verwendung der 
Auskünfte nach Satz 1 durch die Tech-

nischen Prüfstellen für den Kraftfahr-
zeugverkehr und durch die amtlich aner-
kannten Überwachungsorganisationen ist 
auf die Zwecke der Durchführung der 
nächsten Hauptuntersuchung oder Si-
cherheitsprüfung nach § 29 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung be-
schränkt.   

[2] Die Auskünfte nach Satz 1 zu ei-
nem Fahrzeug werden den amtlich aner-

kannten Sachverständigen, die einer 
Technischen Prüfstelle für den Kraftfahr-
zeugverkehr angehören oder den nach § 
30 der EG-Fahrzeuggenehmigungsver-
ordnung zur Prüfung von Gesamtfahr-
zeugen der jeweiligen Fahrzeugklasse 
benannten Technischen Dienste im Rah-
men ihrer amtlichen Tätigkeiten bereitge-
stellt.  

https://www.tuev-dekra.de/sachvip-rili2/eg_fgv_030.html
https://www.tuev-dekra.de/sachvip-rili2/eg_fgv_030.html
https://www.tuev-dekra.de/sachvip-rili2/eg_fgv_030.html
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 (2) Das Kraftfahrt-Bundesamt darf 
den Zulassungsstatus eines Fahrzeugs in 
einer zum Zweck der Marktüberwachung 
und der Erteilung von Auskünften nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 geführten 
Datenbank regelmäßig anhand der Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer mit dem 
Zentralen Fahrzeugregister abgleichen, 
um von Maßnahmen betroffene Fahrzeuge 
zu identifizieren. 

 

 (3) Enthalten eine fahrzeugbezogene 
Genehmigung oder eine fahrzeugbezo-
gene Bescheinigung die Angabe von Fahr-
zeug-Identifizierungsnummern oder des 
Kennzeichens des Fahrzeugs, so darf das 
Kraftfahrt-Bundesamt diese Fahrzeug-
Identifizierungsnummern und das Kenn-
zeichen als Bestandteil der Genehmigung 
oder der Bescheinigung verarbeiten, ins-
besondere übermitteln oder veröffentli-
chen, sofern die Verarbeitung der Geneh-
migung oder der Bescheinigung zur Erfül-
lung seiner Aufgaben erforderlich ist. 
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 (4) Das Kraftfahrt-Bundesamt darf die 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer zu Zwe-
cken der wissenschaftlichen Forschung o-
der der amtlichen Statistik erheben, spei-
chern und verwenden, soweit dies zur Er-
füllung seiner Aufgaben erforderlich ist 
und der zugehörige Datensatz im Übrigen 
nur Angaben nach § 33 Absatz 1 Nummer 
1 und Absatz 2 oder Daten der unions-
rechtlich vorgeschriebenen Übereinstim-
mungsbescheinigungen enthält. Solche 
Datensätze sind unverzüglich zu anonymi-
sieren, wenn die Verwendung der Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer als Identifi-
zierungsmerkmal nicht mehr erforderlich 
ist. 

 

§ 50 § 50  

Inhalt der Fahrerlaubnisregister Inhalt der Fahrerlaubnisregister  

(1) In den örtlichen Fahrerlaubnisre-
gistern und im Zentralen Fahrerlaubnisre-
gister werden gespeichert  

(1) In den örtlichen Fahrerlaubnisregis-
tern und im Zentralen Fahrerlaubnisregister 
werden gespeichert  
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1. Familiennamen, Geburtsnamen, sons-
tige frühere Namen, Vornamen, Or-
dens- oder Künstlername, Doktorgrad, 
Geschlecht, Tag und Ort der Geburt, 

1. Familiennamen, Geburtsnamen, sonstige 
frühere Namen, Vornamen, Ordens- oder 
Künstlername, Doktorgrad, Geschlecht, 
Tag und Ort der Geburt, das Lichtbild 
und die Unterschrift; 

 

2. nach näherer Bestimmung durch 
Rechtsverordnung gemäß § 63 Num-
mer 2 Daten über Erteilung und Regist-
rierung (einschließlich des Umtau-
sches oder der Registrierung einer 
deutschen Fahrerlaubnis im Ausland), 
Bestand, Art, Umfang, Gültigkeits-
dauer, Verlängerung und Änderung der 
Fahrerlaubnis, Datum des Beginns und 
des Ablaufs der Probezeit, Nebenbe-
stimmungen zur Fahrerlaubnis, über 
Führerscheine und deren Geltung ein-
schließlich der Ausschreibung zur 
Sachfahndung, sonstige Berechtigun-
gen, ein Kraftfahrzeug zu führen, sowie 
Hinweise auf Eintragungen im Fahreig-
nungsregister, die die Berechtigung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen be-
rühren. 

2. u n v e r ä n d e r t   

(2) In den örtlichen Fahrerlaubnisre-
gistern dürfen außerdem gespeichert wer-
den  

(2) u n v e r ä n d e r t   
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1. die Anschrift und die E-Mail-Adresse, 
soweit vom Antragsteller angegeben, 
der betroffenen Person, Staatsangehö-
rigkeit, Art des Ausweisdokuments so-
wie 

  

2. nach näherer Bestimmung durch 
Rechtsverordnung gemäß § 63 Num-
mer 2 Daten über 

  

a) Versagung, Entziehung, Widerruf 
und Rücknahme der Fahrerlaub-
nis, Verzicht auf die Fahrerlaubnis, 
isolierte Sperren, Fahrverbote so-
wie die Beschlagnahme, Sicher-
stellung und Verwahrung von Füh-
rerscheinen sowie Maßnahmen 
nach § 2a Abs. 2 und § 4 Absatz 
5, 

  

b) Verbote oder Beschränkungen, ein 
Fahrzeug zu führen. 
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(3) Im Zentralen Fahrerlaubnisregister 
dürfen zusätzlich zu Absatz 1 der Grund 
des Erlöschens der Fahrerlaubnis oder ei-
ner Fahrerlaubnisklasse, die Dauer der 
Probezeit einschließlich der Restdauer 
nach vorzeitiger Beendigung der Probezeit, 
Beginn und Ende einer Hemmung der Pro-
bezeit und die Behörde, die die Unterlagen 
im Zusammenhang mit dem Erteilen, dem 
Entziehen oder dem Erlöschen einer Fahr-
erlaubnis oder Fahrerlaubnisklasse (Fahr-
erlaubnisakte) führt, gespeichert werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t   

(4) Sobald ein örtliches Fahrerlaubnis-
register nach Maßgabe des § 65 Absatz 2 
Satz 1 nicht mehr geführt werden darf, gel-
ten die Absätze 1 und 2 im Hinblick auf die 
örtlichen Fahrerlaubnisregister nur noch für 
die in § 65 Absatz 2a bezeichneten Daten. 

(4) u n v e r ä n d e r t   
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§ 54 § 54  

Automatisiertes Mitteilungs-, Anfrage- 
und Auskunftsverfahren beim Kraftfahrt-

Bundesamt 

entfällt  

Die Übermittlung der Daten an das 
Zentrale Fahrerlaubnisregister und aus 
dem Zentralen Fahrerlaubnisregister nach 
den §§ 51, 52 und 55 darf nach näherer 
Bestimmung durch Rechtsverordnung ge-
mäß § 63 Nummer 5 auch in einem auto-
matisierten Mitteilungs-, Anfrage- und Aus-
kunftsverfahren erfolgen. Für die Einrich-
tung und Durchführung des Verfahrens gilt 
§ 30b Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 entspre-
chend. Die Protokolldaten der Mitteilungen 
sind mit Vollendung des 110. Lebensjahres 
der betroffenen Person zu löschen. 
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§ 63 § 63  

Verordnungsermächtigungen, Ausfüh-
rungsvorschriften 

Verordnungsermächtigungen, Ausfüh-
rungsvorschriften 

 

Das Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr wird ermächtigt, Rechtsver-
ordnungen mit Zustimmung des Bundesra-
tes zu erlassen  

Das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr wird ermächtigt, Rechtsverordnun-
gen mit Zustimmung des Bundesrates zu er-
lassen  

 

1. über die Übermittlung der Daten durch 
den Hersteller von Führerscheinen an 
das Kraftfahrt-Bundesamt und die dor-
tige Speicherung nach § 48 Abs. 3 
Satz 4, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. darüber, welche Daten nach § 50 Abs. 
1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 2 im örtlichen 
und im Zentralen Fahrerlaubnisregister 
jeweils gespeichert werden dürfen, 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. über die Art und den Umfang der zu 
übermittelnden Daten nach den §§ 52 
und 55 sowie die Bestimmung der 
Empfänger und den Geschäftsweg bei 
Übermittlungen nach § 55, 

3. u n v e r ä n d e r t   
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4. über die Art und den Umfang der zu 
übermittelnden Daten, die Maßnahmen 
zur Sicherung gegen Missbrauch und 
die weiteren Aufzeichnungen beim Ab-
ruf im automatisierten Verfahren nach 
§ 53, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. über die Art und den Umfang der zu 
übermittelnden Daten und die Maßnah-
men zur Sicherung gegen Missbrauch 
nach § 54, 

5. entfällt  

6. darüber, welche Daten durch Abruf im 
automatisierten Verfahren nach § 56 
übermittelt werden dürfen, 

6. u n v e r ä n d e r t   

7. über die Bestimmung, welche auslän-
dischen öffentlichen Stellen zum Abruf 
im automatisierten Verfahren nach 
§ 56 befugt sind, 

7. u n v e r ä n d e r t   

8. über den Identitätsnachweis bei Aus-
künften nach § 58 und 

8. u n v e r ä n d e r t   

9. über Sonderbestimmungen für die 
Fahrerlaubnisregister der Bundeswehr 
nach § 62 Abs. 4 Satz 2. 

9. u n v e r ä n d e r t   
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§ 63a § 63a  

Datenverarbeitung bei Kraftfahrzeugen 
mit hoch- oder vollautomatisierter Fahr-

funktion 

Datenverarbeitung bei Kraftfahrzeugen mit 
automatisierter Fahrfunktion 

 

(1) Kraftfahrzeuge gemäß § 1a spei-
chern die durch ein Satellitennavigations-
system ermittelten Positions- und Zeitanga-
ben, wenn ein Wechsel der Fahrzeugsteu-
erung zwischen Fahrzeugführer und dem 
hoch- oder vollautomatisierten System er-

folgt. Eine derartige Speicherung erfolgt 
auch, wenn der Fahrzeugführer durch das 
System aufgefordert wird, die Fahrzeug-
steuerung zu übernehmen oder eine tech-
nische Störung des Systems auftritt. 

(1) Kraftfahrzeuge gemäß § 1a spei-
chern die durch ein Satellitennavigationssys-
tem ermittelten Positions- und Zeitangaben, 
wenn ein Wechsel der Fahrzeugsteuerung 
zwischen Fahrzeugführer und dem automati-
sierten System erfolgt. Eine derartige Spei-

cherung erfolgt auch, wenn der Fahrzeugfüh-
rer durch das System aufgefordert wird, die 
Fahrzeugsteuerung zu übernehmen oder 
eine technische Störung des Systems auftritt. 
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(2) Die gemäß Absatz 1 gespeicher-
ten Daten dürfen den nach Landesrecht für 
die Ahndung von Verkehrsverstößen zu-
ständigen Behörden auf deren Verlangen 
übermittelt werden. Die übermittelten Daten 
dürfen durch diese gespeichert und ver-
wendet werden. Der Umfang der Daten-
übermittlung ist auf das Maß zu beschrän-
ken, das für den Zweck der Feststellung 
des Absatzes 1 im Zusammenhang mit 
dem durch diese Behörden geführten Ver-
fahren der eingeleiteten Kontrolle notwen-
dig ist. Davon unberührt bleiben die allge-
meinen Regelungen zur Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

(3) Der Fahrzeughalter hat die Über-
mittlung der gemäß Absatz 1 gespeicher-
ten Daten an Dritte zu veranlassen, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. die Daten zur Geltendmachung, Befrie-
digung oder Abwehr von Rechtsan-
sprüchen im Zusammenhang mit ei-
nem in § 7 Absatz 1 geregelten Ereig-
nis erforderlich sind und 
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2. das entsprechende Kraftfahrzeug mit 
automatisierter Fahrfunktion an diesem 
Ereignis beteiligt war. Absatz 2 Satz 3 
findet entsprechend Anwendung. 

  

(4) Die gemäß Absatz 1 gespeicher-
ten Daten sind nach sechs Monaten zu lö-
schen, es sei denn, das Kraftfahrzeug war 
an einem in § 7 Absatz 1 geregelten Ereig-
nis beteiligt; in diesem Fall sind die Daten 
nach drei Jahren zu löschen. 

(4) u n v e r ä n d e r t   

(5) Im Zusammenhang mit einem in 
§ 7 Absatz 1 geregelten Ereignis können 
die gemäß Absatz 1 gespeicherten Daten 
in anonymisierter Form zu Zwecken der 
Unfallforschung an Dritte übermittelt wer-
den. 

(5) u n v e r ä n d e r t   
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§ 63f § 63f  

Verkehrsunfallforschung, Verordnungs-
ermächtigung 

Datenverarbeitung für Dokumente im 
elektronischen Format 

 

s.u. 

Das Kraftfahrt-Bundesamt darf zur 
Verarbeitung von in diesem Gesetz oder 
auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Dokumenten im elektroni-
schen Format, insbesondere zu ihrer Er-
zeugung und Bereitstellung, die Daten 
nach § 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 
50 Absatz 1 und 3 verarbeiten. 

 

 V I b .   

 

U n t e r s u c h u n g  u n d  E r f o r -
s c h u n g  v o n  U n f ä l l e n  i m  

S t r a ß e n v e r k e h r  

 

 § 63g  

 

Gegenstand und Zweck der Untersuchung  
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(1) Die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen untersucht und erforscht Straßenver-
kehrsunfälle mit Personenschaden oder 
unter Beteiligung von Fahrzeugen mit au-
tomatisierten, autonomen oder fernge-
lenkten Fahrfunktionen. Die Untersuchung 
umfasst die Aufklärung von Ursachen, Ab-
läufen und Folgen von Straßenverkehrs-
unfällen und die Schaffung einer Daten-
grundlage zur Gewinnung von neuen Er-
kenntnissen. 

 

 

(2) Die Untersuchung dient den Zwe-
cken der wissenschaftlichen Forschung 
mit dem Ziel der Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit. Zur Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit hat die Untersuchung darüber 
hinaus bei ausreichenden Kapazitäten der 
Bundesanstalt für Straßenwesen den 
Zweck, Entscheidungsgrundlagen für 
Marktüberwachungsmaßnahmen und für 
die Fortentwicklung der Vorschriften über 
die Fahrzeugsicherheit und über die Ge-
nehmigung von Fahrzeugen zu generie-
ren. 
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(3) Die Untersuchung dient nicht der 
Feststellung des Verschuldens, der Haf-
tung oder von Ansprüchen der am Stra-
ßenverkehrsunfall beteiligten Personen. 

 

 § 63h  

 

Untersuchungsverfahren  

 

(1) Die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen entscheidet unter Beachtung des 
Zwecks nach § 63g und ihrer vorhandenen 
Kapazitäten unabhängig über die Schwer-
punktbildung, die Einleitung und den Um-
fang der Untersuchung. 
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(2) Das Bundesministerium für Digi-
tales und Verkehr ist befugt, die Bundes-
anstalt für Straßenwesen im Einzelfall und 
mit Rücksicht auf deren vorhandene Ka-
pazitäten mit der Untersuchung eines 
Straßenverkehrsunfalls zum Zweck von § 
63g Absatz 2 Satz 2 zu beauftragen. Das 
Weisungsrecht nach Satz 1 erfasst nicht 
die Art und Weise der Durchführung der 
Untersuchung. Das Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr ist nicht befugt, 
die Beendigung einer von der Bundesan-
stalt für Straßenwesen veranlassten Un-
tersuchung anzuordnen. 

 

 

(3) Die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen kann sich zur Wahrnehmung der Un-
falluntersuchung geeigneter privater Per-
sonen als Beauftragte bedienen, die nach 
Weisung und unter Aufsicht der Bundes-
anstalt für Straßenwesen als ihre Hilfsor-
gane arbeiten. Die Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen bestimmt den Umfang der von 
den Beauftragten durchzuführenden Un-
tersuchungstätigkeit sowie ihre Rechte 
und Pflichten nach Maßgabe dieses Ge-
setzes. 
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(4) Die Untersuchung eines Unfalls 
wird von einem Untersuchungsführer ge-
leitet, der geeignet und befähigt ist, über 
die Anordnung von für die Erfüllung des 
Untersuchungszwecks erforderlichen 
Maßnahmen nach Maßgabe des § 63i zu 
entscheiden. Der Untersuchungsführer 
und unter seiner Leitung die weiteren Be-
auftragten können sich aller zur Verfü-
gung stehenden Mittel zum Nachweis der 
Unfallursachen (Nachweismittel) bedie-
nen. 
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(5) Die zuständigen Stellen der Län-
der müssen die Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen und ihre Beauftragten unver-
züglich über Verkehrsunfälle mit Perso-
nenschaden und über Verkehrsunfälle un-
ter Beteiligung von Fahrzeugen mit auto-
nomen oder ferngelenkten Fahrfunktionen 
oder, sofern bekannt, automatisierten 
Fahrfunktionen informieren, soweit die 
Bundesanstalt für Straßenwesen in diesen 
Ländern regelmäßig solche Untersuchun-
gen vornimmt und sie dies dem Land mit-
geteilt hat. Die zuständigen Stellen der 
Länder sind verpflichtet, der Bundesan-
stalt für Straßenwesen und ihren Beauf-
tragten umgehenden Zugang zu solchen 
Unfallstellen zu gewähren. 

 

 § 63i  

 

Untersuchungsbefugnisse  
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(1) Soweit es zur Erfüllung des Unter-
suchungszweckes nach § 63g erforderlich 
ist, sind die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen, ihre insoweit beauftragten Untersu-
chungsführer und unter deren Weisung im 
Einzelfall die weiteren Beauftragten be-
fugt, im Benehmen mit den örtlich zustän-
digen Strafverfolgungsbehörden und mit 
der für die Genehmigung des festgelegten 
Betriebsbereichs eines an dem zu unter-
suchenden Straßenverkehrsunfall beteilig-
ten Fahrzeugs zuständigen Behörde die 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
insbesondere 

 

 

1. sofortigen und ungehinderten Zugang 
zum Ort des Unfalls sowie zum betei-
ligten Fahrzeug, zu seiner Ladung und 
zu Fahrzeugteilen zu erhalten, 
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2. Grundstücke, Gebäude, Verwahrungs- 
und Verwertungsstätten sofort und 
ungehindert sowie Betriebs- und Ge-
schäftsräume während der üblichen 
Geschäftszeiten zu betreten, um am 
Unfall beteiligte Fahrzeuge sowie de-
ren Ladung oder die technische Aus-
rüstung für das Fernlenken oder für 
die Technische Aufsicht oder Fahr-
zeugteile, die sich dort befinden oder 
dahin verbracht wurden, zu untersu-
chen, 

 

 

3. Fahrzeugteile und Bestandteile der 
Ladung sofort und ungehindert zu 
entnehmen, 

 

 

4. sofortigen und ungehinderten Zugang 
zu 

 

 

a) den Daten von Aufzeichnungsan-
lagen, Aufzeichnungsträgern und 
sonstigen Aufzeichnungen im 
Fahrzeug, 
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b) den Daten über beteiligte automa-
tisierte, autonome oder fernge-
lenkte Fahrzeuge, die beim Her-
steller, Betreiber oder Halter oder 
bei einem von ihnen beauftragten 
Dritten gespeichert sind, ein-
schließlich Dokumentationen über 
die technische Ausrüstung für 
das Fernlenken oder für die Tech-
nische Aufsicht über diese Fahr-
zeuge, 

 

 

c) Daten von sonstigen Aufzeich-
nungsanlagen, die der Überwa-
chung des öffentlichen Verkehrs-
raumes dienen, 

 

 

zu erhalten und diese mit Unterstüt-
zung des Betroffenen auszuwerten, 
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5. ungehinderte Einsicht in die Genehmi-
gungs- und Zulassungsunterlagen 
des Herstellers, Halters oder Betrei-
bers des jeweiligen Fahrzeugs zu neh-
men, Kopien davon anzufertigen und 
die Herausgabe elektronischer Unter-
lagen zu verlangen, sofern es sich um 
ein Fahrzeug mit automatisierter, au-
tonomer oder ferngelenkter Fahrfunk-
tion handelt, 

 

 

6. Auskünfte von Zeugen und sonstige 
sachdienliche Auskünfte einzuholen, 
Sachverständige mit Erstellung eines 
Gutachtens zu beauftragen, 

 

 

7. Zugang zu Ergebnissen der medizini-
schen Untersuchung von Unfallbetei-
ligten und der Verletzten des Unfalls, 
einschließlich der rechtsmedizini-
schen Unterlagen, zu erhalten, 

 

 

8. Zugang zu den relevanten Teilen der 
Untersuchungsakten, Berichte und 
Unterlagen der zuständigen Strafver-
folgungsbehörden und der für die Ge-
nehmigung des festgelegten Betriebs-
bereichs zuständigen Behörden zu er-
halten. 
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(2) Die Sicherstellung von als Nach-
weismitteln geeigneten Gegenständen 
und Auf-zeichnungen hat in enger Zusam-
menarbeit mit der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörde zu erfolgen. 

 

§ 63f § 63j  

Verkehrsunfallforschung, Verordnungs-
ermächtigung 

Datenverarbeitung  

(1) Die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen darf zum Zweck der Verkehrsunfallfor-
schung die folgenden personenbezogenen 
Daten der Unfallbeteiligten, der Mitfahrer 
zum Unfallzeitpunkt und der sonstigen Ver-
letzten nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
sowie nach näherer Bestimmung durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 Nummer 
2 erheben, übermitteln, speichern und ver-
wenden:  

(1) Die Bundesanstalt für Straßenwesen 
und ihre Beauftragten dürfen zum Zweck 
des § 63g die folgenden personenbezogenen 
Daten der Unfallbeteiligten, der Mitfahrer zum 
Unfallzeitpunkt und der Verletzten nach Maß-
gabe des Absatzes 3 erheben, übermitteln, 
speichern, verändern, ordnen, abgleichen, 
verwenden und löschen: 

 

1. Vornamen, Name, Anschrift, Telefon-
nummern, Geburtsdatum, Erreichbar-
keit in einer medizinischen Versor-
gungseinrichtung, 

1. u n v e r ä n d e r t   
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2. Geschlecht, Familienstand, Nationali-
tät, 

2. u n v e r ä n d e r t   

3. folgende Gesundheitsdaten der Ver-
letzten, soweit sie unfallrelevant sind: 
Körpergröße, Körpergewicht, Statur 
und Medikation zum Unfallzeitpunkt, 
Vorerkrankungen, Art und Schwere der 
erlittenen Einzelverletzungen und de-
ren Folgen, Art und Durchführung der 
Behandlung, 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. Einfluss von Medikamenten, Alkohol 
und anderen berauschenden Mitteln 
auf Unfallbeteiligte zum Unfallzeit-
punkt, 

4. Einfluss von Medikamenten, Alkohol, 
Tetrahydrocannabinol und anderen be-

rauschenden Mitteln auf Unfallbeteiligte 
zum Unfallzeitpunkt, 

 

5. Art der Verkehrsbeteiligung, Position 
im oder auf dem Fahrzeug, Beklei-
dung, Körpergröße, Körpergewicht und 
Statur zum Unfallzeitpunkt, 

5. u n v e r ä n d e r t   

6. amtliches Kennzeichen und Fahrzeu-
gidentifikationsnummer der beteiligten 

Fahrzeuge, 

6. amtliche Kennzeichen, Versicherungs-
kennzeichen und Fahrzeugidentifikati-
onsnummern der beteiligten Fahrzeuge, 

 

7. polizeiliche Verkehrsunfallanzeigen, 
Unfallgutachten von Sachverständigen. 

7. polizeiliche Verkehrsunfallanzeigen und -
dokumentationen, Unfallgutachten von 

Sachverständigen. 
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 (2) Die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen und ihre Beauftragten dürfen zum 
Zweck des § 63g Vornamen, Namen, An-
schriften und Telefonnummern der Zeu-
gen des Unfalls nach Maßgabe des Absat-
zes 3 erheben, speichern, verändern, ver-
wenden und löschen. 

Hinweis TÜV Verband:  

Unseres Erachtens ist hier zur Klarstel-
lung des Begriffes “verändern” ggfs. der 
Begriff “anonymisieren” zu verwenden. 
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(2) Eine Erhebung, Übermittlung, 
Speicherung und Verwendung personen-

bezogener Straßenverkehrs- und Unfallda-
ten nach Absatz 1 ist nur zulässig, 

(3) Ein Erheben, Übermitteln, Spei-
chern, Verändern, Ordnen, Abgleichen, 
Verwenden und Löschen personenbezoge-
ner Straßenverkehrs- und Unfalldaten nach 
den Absätzen 1 und 2 ist ohne Einwilli-
gung der betroffenen Person zulässig, so-
weit dies zur Erfüllung der in § 63g Absatz 
2 genannten Zwecke erforderlich ist. Die 
erhobenen personenbezogenen Daten 
sind unverzüglich nach Erreichen des Er-
hebungsumfangs in der Unfallakte oder 
nach sonstiger Beendigung der Erhebung 
zu anonymisieren. Zeugenkontaktdaten 
nach Absatz 2 sind bereits vor dem Zeit-
punkt nach Satz 2 zu löschen, sobald die 
Aufnahme derer Aussage abgeschlossen 
ist und kein Anlass zu Nachfragen mehr 
besteht. Eine Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten durch Dritte zu anderen 
Zwecken oder eine Beschlagnahme dieser 
Daten bei der Bundesanstalt für Straßen-
wesen oder ihren Beauftragten nach ande-
ren Rechtsvorschriften ist unzulässig. 

Zur Klarstellung des Begriffes “verän-
dern” ist auch hier der Begriff “anonymi-
sieren” zu verwenden. 

 

 

1. soweit dies zur Erfüllung des in Absatz 
1 genannten Zwecks erforderlich ist 
und 

entfällt  
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2. soweit eine Einwilligung der betroffe-
nen Person gemäß Artikel 4 Nummer 
11 der Verordnung (EU) 2016/679 vor-
liegt. 

entfällt  

Die Bundesanstalt für Straßenwesen darf 
die personenbezogenen Daten nach Ab-
satz 1 Nummer 1 der jeweils betroffenen 
Person und die amtlichen Kennzeichen der 
beteiligten Fahrzeuge zunächst ohne Ein-
willigung bei der Stelle, die den Unfall auf-
genommen hat, erheben sowie die erhobe-
nen Daten speichern und verwenden, um 
die Einwilligung nach Satz 1 Nummer 2 
einzuholen. Wird die Einwilligung nicht in-
nerhalb von drei Monaten erteilt oder wird 
die Einwilligung verweigert, so hat die Bun-
desanstalt für Straßenwesen die personen-
bezogenen Daten der betroffenen Person 
unverzüglich zu löschen. 

entfällt  
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(3) Die personenbezogenen Daten 
nach Absatz 1 dürfen von der Bundesan-
stalt für Straßenwesen ausschließlich für 
den in Absatz 1 genannten Zweck verarbei-
tet werden und nur zum Zweck der Erhe-
bung weiterer Daten nach Absatz 1 über-
mittelt werden. Sie sind unverzüglich nach 
Erreichen des Erhebungsumfangs in der 
Unfallakte oder nach sonstiger Beendigung 
der Erhebung zu anonymisieren. Eine Ver-
arbeitung der personenbezogenen Daten 
durch Dritte zu anderen Zwecken oder eine 
Beschlagnahme dieser Daten bei der Bun-
desanstalt für Straßenwesen nach anderen 
Rechtsvorschriften ist unzulässig. 

entfällt  

 (4) Die Bundesanstalt für Straßenwe-
sen und ihre Beauftragten dürfen zum 
Zweck des § 63g die nichtpersonenbezo-
genen Daten, insbesondere Daten zum 
Unfallort, Unfallzeitpunkt, Unfallhergang 
und zu Unfallfolgen sowie Daten zu am 
Unfall beteiligten Fahrzeugen, zum Ret-
tungs- und Polizeieinsatz erheben, über-
mitteln, speichern, verändern, ordnen, ab-
gleichen, verwenden und löschen. 

Auch hier ist zur Klarstellung des Begrif-
fes “verändern” der Begriff “anonymisie-
ren” zu verwenden. 
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(4) Das Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr wird ermächtigt, Rechts-
verordnungen zu erlassen über die Verar-
beitung von Straßenverkehrs- und Unfall-
daten durch die Bundesanstalt für Straßen-
wesen zum Zweck der Verkehrsunfallfor-
schung, insbesondere über  

entfällt  

1. die Art und den Umfang der zu verar-
beitenden nichtpersonenbezogenen 
Daten und 

  

2. die näheren technischen Bestimmun-
gen der Art und Weise der Erhebung 
und der sonstigen Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten nach Ab-
satz 1. 
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Gesetz über die Errichtung ei-
nes Kraftfahrt-Bundesamtes 

Gesetz über die Errichtung ei-
nes Kraftfahrt-Bundesamtes 

 

( - KBAG) 
vom: 04.08.1951 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 6 G v. 
21.11.2023 I Nr. 315 

( - KBAG) 
vom: 04.08.1951 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 6 G v. 
21.11.2023 I Nr. 315 

 

§ 2 § 2  

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt über-
nimmt  

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt über-
nimmt  

 

1. für Fahrzeuge, die für den Straßenver-
kehr bestimmt sind, 

1. für Fahrzeuge, die für den Straßenver-
kehr bestimmt sind, 

 

a) die Typgenehmigung und die 
Typprüfung von Fahrzeugen und 
Fahrzeugteilen sowie die EU-Fahr-

zeug-Einzelgenehmigung, 

a) die Typgenehmigung und die 
Typprüfung von Fahrzeugen und 
Fahrzeugteilen, die EU-Fahrzeug-
Einzelgenehmigung sowie die Be-
triebserlaubnis für ein Kraftfahr-
zeug mit autonomer Fahrfunk-
tion, 
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b) die Anerkennung von Technischen 
Diensten, die im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens Fahrzeuge 
oder Fahrzeugteile prüfen, 

b) u n v e r ä n d e r t   

c) die Anerkennung von Konformi-
tätsbewertungsstellen, die die 
Qualitätssicherung bei der Herstel-
lung von Fahrzeugen und Fahr-
zeugteilen bewerten und überwa-
chen, 

c) u n v e r ä n d e r t   

d) die Marktüberwachung von auf 
dem Markt bereitgestellten Fahr-
zeugen und Fahrzeuganhängern 
sowie von Systemen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge zur 
Sicherstellung, dass sie den fol-
genden Anforderungen entspre-
chen und keine Gefährdung für im 
öffentlichen Interesse schützens-
werte Rechtsgüter darstellen, so-
wie die in diesem Zusammenhang 
stehenden Veröffentlichungen auf 
der Grundlage  

d) die Marktüberwachung von auf 
dem Markt bereitgestellten Fahr-
zeugen und Fahrzeuganhängern 
sowie von Systemen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge zur 
Sicherstellung, dass sie den fol-
genden Anforderungen entspre-
chen und keine Gefährdung für im 
öffentlichen Interesse schützens-
werte Rechtsgüter darstellen, so-
wie die in diesem Zusammenhang 
stehenden Veröffentlichungen auf 
der Grundlage  
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aa) des Straßenverkehrsgesetzes 
und der auf Grund des Stra-
ßenverkehrsgesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen, 

aa) u n v e r ä n d e r t   

bb) der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 5. Februar 2013 über die 
Genehmigung und Marktüber-
wachung von land- und forst-
wirtschaftlichen Fahrzeugen 
(ABl. L 60 vom 2.3.2013, 
S. 1), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2019/519 
(ABl. L 91 vom 29.3.2019, 
S. 42) geändert worden ist, in 

der jeweils geltenden Fas-
sung, 

bb) der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 5. Februar 2013 über die 
Genehmigung und Marktüber-
wachung von land- und forst-
wirtschaftlichen Fahrzeugen 
(ABl. L 60 vom 2.3.2013, S. 1) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung, 
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cc) der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des 
Rates vom 15. Januar 2013 
über die Genehmigung und 
Marktüberwachung von zwei- 
oder dreirädrigen und vierräd-
rigen Fahrzeugen (ABl. L 60 
vom 2.3.2013, S. 52; L 77 
vom 23.3.2016, S. 65; L 64 
vom 10.3.2017, S. 116), die 
zuletzt durch die Verordnung 
(EU) 2020/1694 (ABl. L 381 
vom 13.11.2020, S. 4) geän-
dert worden ist, in der jeweils 

geltenden Fassung, 

cc) der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des 
Rates vom 15. Januar 2013 
über die Genehmigung und 
Marktüberwachung von zwei- 
oder dreirädrigen und vierräd-
rigen Fahrzeugen (ABl. L 60 
vom 2.3.2013, S. 52; L 77 
vom 23.3.2016, S. 65; L 64 
vom 10.3.2017, S. 116) in der 
jeweils geltenden Fassung, 
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dd) der Verordnung (EU) 
Nr. 2018/858 des Europäi-
schen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 über 
die Genehmigung und die 
Marktüberwachung von Kraft-
fahrzeugen und Kraftfahr-
zeuganhängern sowie von 
Systemen, Bauteilen und 
selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahr-
zeuge, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 715/2007 
und (EG) Nr. 595/2009 und 
zur Aufhebung der Richtlinie 
2007/46/EG (ABl. L 151 vom 
14.6.2018, S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

dd) u n v e r ä n d e r t   
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765/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über die Vor-
schriften für die Akkreditierung 
und Marktüberwachung im 
Zusammenhang mit der Ver-
marktung von Produkten und 
zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 339/93 des 
Rates (ABl. L 218 vom 
13.8.2008, S. 30) in der je-
weils geltenden Fassung, so-
weit sie Fahrzeuge betrifft, die 
in den Anwendungsbereich 
der in den Doppelbuchstaben 
bb bis dd genannten Verord-
nungen oder der Richtlinie 
2007/46/EG des Europäi-
schen Parlaments und des 
Rates vom 5. September 
2007 zur Schaffung eines 
Rahmens für die Genehmi-
gung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern so-
wie von Systemen, Bauteilen 
und selbständigen techni-
schen Einheiten für diese 
Fahrzeuge (ABl. L 263 vom 
9.10.2007, S. 1; L 127 vom 
26.5.2009, S. 22; L 291 vom 
7.11.2015, S. 11; L 308 vom 

ee) u n v e r ä n d e r t   
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25.11.2015, S. 11; L 2 vom 
6.1.2020, S. 13), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) 
2019/543 (ABl. L 95 vom 
4.4.2019, S. 1) geändert wor-
den ist, in der bis zum 31. Au-
gust 2020 geltenden Fassung 
fallen, 

ff) der Verordnung (EU) 
2019/1020 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 über 
Marktüberwachung und die 
Konformität von Produkten so-
wie zur Änderung der Richtli-
nie 2004/42/EG und der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 765/2008 
und (EU) Nr. 305/2011 (Abl. 
L 169 vom 25.6.2019, S. 1) in 
der jeweils geltenden Fas-
sung, soweit sie Fahrzeuge 
betrifft, die in den Anwen-
dungsbereich der in den Dop-
pelbuchstaben bb bis dd ge-
nannten Verordnungen oder 
der Richtlinie 2007/46/EG fal-
len, 

ff) u n v e r ä n d e r t   
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und der zur Durchführung der ge-
nannten Verordnungen (EG) (EU) 
erlassenen Rechtsvorschriften, 

und der zur Durchführung der ge-
nannten Verordnungen (EG) (EU) 
erlassenen Rechtsvorschriften, 

 

2. die Führung 2. u n v e r ä n d e r t   

a) des Fahreignungsregisters nach 
Abschnitt IV des Straßenverkehrs-
gesetzes, 

  

b) des Zentralen Fahrzeugregisters 
nach Abschnitt V des Straßenver-
kehrsgesetzes, 

  

c) des Zentralen Fahrerlaubnisregis-
ters nach Abschnitt VI des Stra-
ßenverkehrsgesetzes, 

  

d) des Zentralen Fahrtenschreiber-
kartenregisters nach der Rechts-
verordnung zu § 2 Nr. 4 des Fahr-
personalgesetzes, 

  

e) (weggefallen)   

f) des Berufskraftfahrerqualifikations-
registers nach § 12 des Berufs-
kraftfahrerqualifikationsgesetzes, 
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2a. für Zwecke der Zulassung von Fahr-
zeugen und der Zuteilung von Kenn-
zeichen die Errichtung und den Betrieb 
informationstechnischer Systeme für 
eine zentrale elektronische, auch inter-
netbasierte Verarbeitung von für die-
sen Zweck erforderlichen Daten und 
deren Weiterleitung an die für den Voll-
zug zulassungsrechtlicher Vorschriften 
zuständigen Behörden und Stellen, 

2a. u n v e r ä n d e r t   

3. die Erstellung, die Veröffentlichung und 
die Auswertung von Statistiken 

3. u n v e r ä n d e r t   

a) aus den Unterlagen, die bei der 
Erfassung von Daten im Zusam-
menhang mit der vorgeschriebe-
nen Führung der zentralen Regis-
ter anfallen, 

  

b) auf dem Gebiet des Straßenver-
kehrs  
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aa) nach den Abschnitten 3 und 6 
des Verkehrsstatistikgesetzes 
und auf Grund der Artikel 3 
und 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 70/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 18. Januar 2012 über die 
statistische Erfassung des 
Güterkraftverkehrs (ABl. L 32 
vom 3.2.2012, S. 1), 

  

bb) auf Grund des Artikels 2 und 
des Abschnitts D des An-
hangs der Verordnung (EG) 
Nr. 6/2003 der Kommission 
vom 30. Dezember 2002 über 
die Verbreitung der Statistik 
des Güterkraftverkehrs (ABl. L 
1 vom 4.1.2003, S. 45) sowie 

  

cc) über Fahrleistungen, die aus 
Kilometerstandsablesungen 
bei Hauptuntersuchungen er-
mittelt werden und 

  

c) auf dem Gebiet des Kraftfahrsach-
verständigenwesens über die bei 
Hauptuntersuchungen festgestell-
ten Mängel, 
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4. die Veröffentlichung der bei der Ertei-
lung von Typgenehmigungen festge-
stellten Abgas- und Geräuschemissi-
ons- sowie Kraftstoffverbrauchswerte 
der Fahrzeuge einschließlich Statisti-
ken über diese Werte, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. die Durchführung des Produktsicher-
heitsgesetzes vom 27. Juli 2021 
(BGBl. I S. 3146) für alle Produkte im 
Sinne von § 2 Nummer 21 und 25 des 
Produktsicherheitsgesetzes, soweit sie 
dem Regelungsbereich des Straßen-
verkehrsgesetzes unterliegen, 

5. u n v e r ä n d e r t   

5a. die Marktüberwachung von auf dem 
Markt bereitgestellten Verbrennungs-
motoren für Schienenfahrzeuge, die 

5a. die Marktüberwachung von auf dem 
Markt bereitgestellten Verbrennungs-
motoren für Schienenfahrzeuge, die 
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a) auf der Grundlage der Verordnung 
(EU) 2016/1628 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
14. September 2016 über die An-
forderungen in Bezug auf die 
Emissionsgrenzwerte für gasför-
mige Schadstoffe und luftverunrei-
nigende Partikel und die Typge-
nehmigung für Verbrennungsmo-
toren für nicht für den Straßenver-
kehr bestimmte mobile Maschinen 
und Geräte, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EU) Nr. 1014/2012 
und (EU) Nr. 167/2013 und zur 
Änderung und Aufhebung der 
Richtlinie 97/68/EG (ABl. L 252 
vom 16.9.2016, S. 53; L 231 vom 
6.9.2019, S. 29), die durch die 
Verordnung (EU) 2020/1040 (ABl. 
L 231 vom 17.7.2020, S. 1) geän-
dert wurde, in der jeweils gelten-

den Fassung oder 

a) auf der Grundlage der Verordnung 
(EU) 2016/1628 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
14. September 2016 über die An-
forderungen in Bezug auf die 
Emissionsgrenzwerte für gasför-
mige Schadstoffe und luftverunrei-
nigende Partikel und die Typge-
nehmigung für Verbrennungsmo-
toren für nicht für den Straßenver-
kehr bestimmte mobile Maschinen 
und Geräte, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EU) Nr. 1014/2012 
und (EU) Nr. 167/2013 und zur 
Änderung und Aufhebung der 
Richtlinie 97/68/EG (ABl. L 252 
vom 16.9.2016, S. 53; L 231 vom 
6.9.2019, S. 29) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder 
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b) auf der Grundlage der Richtlinie 
97/68/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. De-
zember 1997 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Emission von gas-
förmigen Schadstoffen und luftver-
unreinigenden Partikeln aus Ver-
brennungsmotoren für mobile Ma-
schinen und Geräte (ABl. L 59 
vom 27.2.1998, S. 1; L 225 vom 
25.6.2004, S. 3; L 75 vom 
15.3.2007, S. 27; L 59 vom 
4.3.2011, S. 73), die zuletzt durch 
die Verordnung (EU) 2016/1628 
(ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 53) 
geändert worden ist, in der bis 
zum 31. Dezember 2016 gelten-
den Fassung 

b) u n v e r ä n d e r t   

typgenehmigt worden sind, auf der 
Grundlage der Verordnung (EU) 
2016/1628 und der zu ihrer Durchfüh-
rung erlassenen Rechtsvorschriften zur 
Sicherstellung, dass die Motoren die-
sen unionsrechtlichen Anforderungen 
entsprechen. 

typgenehmigt worden sind, auf der 
Grundlage der Verordnung (EU) 
2016/1628 und der zu ihrer Durchfüh-
rung erlassenen Rechtsvorschriften zur 
Sicherstellung, dass die Motoren die-
sen unionsrechtlichen Anforderungen 
entsprechen. 
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6. die Durchführung des Ausschreibungs-
verfahrens zur Bestimmung des Her-
stellers und Vertreibers von Führer-
scheinen und Fahrerqualifizierungs-
nachweisen, 

6. u n v e r ä n d e r t   

7. die Bewertung der Qualitätssicherung 
bei der Herstellung und dem Vertrieb 
von Fahrerkarten, Führerscheinen, 
Fahrerqualifizierungsnachweisen, Zu-
lassungsbescheinigungen, Plaketten, 
Prüffolien und Stempeln, um die vorge-
schriebene und ordnungsgemäße Her-
stellung, Verwahrung und Verteilung 
dieser Karten, Scheine, Nachweise, 
Papiere, Plaketten, Folien und Stempel 
zu gewährleisten, 

7. u n v e r ä n d e r t   

8. die Zusammenarbeit mit Behörden o-
der Stellen ausländischer Staaten oder 
der Europäischen Union auf den Ge-
bieten des Straßenverkehrs und des 
Kraftfahrwesens auf Grund von multila-
teralen oder bilateralen Vereinbarun-
gen mit anderen Staaten oder zur 
Durchführung von Rechtsakten der Eu-
ropäischen Union, 

8. u n v e r ä n d e r t   



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkungen 

8a. die Aufgaben der nationalen Kontakt-
stelle nach Maßgabe des Artikels 3 
Buchstabe l und des Artikels 4 Absatz 
3 der Richtlinie (EU) 2015/413 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2015 zur Erleichterung 
des grenzüberschreitenden Austau-
sches von Informationen über die Stra-
ßenverkehrssicherheit gefährdende 
Verkehrsdelikte (ABl. L 68 vom 
13.3.2015, S. 9), 

8a. u n v e r ä n d e r t   

9. die Aufgaben der deutschen Zertifizie-
rungsstelle nach fahrpersonalrechtli-
chen Vorschriften, 

9. u n v e r ä n d e r t   

10. die Personalisierung und Lieferung o-
der die Ausschreibung der Personali-
sierung und Lieferung der zum Betrieb 
des Fahrtenschreibers erforderlichen 
Fahrtenschreiberkarten nach fahrper-
sonalrechtlichen Vorschriften. 

10. u n v e r ä n d e r t   

(2) Die Aufgaben, die dem Kraftfahrt-
Bundesamt durch andere Vorschriften zu-
gewiesen werden, bleiben unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t   



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkungen 

§ 4 § 4  

Das Kraftfahrt-Bundesamt ist ferner zu-
ständig, wenn ihm durch eine Gesetzge-
bung im Land Berlin Zuständigkeiten in 
Übereinstimmung mit diesem Gesetz über-
tragen werden. 

entfällt  
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Verordnung über die Zulassung 
von Fahrzeugen zum Straßen-

verkehr 

Verordnung über die Zulassung 
von Fahrzeugen zum Straßen-

verkehr 

 

(Fahrzeug-Zulassungsverord-
nung - FZV 2023) 

vom: 20.07.2023 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 8 G v. 19.7.2024 

I Nr. 245 

(Fahrzeug-Zulassungsverord-
nung - FZV 2023) 

vom: 20.07.2023 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 8 G v. 19.7.2024 

I Nr. 245 

 

§ 66 § 66  

Abruf im automatisierten Verfahren Abruf im automatisierten Verfahren  

(1) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 1 
des Straßenverkehrsgesetzes dürfen fol-
gende Daten bereitgehalten werden:  

(1) u n v e r ä n d e r t   
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1. für eine Anfrage unter Verwendung 
des Kennzeichens, der Fahrzeug-Iden-
tifizierungsnummer, der Nummer der 
Zulassungsbescheinigung, der Vor-
drucknummer oder der von der Zulas-
sungsbehörde aufgebrachten Nummer 
der Zulassungsbescheinigung Teil I, 
der Nummer einer ausländischen Zu-
lassungsbescheinigung oder des Fami-
liennamens, Vornamens, Ordens- oder 
Künstlernamens, Geburtsnamens, Da-
tums und Ortes der Geburt oder im Fall 
einer juristischen Person, Behörde o-
der Vereinigung des Namens oder der 
Bezeichnung des Halters, sofern erfor-
derlich in Verbindung mit der Anschrift 
des Halters die in den §§ 57 und 61 
genannten Fahrzeugdaten, sowie die 
in § 59 genannten Halterdaten, 

  

2. für Anfragen unter Verwendung eines 
Teils des Kennzeichens:  

  

a) die mit dem angefragten Teil des 
Kennzeichens übereinstimmenden 
Kennzeichen, 
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b) die Daten über die Fahrzeug-
klasse, die Marke, die Handelsbe-
zeichnung, den Typ und bei Per-
sonenkraftwagen die Farbe des 
Fahrzeuges sowie das Datum der 
ersten Zulassung und 

  

c) bei Fahrzeugen mit Versiche-
rungskennzeichen oder Versiche-
rungsplakette zusätzlich zu den 
Angaben nach Buchstabe b der 
Beginn und das Ende des Versi-
cherungsverhältnisses. 

  

Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für die Sicher-
heitscodes der Zulassungsbescheinigung 
Teil I und Teil II sowie der Stempelplaket-
ten. 

  

(2) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1, 2, 2a und 4, Absatz 2a, 
Absatz 2h und 3 des Straßenverkehrsge-
setzes dürfen folgende Daten bereitgehal-
ten werden:  

(2) u n v e r ä n d e r t   
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1. für eine Anfrage unter Verwendung 
des Kennzeichens, der Fahrzeug-Iden-
tifizierungsnummer, der Nummer der 
Zulassungsbescheinigung, die bei Teil 
I der Vordrucknummer oder der von 
der Zulassungsbehörde aufgebrachten 
Nummer entspricht, der Nummer einer 
ausländischen Zulassungsbescheini-
gung oder des Familiennamens, Vor-
namens, Ordens- oder Künstlerna-
mens, Geburtsnamens, Datums und 
Ortes der Geburt oder im Fall einer ju-
ristischen Person, Behörde oder Verei-
nigung des Namens oder der Bezeich-
nung des Halters erforderlichenfalls in 
Verbindung mit der Anschrift des Hal-
ters:  

  

a) die in § 57 Absatz 1 Nummer 1 bis 
5, 7 bis 22 und 24 Buchstabe c, 
Nummer 25 und 26 Buchstabe a 
bis e, Nummer 30 bis 32, Absatz 2 
Nummer 1 bis 4, Absatz 3 Num-
mer 1 bis 4, Absatz 4 Nummer 1 
bis 4, Absatz 5 Nummer 1 bis 5, 
Absatz 6 Nummer 1 bis 4 und Ab-
satz 8 bis 10 genannten Fahrzeug-
daten und 
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b) die in § 59 Absatz 1 und 3 ge-
nannten Halterdaten, 

  

2. für eine Anfrage unter Verwendung ei-
nes Teils des Kennzeichens:  

  

a) die mit dem angefragten Teil des 
Kennzeichens übereinstimmenden 
Kennzeichen, 

  

b) die Fahrzeugklasse, die Marke, 
die Handelsbezeichnung, der Typ 
und bei Personenkraftwagen die 
Farbe des Fahrzeuges sowie das 
Datum der ersten Zulassung und 

  

c) bei Fahrzeugen mit Versiche-
rungskennzeichen oder zusätzlich 
zu den Angaben nach Buchstabe 
b der Beginn und das Ende des 
Versicherungsverhältnisses. 

  

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a gilt nicht für 
die Sicherheitscodes der Zulassungsbe-
scheinigung Teil I und Teil II sowie der 
Stempelplaketten. 

  



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkungen 

(3) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1a des Straßenverkehrs-
gesetzes dürfen für eine Anfrage unter Ver-
wendung des Kennzeichens oder der Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer folgende Da-
ten bereitgehalten werden:  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. das Kennzeichen, das Datum der Zu-
teilung des Kennzeichens, bei Saison-
kennzeichen zusätzlich der Betriebs-
zeitraum und das Datum der Außerbe-
triebsetzung des Fahrzeuges sowie die 
nach § 57 Absatz 1 Nummer 1 und 25 
und Absatz 4 Nummer 1 zu erheben-
den und zu speichernden Fahrzeugda-
ten und 

  

2. die in § 59 Absatz 1 und 3 genannten 
Halterdaten. 
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(4) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 2j 
des Straßenverkehrsgesetzes dürfen für 
eine Anfrage unter Verwendung der Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer und des 
Kennzeichens folgende Daten für das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
bereitgehalten werden:  

(4) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 2j 
oder 2n des Straßenverkehrsgesetzes dür-

fen für eine Anfrage unter Verwendung der 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer und des 
Kennzeichens folgende Daten für das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
oder für das Umweltbundesamt bereitge-

halten werden:  

 

1. die in § 59 Absatz 1 und 3 genannten 
aktuellen und früheren Halterdaten und 
die Anzahl der früheren Halter, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. die in § 57 Absatz 1 Nummer 1 in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 8 Satz 1 Num-
mer 2, 5 und 7 Buchstabe a, § 57 Ab-
satz 1 Nummer 10 Buchstabe a und b 
sowie § 57 Absatz 1 Nummer 2 und 31 
Buchstabe d und e genannten Fahr-
zeugdaten. 

2. u n v e r ä n d e r t   
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(5) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 2b 
des Straßenverkehrsgesetzes dürfen die 
nach § 59 Absatz 1 gespeicherten Halter-
daten und die nach § 57 Absatz 1 Nummer 
12 in Verbindung mit § 6 Absatz 8 Satz 1 
Nummer 1 und 7 Buchstabe c bis e gespei-
cherten Fahrzeugdaten bereitgehalten wer-
den, soweit sie für die Ermittlung des 
Schuldners und der Höhe der Mautgebühr 
nach dem Fernstraßenbauprivatfinanzie-
rungsgesetz erforderlich sind. Die Daten 
nach Satz 1 sind für den mit der Erhebung 
der Mautgebühr nach dem Fernstraßen-
bauprivatfinanzierungsgesetz beliehenen 
Privaten zum Abruf bereitzuhalten. Glei-
ches gilt für Daten, soweit sie für die Ermitt-
lung des Schuldners und der Höhe der 
Mautgebühr nach Gesetzen der Länder 
über den gebührenfinanzierten Neu- und 
Ausbau von Straßen erforderlich sind. 

(5) u n v e r ä n d e r t   
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(6) Die Übermittlung nach § 36 Absatz 
2c des Straßenverkehrsgesetzes von Fahr-
zeugdaten und Daten von Fahrzeugkombi-
nationen, die für die Erhebung der Maut 
nach dem Bundesfernstraßenmautgesetz 
maßgeblich sind, ist durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren zulässig. Satz 1 gilt 
auch für die in Feld 33 des Fahrzeug-
scheins oder Feld 22 der Zulassungsbe-
scheinigung Teil I eingetragenen Fahrzeug-
daten und Daten von Fahrzeugkombinatio-
nen, die im Zentralen Fahrzeugregister er-
fasst sind. Die Daten nach Satz 1 sind be-
reitzuhalten für das Bundesamt für Logistik 
und Mobilität und eine sonstige öffentliche 
Stelle, die mit der Erhebung der Autobahn-
maut beauftragt ist. 

(6) u n v e r ä n d e r t   

(7) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren dürfen aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister nach § 36 Ab-
satz 2d, 2e und 2k des Straßenverkehrsge-
setzes die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und b genannten Daten für 
eine Anfrage unter Verwendung folgender 
Angaben bereitgehalten werden:  

(7) u n v e r ä n d e r t   
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1. im Fall einer natürlichen Person, Fami-
lienname, Vornamen, Ordens- oder 
Künstlername, Geburtsname, Datum 
und Ort der Geburt oder 

  

2. im Fall einer juristischen Person, Be-
hörde oder Vereinigung der Name oder 
die Bezeichnung des Halters, sofern 
erforderlich in Verbindung mit der An-
schrift des Halters. 

  

Die in Satz 1 genannten Daten sind bereit-
zuhalten für die zentrale Behörde nach § 4 
des Auslandsunterhaltsgesetzes sowie für 
Gerichtsvollzieher und das Insolvenzge-
richt. 
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(8) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 2f 
des Straßenverkehrsgesetzes dürfen die in 
§ 61 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, 9 bis 12, 
15, 16, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7, 
12, 18 bis 20 und Absatz 3 genannten Da-
ten der jeweils letzten gespeicherten 
Hauptuntersuchung oder Sicherheitsprü-
fung für eine Anfrage unter Verwendung 
der Fahrzeug-Identifizierungsnummer und, 
sofern zugeteilt, des Kennzeichens bereit-
gehalten werden. Die in Satz 1 genannten 
Daten sind bereitzuhalten für die Techni-
schen Prüfstellen für den Kraftfahrzeugver-
kehr und für die amtlich anerkannten Über-
wachungsorganisationen, auch über ihre 
jeweiligen Kopfstellen, sowie über Kopfstel-
len für die anerkannten Kraftfahrzeugwerk-
stätten, soweit diese Werkstätten Sicher-
heitsprüfungen durchführen. Die Verwen-
dung der Daten durch die Technischen 
Prüfstellen für den Kraftfahrzeugverkehr, 
durch die amtlich anerkannten Überwa-
chungsorganisationen und durch die aner-
kannten Kraftfahrzeugwerkstätten ist auf 
die Zwecke der Durchführung der nächsten 
Hauptuntersuchung oder Sicherheitsprü-
fung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung beschränkt. Nach Durch-
führung der nächsten Hauptuntersuchung 

(8) u n v e r ä n d e r t   
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oder Sicherheitsprüfung nach § 29 der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sind 
die Daten unverzüglich zu löschen. Die Da-
ten dürfen weder an Dritte übermittelt noch 
offengelegt werden. 

(9) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister nach § 36 Absatz 3a 
des Straßenverkehrsgesetzes für Maßnah-
men zur Gewährleistung des Versiche-
rungsschutzes im Rahmen der Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung dürfen die 
nach § 59 Absatz 1 zu erhebenden und zu 
speichernden Halterdaten und die in § 57 
Absatz 1 Nummer 24, Absatz 2 Nummer 4, 
Absatz 4 Nummer 4, Absatz 5 Nummer 5, 
Absatz 6 Nummer 4 genannten Daten zur 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung be-
reitgehalten werden. Die in Satz 1 genann-
ten Daten sind bereitzuhalten für die nach 
§ 8a Absatz 1 Satz 1 des Pflichtversiche-
rungsgesetzes eingerichtete Auskunfts-
stelle. 

(9) u n v e r ä n d e r t   
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(10) Die Übermittlung nach § 36 Absatz 
3b des Straßenverkehrsgesetzes von Fahr-
zeugdaten nach § 57 Absatz 1 Nummer 1 
bis 5, 9 bis 13, 20, 25, 26 Buchstabe d und 
f, Nummer 29, 30, 31 Buchstabe d und e, 
Absatz 2 Nummer 1 bis 3, Absatz 4 Num-
mer 2 und Absatz 8 und 9 darf durch Abruf 
im automatisierten Verfahren erfolgen. 

(10) u n v e r ä n d e r t   

(11) Die Übermittlung nach § 36 Absatz 
3c des Straßenverkehrsgesetzes von Fahr-
zeugdaten nach § 57 Absatz 1 Nummer 1 
bis 5, 9, 25, 31 Buchstabe d und e und Ab-
satz 4 Nummer 1 und 2 darf durch Abruf im 
automatisierten Verfahren erfolgen. 

(11) u n v e r ä n d e r t   

(12) Zur Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus den örtli-
chen Fahrzeugregistern nach § 36 Absatz 
2 Satz 2 des Straßenverkehrsgesetzes dür-
fen folgende Daten bereitgehalten werden:  

(12) u n v e r ä n d e r t   

1. für eine Anfrage unter Verwendung 
des Kennzeichens oder der Fahrzeug-
Identifizierungsnummer:  
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a) die nach § 59 Absatz 1 zu erhe-
benden und zu speichernden Hal-
terdaten und 

  

b) die nach § 58 Absatz 1 Nummer 1, 
3 bis 5, 7 bis 20, 22 bis 30, Absatz 
2 Nummer 1 bis 4 und Absatz 4 
Nummer 1 bis 4 zu erhebenden 
und zu speichernden Fahrzeugda-
ten, 

  

2. für eine Anfrage unter Verwendung ei-
nes Teils des Kennzeichens: die in Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 bezeichneten 
Daten, 

  

3. für eine Anfrage unter Verwendung 
des Familiennamens, Vornamens, Or-
dens- oder Künstlernamens, Geburts-
namens, Datums und Ortes der Geburt 
des Halters oder im Fall einer juristi-
schen Person, Behörde oder Vereini-
gung des Namens oder der Bezeich-
nung des Halters oder unter Verwen-
dung der Anschrift des Halters: die in 
Nummer 1 bezeichneten Daten. 
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(13) Ein Abruf im automatisierten Ver-
fahren soll von der abrufberechtigten Stelle 
über Kopfstellen erfolgen. Die Einzelheiten 
zur netztechnischen Anbindung hat das 
Kraftfahrt-Bundesamt festzulegen und auf 
der Internetseite des Kraftfahrt-Bundes-
amts zu veröffentlichen. Das Kraftfahrt-
Bundesamt hat auf Änderungen im Bun-
desanzeiger und im Verkehrsblatt hinzu-
weisen. Eine Erhebung und Speicherung 
der Anfrage- und Auskunftsdaten bei den 
Kopfstellen darf ausschließlich zum Zweck 
der Weiterübermittlung erfolgen. Nach er-
folgter Weiterübermittlung haben die Kopf-
stellen diese gespeicherten Daten unver-
züglich, bei elektronischer Speicherung au-
tomatisiert, zu löschen. § 68 bleibt unbe-
rührt. 

(13) u n v e r ä n d e r t   
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Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenver-

kehr 

Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenver-

kehr 

 

(Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV 2010) 

vom: 13.12.2010 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 16.8.2024 

I Nr. 266 

(Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV 2010) 

vom: 13.12.2010 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 16.8.2024 

I Nr. 266 

 

§ 49 § 49  

Speicherung der Daten im Zentralen 
Fahrerlaubnisregister 

Speicherung der Daten im Zentralen 
Fahrerlaubnisregister 

 

(1) Im Zentralen Fahrerlaubnisregister 
sind nach § 50 Absatz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes folgende Daten zu spei-
chern:  

(1) Im Zentralen Fahrerlaubnisregister 
sind nach § 50 Absatz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes folgende Daten zu spei-
chern:  
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1. Familiennamen, Geburtsnamen, sons-
tige frühere Namen, soweit dazu eine 
Eintragung vorliegt, Vornamen, Or-
dens- oder Künstlernamen, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort der Ge-
burt und Hinweise auf Zweifel an der 
Identität nach § 59 Absatz 1 Satz 5 des 
Straßenverkehrsgesetzes, 

1. Familiennamen, Geburtsnamen, sons-
tige frühere Namen, soweit dazu eine 
Eintragung vorliegt, Vornamen, Or-
dens- oder Künstlernamen, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort der Ge-
burt, das Lichtbild und die Unter-
schrift und Hinweise auf Zweifel an 
der Identität nach § 59 Absatz 1 Satz 5 
des Straßenverkehrsgesetzes, 

Hinweis TÜV-Verband: Es stellt sich die 
Frage ob diese Konkretisierung im Kontext 
des autonomen Fahrens praktikabel ist. 

2. die erteilten Fahrerlaubnisklassen, 2. u n v e r ä n d e r t   

3. der Tag der Erteilung und des Erlös-
chens der jeweiligen Fahrerlaubnis-
klasse und die zuständige Behörde, 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. der Grund des Erlöschens einer Fahr-
erlaubnis oder Fahrerlaubnisklasse, 

4. u n v e r ä n d e r t   

5. der Tag des Beginns und des Ablaufs 
der Probezeit nach § 2a des Straßen-
verkehrsgesetzes, 

5. u n v e r ä n d e r t   

6. die Dauer der Probezeit einschließlich 
der Restdauer nach vorzeitiger Beendi-
gung der Probezeit und den Beginn 
und das Ende einer Hemmung der 
Probezeit, 

6. u n v e r ä n d e r t   
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7. der Tag des Ablaufs der Gültigkeit be-
fristet erteilter Fahrerlaubnisse, der 
Tag der Verlängerung einer Fahrer-
laubnis und die Behörde, die die Fahr-
erlaubnis verlängert hat, 

7. u n v e r ä n d e r t   

8. Auflagen, Beschränkungen und Zu-
satzangaben zur Fahrerlaubnis oder 
einzelnen Klassen nach Anlage 9, 

8. u n v e r ä n d e r t   

9. die Nummer der Fahrerlaubnis, beste-
hend aus dem vom Kraftfahrt-Bundes-
amt zugeteilten Behördenschlüssel der 
Fahrerlaubnisbehörde und einer fort-
laufenden Nummer für die Erteilung ei-
ner Fahrerlaubnis durch diese Behörde 
und einer Prüfnummer (Fahrerlaubnis-
nummer), 

9. u n v e r ä n d e r t   
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10. die Nummer des Führerscheins, beste-
hend aus der Fahrerlaubnisnummer 
und der fortlaufenden Nummer des 
über die Fahrerlaubnis ausgestellten 
Führerscheins (Führerscheinnummer), 
oder die Nummer des Vorläufigen 
Nachweises der Fahrerlaubnis oder 
der befristeten Prüfungsbescheinigung, 
bestehend aus der Fahrerlaubnisnum-
mer und einer angefügten Null, 

10. u n v e r ä n d e r t   

11. die Behörde, die den Führerschein, 
den Ersatzführerschein den Vorläufi-
gen Nachweis der Fahrerlaubnis oder 
die befristete Prüfungsbescheinigung 
ausgestellt hat, 

11. u n v e r ä n d e r t   

12. die Führerscheinnummer oder die 
Nummer des Vorläufigen Nachweises 
der Fahrerlaubnis oder der befristeten 
Prüfungsbescheinigung, der Verbleib 
bisheriger Führerscheine, sofern die 
Führerscheine nicht amtlich eingezo-
gen oder vernichtet wurden, und ein 
Hinweis, ob der Führerschein zur Ein-
ziehung, Beschlagnahme oder Sicher-
stellung ausgeschrieben ist, 

12. u n v e r ä n d e r t   
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13. der Tag des Beginns und des Ablaufs 
der Gültigkeit des Führerscheins, 

13. u n v e r ä n d e r t   

14. die Bezeichnung des Staates, in dem 
der Inhaber einer deutschen Fahrer-
laubnis seinen Wohnsitz genommen 
hat und in dem diese Fahrerlaubnis 
umgetauscht wurde unter Angabe des 
Tages des Umtausches, 

14. u n v e r ä n d e r t   

15. die Nummer und der Tag der Ausstel-
lung eines internationalen Führer-
scheins, die Geltungsdauer und die 
Behörde, die diesen Führerschein aus-
gestellt hat, 

15. u n v e r ä n d e r t   

16. der Tag der Erteilung einer Fahrerlaub-
nis zur Fahrgastbeförderung, die Art 
der Berechtigung, der Tag des Ablaufs 
der Geltungsdauer, die Nummer des 
Führerscheins zur Fahrgastbeförde-
rung, die Behörde, die diese Fahrer-
laubnis erteilt hat, und der Tag der Ver-
längerung, 

16. u n v e r ä n d e r t   
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17. der Hinweis auf eine Eintragung im 
Fahreignungsregister über eine beste-
hende Einschränkung des Rechts, von 
der Fahrerlaubnis Gebrauch zu ma-
chen, sowie 

17. u n v e r ä n d e r t   

18. die Behörde, die die Fahrerlaubnisakte 
führt. 

18. u n v e r ä n d e r t   

(2) Bei Dienstfahrerlaubnissen der 
Bundeswehr werden nur die in Absatz 1 
Nummer 1 genannten Daten, die Klasse 
der erteilten Fahrerlaubnis, der Tag des 
Beginns und Ablaufs der Probezeit und die 
Fahrerlaubnisnummer gespeichert. 

(2) u n v e r ä n d e r t   
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§ 50 § 50  

Übermittlung der Daten vom Kraftfahrt-
Bundesamt an die Fahrerlaubnisbehör-
den nach § 2c des Straßenverkehrsge-

setzes 

Übermittlung der Daten vom Kraftfahrt-
Bundesamt an die Fahrerlaubnisbehör-
den nach § 2c des Straßenverkehrsge-

setzes 

 

Das Kraftfahrt-Bundesamt unterrichtet 
die zuständige Fahrerlaubnisbehörde von 
Amts wegen, wenn über den Inhaber einer 
Fahrerlaubnis auf Probe Entscheidungen in 
das Fahreignungsregister eingetragen wer-
den, die zu Anordnungen nach § 2a Absatz 
2, 4 und 5 des Straßenverkehrsgesetzes 
führen können. Hierzu übermittelt es fol-
gende Daten:  

Das Kraftfahrt-Bundesamt unterrichtet 
die zuständige Fahrerlaubnisbehörde von 
Amts wegen, wenn über den Inhaber einer 
Fahrerlaubnis auf Probe Entscheidungen in 
das Fahreignungsregister eingetragen wer-
den, die zu Anordnungen nach § 2a Absatz 
2, 4 und 5 des Straßenverkehrsgesetzes 
führen können. Hierzu übermittelt es fol-
gende Daten:  

 

1. aus dem Zentralen Fahrerlaubnisregis-
ter  

1. aus dem Zentralen Fahrerlaubnisregis-
ter  

 

a) die in § 49 Absatz 1 Nummer 1 be-
zeichneten Personendaten, 

a) die in § 49 Absatz 1 Nummer 1 be-
zeichneten Personendaten mit 
Ausnahme von Lichtbild und 
Unterschrift, 

 

b) den Tag des Beginns und des Ab-
laufs der Probezeit, 

b) u n v e r ä n d e r t   
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c) die erteilende Fahrerlaubnisbe-
hörde, 

c) u n v e r ä n d e r t   

d) die Fahrerlaubnisnummer, d) u n v e r ä n d e r t   

e) den Hinweis, dass es sich bei der 
Probezeit um die Restdauer einer 
vorherigen Probezeit handelt unter 
Angabe der Gründe, 

e) u n v e r ä n d e r t   

f) die Gültigkeit des Führerscheins, f) u n v e r ä n d e r t   

2. aus dem Fahreignungsregister den In-
halt der Eintragungen über die inner-
halb der Probezeit begangenen Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten. 

2. u n v e r ä n d e r t   

§ 51 § 51  

Übermittlung von Daten aus dem Zentra-
len Fahrerlaubnisregister nach den §§ 

52 und 55 des Straßenverkehrsgesetzes 

Übermittlung von Daten aus dem Zentra-
len Fahrerlaubnisregister nach den §§ 

52 und 55 des Straßenverkehrsgesetzes 

 

(1) Übermittelt werden dürfen  (1) Übermittelt werden dürfen   
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1. im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 2 des Straßenverkehrsgeset-
zes für Maßnahmen wegen Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten nur  

1. u n v e r ä n d e r t   

a) Familiennamen, Geburtsnamen, 
sonstige frühere Namen, soweit 
dazu eine Eintragung vorliegt, Vor-
namen, Ordens- oder Künstlerna-
men, Doktorgrad, Geschlecht, Tag 
und Ort der Geburt und Hinweise 
auf Zweifel an der Identität nach 
§ 59 Absatz 1 Satz 5 des Straßen-
verkehrsgesetzes, 

  

b) die erteilten Fahrerlaubnisklassen,   

c) der Tag der Erteilung und des Er-
löschens der jeweiligen Fahrer-
laubnisklasse und die zuständige 
Behörde, 

  

d) der Tag des Beginns und des Ab-
laufs der Probezeit nach § 2a des 
Straßenverkehrsgesetzes, 
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e) der Tag des Ablaufs der Gültigkeit 
befristet erteilter Fahrerlaubnisse, 
der Tag der Verlängerung der 
Fahrerlaubnis und die Behörde, 
die die Fahrerlaubnis verlängert 
hat, 

  

f) Auflagen, Beschränkungen und 
Zusatzangaben zur Fahrerlaubnis 
oder einzelnen Fahrerlaubnisklas-
sen nach Anlage 9, 

  

g) die Nummer der Fahrerlaubnis, 
bestehend aus dem vom Kraft-
fahrt-Bundesamt zugeteilten Be-
hördenschlüssel der Fahrerlaub-
nisbehörde und einer fortlaufen-
den Nummer für die Erteilung ei-
ner Fahrerlaubnis durch diese Be-
hörde und einer Prüfnummer 
(Fahrerlaubnisnummer), 
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h) die Nummer des Führerscheins o-
der die Nummer des Vorläufigen 
Nachweises der Fahrerlaubnis o-
der der befristeten Prüfungsbe-
scheinigung, bestehend aus der 
Fahrerlaubnisnummer und der 
fortlaufenden Nummer des über 
die Fahrerlaubnis ausgestellten 
Führerscheins (Führerscheinnum-
mer), oder die Nummer der befris-
teten Prüfungsbescheinigung, be-
stehend aus der Fahrerlaubnis-
nummer und einer angefügten 
Null, 

  

i) die Behörde, die den Führer-
schein, den Ersatzführerschein 
den Vorläufigen Nachweis der 
Fahrerlaubnis oder die befristete 
Prüfungsbescheinigung ausge-
stellt hat, 
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j) die Führerscheinnummer oder die 
Nummer des Vorläufigen Nach-
weises der Fahrerlaubnis oder der 
befristeten Prüfungsbescheini-
gung, der Verbleib bisheriger Füh-
rerscheine, sofern die Führer-
scheine nicht amtlich eingezogen 
oder vernichtet wurden, und ein 
Hinweis, ob der Führerschein zur 
Einziehung, Beschlagnahme oder 
Sicherstellung ausgeschrieben ist, 

  

k) Tag des Beginns und des Ablaufs 
der Gültigkeit des Führerscheins, 

  

l) die Bezeichnung des Staates, in 
dem der Inhaber einer deutschen 
Fahrerlaubnis seinen Wohnsitz ge-
nommen hat und in dem diese 
Fahrerlaubnis registriert oder um-
getauscht wurde unter Angabe 
des Tages der Registrierung oder 
des Umtausches, 
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m) die Nummer und der Tag der Aus-
stellung eines internationalen Füh-
rerscheins, die Geltungsdauer und 
die Behörde, die diesen Führer-
schein ausgestellt hat, 

  

n) der Tag der Erteilung einer Fahrer-
laubnis zur Fahrgastbeförderung, 
die Art der Berechtigung, der Tag 
des Ablaufs der Geltungsdauer, 
die Nummer des Führerscheins 
zur Fahrgastbeförderung, die Be-
hörde, die diese Fahrerlaubnis er-
teilt hat, und der Tag der Verlän-
gerung, 

  

o) der Hinweis auf eine Eintragung 
im Fahreignungsregister über eine 
bestehende Einschränkung des 
Rechts, von der Fahrerlaubnis Ge-
brauch zu machen, 

  

p) bei Dienstfahrerlaubnissen der 
Bundeswehr nur  
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aa) Familiennamen, Geburtsna-
men, sonstige frühere Namen, 
soweit dazu eine Eintragung 
vorliegt, Vornamen, Ordens- 
oder Künstlernamen, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort 
der Geburt und Hinweise auf 
Zweifel an der Identität nach 
§ 59 Absatz 1 Satz 5 des 
Straßenverkehrsgesetzes, 

  

bb) die erteilten Fahrerlaubnis-
klassen, 

  

cc) der Tag des Beginns und Ab-
laufs der Probezeit, 

  

dd) die Fahrerlaubnisnummer,   

2. im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
für Verwaltungsmaßnahmen die nach 
Nummer 1 zu übermittelnden Daten 
sowie  

2. im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
für Verwaltungsmaßnahmen die nach 
Nummer 1 zu übermittelnden Daten 
sowie  

 

 a) das Lichtbild und die Unter-
schrift, 

 



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkungen 

a) der Grund des Erlöschens einer 

Fahrerlaubnis oder Fahrerlaubnis-
klasse, 

b) u n v e r ä n d e r t   

b) die Dauer der Probezeit ein-
schließlich der Restdauer nach 
vorzeitiger Beendigung der Probe-
zeit und den Beginn und das Ende 
einer Hemmung der Probezeit, 

c) u n v e r ä n d e r t   

c) die Behörde, die die Fahrerlaub-

nisakte im Sinne des § 61 Absatz 
1 Satz 3 des Straßenverkehrsge-
setzes führt, 

d) u n v e r ä n d e r t   

3. im Rahmen des § 52 Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes für Ver-
kehrs- und Grenzkontrollen und für 
Straßenkontrollen nur die nach Num-
mer 1 Buchstabe a, b, c, e, f, g, h, i, j, 
k, m, n und o zu übermittelnden Daten, 

3. u n v e r ä n d e r t   

4. im Rahmen des § 55 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 3 des Straßenverkehrsgeset-
zes für Maßnahmen ausländischer Be-
hörden nur die nach Nummer 1 Buch-
stabe a bis o zu übermittelnden Daten. 

4. u n v e r ä n d e r t   
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(2) Die Daten dürfen gemäß Absatz 1 
Nummer 4 in das Ausland für Verwaltungs-
maßnahmen auf dem Gebiet des Straßen-
verkehrs den Straßenverkehrsbehörden, 
für die Verfolgung von Zuwiderhandlungen 
gegen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs oder für die Verfol-
gung von Straftaten den Polizei- und Jus-
tizbehörden unmittelbar übermittelt werden, 
wenn nicht der Empfängerstaat mitgeteilt 
hat, dass andere Behörden zuständig sind. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

§ 52 § 52  

Abruf im automatisierten Verfahren aus 
dem Zentralen Fahrerlaubnisregister 
durch Stellen im Inland nach § 53 des 

Straßenverkehrsgesetzes 

Abruf im automatisierten Verfahren aus 
dem Zentralen Fahrerlaubnisregister 
durch Stellen im Inland nach § 53 des 

Straßenverkehrsgesetzes 

 

(1) Zur Übermittlung aus dem Zentra-
len Fahrerlaubnisregister dürfen durch Ab-
ruf im automatisierten Verfahren  

(1) Zur Übermittlung aus dem Zentra-
len Fahrerlaubnisregister dürfen durch Ab-
ruf im automatisierten Verfahren  

 

1. im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 2 des Straßenverkehrsgeset-
zes für Maßnahmen wegen Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten nur  

1. u n v e r ä n d e r t   
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a) Familiennamen, Geburtsnamen, 
sonstige frühere Namen, soweit 
dazu eine Eintragung vorliegt, Vor-
namen, Ordens- oder Künstlerna-
men, Doktorgrad, Geschlecht, Tag 
und Ort der Geburt und Hinweise 
auf Zweifel an der Identität nach § 
59 Absatz 1 Satz 5 des Straßen-
verkehrsgesetzes, 

  

b) die erteilten Fahrerlaubnisklassen,   

c) der Tag der Erteilung und des Er-
löschens der jeweiligen Fahrer-
laubnisklasse und die zuständige 
Behörde, 

  

d) der Tag des Beginns und des Ab-
laufs der Probezeit nach § 2a des 
Straßenverkehrsgesetzes, 

  

e) der Tag des Ablaufs der Gültigkeit 
befristet erteilter Fahrerlaubnisse, 
der Tag der Verlängerung und die 
Behörde, die die Fahrerlaubnis 
verlängert hat, 
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f) Auflagen, Beschränkungen und 
Zusatzangaben zur Fahrerlaubnis 
oder einzelnen Klassen nach An-
lage 9, 

  

g) die Nummer der Fahrerlaubnis, 
bestehend aus dem vom Kraft-
fahrt-Bundesamt zugeteilten Be-
hördenschlüssel der Fahrerlaub-
nisbehörde und einer fortlaufen-
den Nummer für die Erteilung ei-
ner Fahrerlaubnis durch diese Be-
hörde und einer Prüfnummer 
(Fahrerlaubnisnummer), 

  

h) die Nummer des Führerscheins, 
bestehend aus der Fahrerlaubnis-
nummer und der fortlaufenden 
Nummer des über die Fahrerlaub-
nis ausgestellten Führerscheins 
(Führerscheinnummer), oder die 
Nummer des Vorläufigen Nach-
weises der Fahrerlaubnis oder der 
befristeten Prüfungsbescheini-
gung, bestehend aus der Fahrer-
laubnisnummer und einer ange-
fügten Null, 
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i) die Behörde, die den Führer-
schein, den Ersatzführerschein 
den Vorläufigen Nachweis der 
Fahrerlaubnis oder die befristete 
Prüfungsbescheinigung ausge-
stellt hat, 

  

j) die Führerscheinnummer oder die 
Nummer des Vorläufigen Nach-
weises der Fahrerlaubnis oder der 
befristeten Prüfungsbescheini-
gung, der Verbleib bisheriger Füh-
rerscheine, sofern die Führer-
scheine nicht amtlich eingezogen 
oder vernichtet wurden, und ein 
Hinweis, ob der Führerschein zur 
Einziehung, Beschlagnahme oder 
Sicherstellung ausgeschrieben ist, 

  

k) Tag des Beginns und des Ablaufs 
der Gültigkeit des Führerscheins, 

  

l) die Nummer und der Tag der Aus-
stellung eines internationalen Füh-
rerscheins, die Geltungsdauer und 
die Behörde, die diesen Führer-
schein ausgestellt hat, 
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m) der Tag der Erteilung einer Fahrer-
laubnis zur Fahrgastbeförderung, 
die Art der Berechtigung, der Tag 
des Ablaufs der Geltungsdauer, 
die Nummer des Führerscheins 
zur Fahrgastbeförderung, die Be-
hörde, die diese Fahrerlaubnis er-
teilt hat, und der Tag der Verlän-
gerung, 

  

n) der Hinweis auf eine Eintragung 
im Fahreignungsregister über eine 
bestehende Einschränkung des 
Rechts, von der Fahrerlaubnis Ge-
brauch zu machen, 

  

2. im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
für Verwaltungsmaßnahmen nur die 
nach Nummer 1 zu übermittelnden Da-
ten sowie  

2. im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
für Verwaltungsmaßnahmen nur die 
nach Nummer 1 zu übermittelnden Da-
ten sowie  

 

 a) das Lichtbild und die Unter-
schrift, 

 

a) der Grund des Erlöschens einer 

Fahrerlaubnis oder Fahrerlaubnis-
klasse, 

b) u n v e r ä n d e r t   



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024   

 

 

Geltendes Recht Entwurf 5.StVGua Rückmeldungen / Anmerkungen 

b) die Dauer der Probezeit ein-

schließlich der Restdauer nach 
vorzeitiger Beendigung der Probe-
zeit und den Beginn und das Ende 
einer Hemmung der Probezeit, 

c) u n v e r ä n d e r t   

c) die Bezeichnung des Staates, in 

dem der Inhaber einer deutschen 
Fahrerlaubnis seinen Wohnsitz ge-
nommen hat und in dem diese 
Fahrerlaubnis registriert oder um-
getauscht wurde unter Angabe 
des Tages der Registrierung oder 
des Umtausches, 

d) u n v e r ä n d e r t   

d) die Behörde, die die Fahrerlaub-
nisakte im Sinne des § 50 Absatz 
3 des Straßenverkehrsgesetzes 
führt, 

e) u n v e r ä n d e r t   

e) bei Dienstfahrerlaubnissen der 

Bundeswehr nur  

f) u n v e r ä n d e r t   
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aa) Familiennamen, Geburtsna-
men, sonstige frühere Namen, 
soweit dazu eine Eintragung 
vorliegt, Vornamen, Ordens- 
oder Künstlernamen, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort 
der Geburt und Hinweise auf 
Zweifel an der Identität nach § 
59 Absatz 1 Satz 5 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes, 

  

bb) die Klasse der erteilten Fahr-
erlaubnis, 

  

cc) der Tag des Beginns und Ab-
laufs der Probezeit, 

  

dd) die Fahrerlaubnisnummer,   

3. im Rahmen des § 52 Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes für Ver-
kehrs- und Grenzkontrollen und für 
Straßenkontrollen nur die nach Num-
mer 1 bereit zu haltenden Daten bereit 
gehalten werden. 

3. u n v e r ä n d e r t   
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(2) Der Abruf darf nur unter Verwen-
dung der Angaben zur Person, der Fahrer-
laubnisnummer oder der Führerscheinnum-
mer erfolgen. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

(3) Die Daten nach Absatz 1 Nummer 
1 werden zum Abruf bereitgehalten für  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. die Bußgeldbehörden, die für die Ver-
folgung von Verkehrsordnungswidrig-
keiten zuständig sind, 

  

2. das Bundeskriminalamt und die Bun-
despolizei, 

  

3. die mit den Aufgaben nach § 2 des 
Bundespolizeigesetzes betrauten Stel-
len der Zollverwaltung und die Zoll-
fahndungsdienststellen, 

  

4. die Polizeibehörden der Länder,   

5. Gerichte und Staatsanwaltschaften.   

(4) Die Daten nach Absatz 1 Nummer 
2 werden zum Abruf für die Fahrerlaubnis-
behörden bereitgehalten. 

(4) u n v e r ä n d e r t   
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(5) Die Daten nach Absatz 1 Nummer 
3 werden zum Abruf bereitgehalten für  

(5) u n v e r ä n d e r t   

1. die Bundespolizei,   

2. die mit den Aufgaben nach § 2 des 
Bundespolizeigesetzes betrauten Stel-
len der Zollverwaltung und die Zoll-
fahndungsdienststellen, 

  

3. das Bundesamt für Logistik und Mobili-
tät, 

  

4. die Polizeibehörden der Länder.   

§ 53 § 53  

Automatisiertes Anfrage- und Aus-
kunftsverfahren beim Zentralen Fahrer-
laubnisregister nach § 54 des Straßen-

verkehrsgesetzes 

entfällt  

(1) Übermittelt werden dürfen nur die 
Daten nach § 51 unter den dort genannten 
Voraussetzungen. 
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(2) Die übermittelnde Stelle darf die 
Übermittlung nur zulassen, wenn deren 
Durchführung unter Verwendung einer 
Kennung der zum Empfang der übermittel-
ten Daten berechtigten Behörde erfolgt. 
Der Empfänger hat sicherzustellen, dass 
die übermittelten Daten nur bei den zum 
Empfang bestimmten Endgeräten empfan-
gen werden. 

  

(3) Die übermittelnde Stelle hat durch 
ein selbsttätiges Verfahren zu gewährleis-
ten, dass eine Übermittlung nicht erfolgt, 
wenn die Kennung nicht oder unrichtig an-
gegeben wurde. Sie hat versuchte Anfra-
gen ohne Angabe der richtigen Kennung 
sowie die Angabe einer fehlerhaften Ken-
nung zu protokollieren. Sie hat ferner im 
Zusammenwirken mit der anfragenden 
Stelle jedem Fehlversuch nachzugehen 
und die Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Sicherung des ordnungsgemäßen Verfah-
rens notwendig sind. 
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(4) Die übermittelnde Stelle hat si-
cherzustellen, dass die Aufzeichnungen 
nach § 54 Satz 2 des Straßenverkehrsge-
setzes selbsttätig vorgenommen werden 
und die Übermittlung bei nicht ordnungsge-
mäßer Aufzeichnung unterbrochen wird. 

  

§ 58 § 58  

Übermittlung von Daten aus den örtli-
chen Fahrerlaubnisregistern 

Übermittlung von Daten aus den örtli-
chen Fahrerlaubnisregistern 

 

(1) Für die Verfolgung von Straftaten, 
zur Vollstreckung und zum Vollzug von 
Strafen dürfen im Rahmen des § 52 Absatz 
1 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes 
nur die nach § 57 Nummer 1 bis 10 und 12 
bis 15 gespeicherten Daten übermittelt 
werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t   
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(2) Für die Verfolgung von Ordnungs-
widrigkeiten und die Vollstreckung von 
Bußgeldbescheiden und ihren Nebenfolgen 
dürfen im Rahmen des § 52 Absatz 1 Num-
mer 2 des Straßenverkehrsgesetzes nur 
die nach § 57 Nummer 1 bis 10 und 12 bis 
15 gespeicherten Daten übermittelt wer-
den. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

(3) Für  (3) u n v e r ä n d e r t   

1. die Erteilung, Verlängerung, Entzie-
hung oder Beschränkung einer Fahrer-
laubnis, 

  

2. die Aberkennung oder Einschränkung 
des Rechts, von einer ausländischen 
Fahrerlaubnis Gebrauch zu machen, 

  

3. das Verbot, ein Fahrzeug zu führen,   

4. die Anordnung von Auflagen zu einer 
Fahrerlaubnis 
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dürfen die Fahrerlaubnisbehörden einander 
im Rahmen des § 52 Absatz 1 Nummer 3 
des Straßenverkehrsgesetzes nur die nach 
§ 57 Nummer 1 bis 10 und 12 bis 15 ge-
speicherten Daten übermitteln. 

  

(4) Für Verkehrs- und Grenzkontrollen 
dürfen im Rahmen des § 52 Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes nur die nach § 
57 Nummer 1, 2, 4 bis 10 und 12 gespei-
cherten Daten übermittelt werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t   

(5) Die Daten nach den Absätzen 1, 2 
und 4 dürfen für die dort genannten Zwe-
cke aus dem örtlichen Fahrerlaubnisregis-
ter im automatisierten Verfahren abgerufen 
werden. § 52 Absatz 2, 3 und 5, §§ 53, 54 

und 55 Absatz 1 bis 3 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Die Daten nach den Absätzen 1, 2 
und 4 dürfen für die dort genannten Zwe-
cke aus dem örtlichen Fahrerlaubnisregis-
ter im automatisierten Verfahren abgerufen 
werden. § 52 Absatz 2, 3 und 5, §§ 54 und 
55 Absatz 1 bis 3 sind entsprechend anzu-
wenden. 
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§ 62 § 62  

Automatisiertes Anfrage- und Aus-
kunftsverfahren nach § 30b des Stra-

ßenverkehrsgesetzes 

Automatisiertes Anfrage- und Aus-
kunftsverfahren nach § 30b des Stra-

ßenverkehrsgesetzes 

 

(1) Die Übermittlung der Daten nach 
§ 60 ist auch in einem automatisierten An-
frage- und Auskunftsverfahren zulässig. 

(1) u n v e r ä n d e r t   

(2) § 53 ist anzuwenden. (2) Das Kraftfahrt-Bundesamt darf 
die Übermittlung nur zulassen, wenn de-
ren Durchführung unter Verwendung ei-
ner Kennung der zum Empfang der 
übermittelten Daten berechtigten Be-
hörde erfolgt. Der Empfänger hat sicher-
zustellen, dass die übermittelten Daten 
nur bei den zum Empfang bestimmten 
Endgeräten empfangen werden. 
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 (3) Das Kraftfahrt-Bundesamt hat 
durch ein selbsttätiges Verfahren zu ge-
währleisten, dass eine Übermittlung 
nicht erfolgt, wenn die Kennung nicht o-
der unrichtig angegeben wurde. Es hat 
versuchte Anfragen ohne Angabe der 
richtigen Kennung sowie die Angabe ei-
ner fehlerhaften Kennung zu protokollie-
ren. Es hat ferner im Zusammenwirken 
mit der anfragenden Stelle jedem Fehl-
versuch nachzugehen und die Maßnah-
men zu ergreifen, die zur Sicherung des 
ordnungsgemäßen Verfahrens notwen-
dig sind. 

 

 (4) Das Kraftfahrt-Bundesamt hat 
sicherzustellen, dass die Aufzeichnun-
gen nach § 30b Absatz 2 des Straßen-
verkehrsgesetzes selbsttätig vorgenom-
men werden und die Übermittlung bei 
nicht ordnungsgemäßer Aufzeichnung 
unterbrochen wird. 
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Verordnung zur Genehmigung 
und zum Betrieb von Kraftfahr-

zeugen mit autonomer Fahr-
funktion in festgelegten Be-

triebsbereichen 

Verordnung zur Genehmigung 
und zum Betrieb von Kraftfahr-

zeugen mit autonomer Fahr-
funktion in festgelegten Be-

triebsbereichen 

 

(Autonome-Fahrzeuge-Geneh-
migungs-und-Betriebs-Verord-

nung - AFGBV) 
vom: 24.06.2022 - Geändert 

durch Art. 10 V v. 20.7.2023 I Nr. 
199 

(Autonome-Fahrzeuge-Geneh-
migungs-und-Betriebs-Verord-

nung - AFGBV) 
vom: 24.06.2022 - Geändert 

durch Art. 10 V v. 20.7.2023 I Nr. 
199 

 

§ 16 § 16  

Erprobungsgenehmigung Erprobungsgenehmigung  
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(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung 
von Fahrzeugsystemen oder -teilen und 
deren Entwicklungsstufen für die Entwick-
lung automatisierter oder autonomer Fahr-
funktionen dienen, dürfen im öffentlichen 
Straßenraum nur betrieben werden, wenn 
für das entsprechende Kraftfahrzeug eine 
Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt-
Bundesamts nach § 1i des Straßenver-
kehrsgesetzes vorliegt. Die Erprobungsge-
nehmigung nach Satz 1 umfasst auch die 
Genehmigung zur Erprobung aller Teile, 
Systeme oder Einheiten des Kraftfahr-
zeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung ist nicht anzuwenden. 

(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung 
von Fahrzeugsystemen oder -teilen und für 
die Entwicklung automatisierter oder auto-
nomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öf-
fentlichen Straßenraum nur betrieben wer-
den, wenn für das entsprechende Kraftfahr-
zeug eine Erprobungsgenehmigung des 
Kraftfahrt-Bundesamts nach § 1i des Stra-
ßenverkehrsgesetzes vorliegt. Die Erpro-
bungsgenehmigung nach Satz 1 umfasst 
auch die Genehmigung zur Erprobung aller 
Teile, Systeme oder Einheiten des Kraft-
fahrzeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung ist nicht anzu-
wenden. 
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(2) Die Erprobungsgenehmigung ist 
zu befristen und darf einen Geltungszeit-
raum von vier Jahren im Regelfall nicht 
überschreiten. Sie ist jeweils für weitere 
zwei Jahre zu verlängern, wenn die Vo-
raussetzungen der Genehmigungserteilung 
weiter fortbestehen und der bisherige Ver-
lauf der Erprobung einer Verlängerung 
nicht entgegensteht. Sollten Dritte gegen 
die Erprobungsgenehmigung oder deren 
Verlängerung Rechtsbehelfe einlegen, ver-
längert sich die Geltungsdauer der Erpro-
bungsgenehmigung um die Anzahl der 
Tage, an denen der Rechtsbehelf aufschie-
bende Wirkung entfaltet. 

(2) u n v e r ä n d e r t   

(3) Die Erteilung einer Erprobungsge-
nehmigung setzt voraus, dass  

(3) u n v e r ä n d e r t   

1. für das Kraftfahrzeug eine Einzelge-
nehmigung oder eine Typgenehmigung 
vorliegt, 
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2. an dem Kraftfahrzeug nach der Ertei-
lung der Einzelgenehmigung oder der 
Typgenehmigung Veränderungen vor-
genommen worden sind, um es mit au-
tomatisierten oder autonomen Fahr-
funktionen auszustatten, 

  

3. der Halter, der die Entwicklung und Er-
probung veranlasst, sowie die an der 
Entwicklung und Erprobung Beteiligten 
ausreichend sachkundig und zuverläs-
sig sind in Bezug auf technische Ent-
wicklungen für den Kraftfahrzeugver-
kehr, 

  

4. der Halter ein Entwicklungskonzept 
vorlegt, in dem  

  

a) die bereits vorgenommenen und 
noch beabsichtigten Veränderun-
gen sowie die zu erprobenden 
Fahrfunktionen hinreichend be-
schrieben werden, 

  

b) die Einhaltung des gegenwärtigen 
Stands der Technik dargelegt wird  
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aa) bei automatisierten Fahrfunkti-
onen unter Berücksichtigung 
von § 1a Absatz 2 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes und 

  

bb) bei autonomen Fahrfunktio-
nen unter Berücksichtigung 
von § 1e Absatz 2 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes, 

  

c) die Sicherstellung der permanen-
ten Überwachung des Betriebs 
dargelegt wird  

  

aa) bei automatisierten Fahrfunkti-
onen durch einen in Bezug 
auf technische Entwicklungen 
für den Kraftfahrzeugverkehr 
zuverlässigen Fahrzeugführer 
und 

  

bb) bei autonomen Fahrfunktio-
nen durch eine vor Ort anwe-
sende, in Bezug auf techni-
sche Entwicklungen für den 
Kraftfahrzeugverkehr zuver-
lässige Technische Aufsicht, 
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d) die Bereitstellung von nicht perso-
nenbezogenen Daten und Ereig-
nissen, die den technologischen 
Fortschritt der zu erprobenden 
Entwicklungsstufe betreffen, ent-
halten ist; hierzu zählen insbeson-
dere  

  

aa) die Anzahl und die Zeiträume 
der Nutzung sowie der Akti-
vierung und der Deaktivierung 
der automatisierten oder auto-
nomen Fahrfunktion, 

  

bb) die Anzahl und die Zeiträume 
der Freigabe von alternativen 
Fahrmanövern, Fehlerspei-
chereinträge (Beginn und 
Ende) samt Softwarestand, 

  

cc) die jeweiligen Umwelt- und 
Wetterbedingungen, 
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dd) die Bezeichnung der aktivier-
ten und deaktivierten passiven 
und aktiven Sicherheitssys-
teme, deren Zustand sowie 
die Instanz, die das Sicher-
heitssystem ausgelöst hat, 

  

ee) die Fahrzeugbeschleunigung 
in Längs- und Querrichtung 
sowie 

  

ff) die Geschwindigkeit,   

5. das automatisierte oder autonome 
Fahrzeugsystem zu jeder Zeit deakti-
vierbar und vor Ort übersteuerbar ist. 
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(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist be-
rechtigt, die zur Beurteilung der Sicherheit 
im Straßenverkehr und des technischen 
Fortschritts sowie zur evidenzbasierten 
Entwicklung der Regulierung von Entwick-
lungsstufen automatisierter oder autono-
mer Fahrfunktionen erforderlichen Daten 
ausschließlich als nicht personenbezogene 
Daten zu erheben, zu speichern und zu 
verwenden. Die Daten sind spätestens 
nach Abschluss der Evaluierung nach § 1l 
Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes zu lö-
schen. 

(4) u n v e r ä n d e r t   

(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann 
zum Zweck der Erprobung von Fahrzeug-
systemen oder -teilen und deren Entwick-
lungsstufen für die Entwicklung automati-
sierter oder autonomer Fahrfunktionen 
Ausnahmen genehmigen von  

(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann 
zum Zweck der Erprobung von Fahrzeug-
systemen oder -teilen und für die Entwick-
lung automatisierter oder autonomer Fahr-
funktionen Ausnahmen genehmigen von  

 

1. den Vorschriften der §§ 1a und 1e des 
Straßenverkehrsgesetzes, 

1. u n v e r ä n d e r t   

2. dieser Verordnung mit Ausnahme von 
den §§ 15 und 16 und der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung. 

2. u n v e r ä n d e r t   
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(6) Die Erprobungsgenehmigung ist 
bei Fahrten mitzuführen und zuständigen 
Personen auf Verlangen zur Prüfung aus-
zuhändigen. 

(6) u n v e r ä n d e r t   

(7) Ein Hinweis auf die Erprobungsge-
nehmigung ist unter Angabe des Datums 
der Ausstellung durch das Kraftfahrt-Bun-
desamt in die Zulassungsbescheinigung 
Teil I einzutragen. 

(7) u n v e r ä n d e r t   

(8) Die Verfahren nach Abschnitt 3 
Unterabschnitt 3 der Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung sowie § 11 sind nicht anzuwen-
den. 

(8) u n v e r ä n d e r t   



Kommentierung des TÜV Verbands e.V. vom 25.09.2024 

  

 

 

 


